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A. Einleitung, zur Weiterbehandlung der StHR 1949, 

Allgemeines zur StHR 195o 

I. Einleitung 

Die Rechnungsprüfung ist umso wirkungsvoller, je gegenwartsnaher 
sie ist. Dem Bestreben des RH, die Rechnungsprüfung alsbald nach 

Abschluß des Rj. durchzuführen, sind jedoch Grenzen gesetzt.Die­
se ergeben sich insbesondere daraus, dass die Kassenbücher z.T. 

erst einige Monate nach dem Ablauf des Rj. abgeschlossen werden 
können (sogen. Schlußmonate) und sich demgemäß die Rechnungsle­

gung der Kassen entsprechend verzögert, Es kommt hinzu, dass 
die Aufstellung und Drucklegung der stHR, die eine wesentliche 

Prüfungsunterlage bildet, naturgemäß geraume Zeit beansprucht. 
Die StHR für das Rj.1951 liegt beispielsweise jetzt noch nicht 

vor. Auch durch die Säumigkeit mancher Verwaltungsbehörden bei 
der Beantwortung von Prüfungsmitteilungen des RH traten viel­

fach Verzögerungen in der Erledigung der prüfungsaufgaben ein. 
Schließlich sei noch erwähnt, dass die in § 92 RHO vorgeschrie­

bene Vorprüfung der Rechnungen durch die Verwaltungsbehörden 
(Vorprüfungsstellen) zwar die Aufgaben des RH erleichtert, je­

doch den Begil:n seiner prüfungstiitigkei t ebenfalls hinaus­
schiebt. 

Der Beschleunigung der Rechnungsprüfung dienen die im § 92 RHO 
vorgesehene Möglichkeit, auf die Vorprüfung zu verzichten oder 

sie einzuschränken, und die Vorschrift in § 93 RHO, wonach der 
RH die abschließende Prüfung von Rechnungen den Vorprüfunga­

stellen überlassen kann, Ferner räumt § 94 RHO dem RH die Be­
fugnis ein, die Prüfung der Rechnungen nach seinem ßrmessen ein­
zuschränken, 

Der RH mußte bei derprüfungder Rechnungen für das Rj.195o von 
den Möglichkeiten, die PrLfung den Vorprt;.fungsstellen zu überlas­

sen oder sie einzuschränken, umsomehr Gebrauch machen, als er 
in den Jahren 1951 und 1952 durch die auf Ersuchen der J,andes­

regierung durchgeführten Organisations- und Wirtschaftlichkeits­
prüfungen bei den Ministerien und d.urch andere nicht der Rech­

nungsprüfung im engeren sinne diene.nde Arbeiten, wie z.B.die Prü­
fung der Umstellungsrechnungen und die Überwachung der Erfüllung 

von Unterbringungsvorschriften des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Art.131 GGfallenden Personen vom 

11 .Mai 1951 ( BG Bl. I S. 30{) besonders stark belastet war. 
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Der RH beschränkt sich deshalb auch in seiner Berichterstattung 
auf die wesentlichsten Feststellungen, Seine Bemerkungen werden 

.j. durch die beigefügte, im zweiten Teil dieses Bandes enthaltene 
Denkschrift über die hauptsächlichsten Prüfungsergebnisse er­

gänzt. von der Erstattung eines Berichts über die wesentlichen 
Ergebnisse der Prüfung von Unternehmen mit eigener Rechtspersön­

lichkeit im Gj.195o.wurde abgesehen, nachdem für die Gj.1948 und 
1949 ausführlich hierüber berichtet worden ist und sich im Gj. 

195o erhebliche neue Gesichtspunkte nicht ergeben haben.Es ist 
beabsichtigt, der Denkschrift zur stHR 1951 wieder einen Bericht 

über die Prüfung von Unternehmen mit eigener Rechtspersönlich­
keit beizufügen. 

II. zur Weiterbehandlung der stHR 1949 

Die Bemerkungen und die Denkschrift zur StHR 1949 nebst einem 
3ericht über die wesentlichen Ergebnisse der Prüfung von Unter­
nehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit -Gj.1948 und 1949- hat 

der RH unter gleichzeitiger Verständigung des Präsidenten des 
Landtags dem Minister der Finanzen mit Schreiben vom 24,März 1952 

übermittelt und gebeten, das verfassungs-und haushaltsrechtlich 
Erforderliche zu veranlassen.Sie wurden nebst einer stellungnahrre 

der Landesregierung am 28.0kt.1952 üem Landtag zugeleitet, Siehe 
Landtagsdrucksache Abt.I Nr.527. Durch die Vorschrift in Art,144 

HV, wonach die Landesregierung zu den Bemerkungen des RH zuvor 
Stellung zu nehmen hat, wird die Vorlage der Berichterstattung 

über die Rechnungsprüfung an den Landtag naturgemäß weiter ver­
zögert, Andere Verfassungen, wie z.B. das Grundgesetz (Art.114), 
sehen daher eine Stellungnahme der Regierung zu den Prüfungsbe­
merkungen des RH nicht vor. Eine weitere Beschleunigung wird 

durch die in manchen Ländern, wie z.B. in Bayern (siehe § 21 des 
Bayerischen RH-Gesetzes vom 6.okt.1951, Bayr. Gesetz-und Verord­

nungsblatt s.189) getroffene Regelung erzielt, wonach der RH 
seinen Bericht dem Landtag unmittelbar zuzuleiten hat, Nach An­
sicht des RH würde durch das in der Hassischen Verfassung vorge­
schriebene verfahren, das sich als zweckmäßig erwiesen hat,eine 
nennenswerte Verzögerung dann nicht eintreten, wenn die r,andE!sre­
gierung dazu überginge, die Bemerkungen und die Denkschrift des 

RH unverzüglich dem Landtag zuzuleiten und ihre Stellungnahme 
zu den Bemerkungen möglichst bald nachzureichen, 
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Der Landtag hat über die Entlastung der Landesregierung für das 

Rj. 1949 noch nicht entschieden, Der RH wird in den Bemerkungen 
zur StHR 1951 weiter berichten. 

III, ~llgemeines über die StHR 195o 

Die Staatshaushaltsführung im Rj, 195o beruht auf dem Haushalts­

gesetz 195o und dem darin festgestellten Haushaltsplan des Landes 

für das Rj. 195o. Die StHR 1949 schließt im Sinne von§ 7 des be­

zeichneten Gesetzes mit keinen in das Rj. 195o übertragbaren Haus­
haltsrasten und Vorgriffen ab, Die im Haushaltsplan für das Rj.195o 

vorgesehenen Einnahme- und Ausgabebeträge bilden deshalb zugleich 

das Haushaltssoll (Gesamtsoll) für das Rj. 195o. Die StHR 195o 

schließt im ordentlichen Haushalt ab 

mit einem Überschuß der Ausgaben über 
die Einnahmen von 

m1t einem Ausgaberest am Ende des 
Rj. 195o von 

m1thin mit einem ungedeckt gebliebenen 
Betrag von 

Im Rj. 1949 sind ungedeo/kt geblieben 
sodass am Ende des Rj. 195o ein Fehlbetrag 
vorhanden war von insgesamt 

4o 137 732,7o 

3 414 54.o,86 

43 552 273,56. 

115 797 881,o1, 

159 35o 154,57. 

=============== 
Nach § 75 RHO wäre der Fehlbetrag des Rj, 1949 in den Haushalts­

plan für das Rj. 1951 und der Fehlbetrag des Rj. 195o in den Haus­

haltsplan für das Rj. 1952 als ordentliche Ausgabe einzustellen 

gewesen. 

Gemäß § 3 des Haushaltsgesetzes 1951 war jedoch § 75 RHO für das 

Rj. 1951 nicht anzuwenden. Vielmehr war danach über die Abdeclmng 

des Fehlbetrags aus dem Rj. 1949 bei der Verabschiedung des Haus­

haltsplans für das Rj. 1952 zu entscheiden, Demgemäß trifft § 3 

des Haushaltsgesetzes 1952 in teilweiser Abweichung von § 75 RHO 
über die Abdeckung der Fehlbeträge aus den Rj. 1949 und 195o nähe­

re Bestimmungen, Der Abschluß der StHR 195o für den außerordent-
11chen Haushalt weist einen - nur aus Ausgaberesten bestehenden -

Fehlbetrag von 36 321 341,9o DM aus. Davon sind 35 674 3oo,- DM 
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Restverpflichtungen aus dem sozialen Wohnungsbau im Rj. 195o) in 

den Landeshaushaltsplan für das Rj. 1951 eingestellt, so dass noch 

647 o41,9o DM ungedeckt bleiben. 

Die StHR 195o entspricht den Erfordernissen der §§ 7'1 bis 79 RHO. 

Einige in ihr enthaltene Druck- und Darstellungsfehler sind in 

der Anlage 1 bezeichnet, beeinflussen das Rechnungsergebnis jedoch 

nicht. Darüber hinaus enthalten der Vorbericht und die Anlage 1 

zur Rechnung Epl. II einige ungenaue und unrichtige Angaben, näm­

lich: 

a) Der Betrag der Ausgabereste des außerordentlichen Haushalts 

am Schluß des Rj. 195o ist auf Seite XVIII Zeile 2 des Vorbe­

richts mit 37 951 846,o8 DM, auf Seite A 76 Spalte 5 der Ge­

samtrechnung und auf Seite A 78 in der dr~en Spalte des Ab­
schlusses der Gesamtrechnung dagegen mit 36 321 341 1 9o DM ange-

geben. Der Sachverhalt ist folgender: Die Plusbeträge in Spalte 
4 der Einzelrechnung Epl. X Außerordentlicher Haushalt stellen 

die eigentlichen Ausgabereste dar und ergeben zusammen 
37 951 846,o8 DM. Die Minusbeträge in derselben Spalte der glei­
chen Rechnung stellen die Haushaltsvorgriffe dar und belaufen 

sich zusammen auf minus ·1 63o 5o4, 18 DM. Der Überschuß der ;~ 

eigentlichen Ausgabereste (Plusbeträge) über die Haushaltsvor­

griffe (Minusbeträge) ergibt 36 321 341,9o DM und ist als Ge­

se.mtergebnis wei terbehandel t. 

b) Die Nachweisung über Einnahmen und Ausgaben sowie über den Be­

stand an Sondervermögen (Anlage 1 zur Rechnung Epl. II, s. B 

132 bis 134) enthält folgende unrichtige Betragsangaben in der 

Spalte "Stand am Schluß des Rj, 1949": 

bei lfde Nr, 2 = 7 734 1 62 DM statt 7 33o,9o DM nach der letzten 
Spalte in der Anlage 2 zur Einzelrechnung III für das Rj.1949; 

das sind mehr 4o3,72 DM; 

bei lfde Nr. 3 minus 265,1o DM statt 6 992,48 DM nach der 

letzten Spalte in der Anlage 2 zur Einzelrechnung III für das 

Rj. 19491 das sind weniger 7 257,58 DM; 

bei lfde Nr. 45 = 7 791,95 DM statt 7 79o,- DM nach der letzten 
Zeile in der Anlage zur Rechnung Epl. II für das Rj. 1949i das 

sind mehr 1 1 95 DM. 

' - ..3-~- 1'1~~-.:-~---D.!!-.! •• 1--.!..L -------- .:'1--- ...... _______ .,.,L _____ _ _,...! -
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B, ~erkungen zur StHR 195o 

Anl.2 

I, Allgemeine Bemerkungen im Sinne von§ 1o7 Abs,1 Nr, 1 RHO 

a) über die Übereinstimmung mit den Beträgen in den Kassen­
rechrl.ungen .. 

Die Beträge der in der StHR 195o nachgewiesenen Haushaltsein­
nahmen und -ausgaben des Landes stimmen mit den Beträgen überein, i 

die in den vom RH oder von Verwaltungsbehörden (Rechnungsprü~ 
fungsämtern, Vorprüfungsstellen) bestimmungsgemäß geprüften 
Kassenrechnungen nachgewiesen sind, Ausnahmen hiervon sind in 

der Anlage 2 näher bezeichnet, beeinflussen das Rechnungsergeb-
nis jedoch nur hinsichtlich der überplanmäßigen Ausgaben. Dies­

bezügliche Einzelheiten ergeben sich aus Abschnitt 3 der Anla­

ge 3. 

b) über die ordnungsmäßige Belegung der nachgewiesenen Einnahmen 
und· Ausgaben- · 

Einnahme- oder Ausgabebeträge, die nicht ordnungsmäßig belegt 

sind, haben sich bei der Reohnungsprüfung, bei der überlassenen 

Prüfung und der Vorprüfung nicht ergeben. Das gilt nicht für 

Fälle, in denen einschlägige Einzelbemerkungen aufgestellt sind. 

Das in a) und b) Gesagte trifft auch auf die bestimmungsgemäß 

vom Präsidenten des RH geprüfte Rechnung über die Einnahmen und 

Ausgaben des RH für das Rj, 195o zu. 

II. Bemerkungen im Sinne von § 1o7 Abs,1 Nr. 2 RHO 

a) Sammalbemerkungen über Abweichungen vom Haushaltsplan, von 
Gesetzen usw; 

1. über- und außerplanmäßige Ausgaben 

Die Zahl der Fälle, in denen vom Haushaltsplan für das 

Rj. 195o abgewichen worden ist, ist immer noch verhältnis­

mäßig groß. Näheres ergibt sich für die Ausgabewirtschaft 

aus der Anlage I zur StHR 195o (Seiten C 1 bis C 91), wo für 

rund 58o Verbuchungsstellen nachgewiesen sind 

für den ordentlichen Haushalt 

überplanmäßige Ausgaben von 

außerplanmäßige Ausgaben von 

zusammen 

DM 

44 1o3 235,2o 

37 89o 637.61 

81 993 872,81 
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Übertrag: 

für den außerordentlichen Haushalt 
-uberplanmäßige-Ausgaben von 

insgesamt 

DM 
61 993 872,81 

1 63o 5o4, 18 
83 624 376,99. 

=============:::===== 
Das sind rd. 8,3 v.H. des Gesamtbetrags der in der stHR 

195o nachgewiesenen Haushaltsausgaben von 1 oo1 598 717,21DM. 

Für das Rj. 1949 betrug das Verhältnis 11,5 v.H •• Im Rj,195o 

ist demnach eine wesentliche Verbesserung gegenüber dem 

Rj. 1949 eingetreten. Der früher vom RH festgestellte Mangel, 

dass die über- und außerplanmäßigen Ausgaben nicht genügend 
begründet und die Genehmigungsverfügungen des Ministers der 

Finanzen nicht angegeben waren, ist behoben, Es muß aber 

darauf hingewiesen werden, dass in anderen Ländern das Ver­

hältnis der über- und außerplanmäßigen Ausgaben zu den Ge­

samtausgaben günstiger liegt als in Hessen, So betrug z.B. 

im Land Württemberg-Baden das Verhältnis für das Rj. 1949 

für den Landesbezirk Württemberg nur 3,33 v.H. und für den 

Landesbezirk Baden nur 4,68 v.H., 

Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass in verhältnj.smäßig 

vielen Fällen die über- oder außerplanmäßigen Ausgaben auf 

nach Feststellung des Haushaltsplans gefaßten Landtagsbe­

schlüssen, auf nachträglich eingetretener Erhöhung der ta­

riflichen Angestelltenvergütungen und Arbeiterlöhne, auf 
dem nachträglich bestimmten Wegfall der Kürzung von Versor­

gungsbezügen oder auf anderen gesetzlichen Maßnahmen beruhen 
und mithin für die Verwaltung zwangsläufig waren. Ferner 
sind wieder in erheblichem Umfang Einnahmen des ordentlichen 

Haushalts an den außerordentlichen Haushalt abgeführt worden, 

Dieses Verfahren, das der RH bereits früher beanstandet hat, 

führt nicht nur zu einer Aufblähung des Haushalts, sondern 

hat vielfach auch über- und außerplanmäßige Ausgaben zur 

Folge, die nicht als echte Haushaltsüberschreitungen anzu­

sehen sind, Nach den Feststellungen des RH belaufen sich die 

hierdurch verursachten über- und außerplanmäßigen Ausgaben 
des Rj. 195o auf 1o o17 3o1 ,57 DM. setzt man diesen Betrag 
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außerplanmäßigen ·Ausgaben des Rj, 195o vom Gesamtbetrag der 

in der StHR 195o nachgewiesenen über- und außerplanmäßigen 

Ausgaben ab, so vermindert sich das Verhältnis der über­
und außerplanmäßigen Ausgaben zur Gesamtausgabe nicht un­
wesentlich. Im übrigen hätte nach Ansicht des RH manche 

über- oder außerplanmäßige Ausgabe vermieden werden können, 

wenn die veranschlagten Ausgaben genauer berechnet oder ge­

schätzt worden wären. Dies gilt insbesondere für die Fälle, 

in denen schon früher grössere Beträge zu Unrecht bei den 

Vorschüssen gebucht worden waren, vgl. z.B. die über- und 

außerplanmäßigen Ausgaben des ordentlichen Haushalts bei 

Epl. X Kap. 15 Titel 37 und Kap. E 3 hinter Titel 6, 

Der Landtag hat die über- und außerplanmäßigen Ausgaben in 

seiner Sitzung am 3.Dez.1952 gemäß§ 83 RHO vorbehaltlich 

der späteren Beschlußfassung über die Bemerkungen d.es RH 

nachträglich genehmigt, Siehe die Landtagsdrucksache Abt. 

III Nr, 35 S. 1418, 

2. Mitteilung der Nebenbezüge von Beamten im Haushaltsplan 

Nach § 12 RHO und § 6 Abs.9 RWB sind bei den Mitteln für Be­

soldungen und für Hilfsleistungen durch Beamte die Einnahmen 
der Beamten aus Nebenämtern oder einer sonstigen mit einer 

fortlaufenden Vergütung aus öffentlichen Mitteln verbunde­

nen Nebenbeschäftigung sowie aus anderen als Landesmitteln 
bewilligten Einnahmen, die Beamte aus Anlaß einer in ihren 

dienstlichen Aufgabenkreis fallenden oder mit ihm zusammen­

hängenden Tätigkeit erhalten, in den Erläuterungen mitzu­

teilen. 

Dieser Vorschrift ist im Haushaltsplan für das Rj. 195o 

nicht entsprochen worden, Soweit in den Haushaltsplänen spä­

terer Rechnungsjahre Angaben hierüber enthalten sind, sind 

sie unvollständig. Der RH hält es für erforderlich, dass 

künftig der Vorschrift des § 12 RHO voll entsprochen wird. 

3. Buchung an unrichtiger stelle 

Fälle von Buchungen an unrichtiger Stelle (Titelverwechse-
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aufgegriffen, wenn es sich um grössere Beträge handelt, oder 

wenn die Angelegenheit von grundsätzlicher oder sonst erheb­

licher Bedeutung war, Nähere Angaben darüber sind in der 

beigefügten Übersicht (Anlage 3), wenn über die Angelegen­

heit eine Einzelbemerkung aufgestellt ist, auch in dieser 
enthalten. 

b) Einzelbemerkungen über Abweichungen vom Ha.ushal tsplan. Verstöße 
gegen Gesetze, Verordnungen usw., über Einnahmen. Ausg@.en und 
Vermögen.däs-Landes.und.in Fällen, in denen auf Erinnerungen 

des RH keine Abhilfe. bei1irk:t worden ist 
für das R~.195o· 
T. Ep1; II~ 

Kap. 16 

Titel 37 

Minister des Innern, ordentlicher Haushalt, 
fortdauernde Ausgaben 

Sonstige Einnahmen und Ausgaben der Inneren 
Verwaltung 

Zur Verfügung des Ministers für allgemeine 
Zwecke, für die andere planmäßige i/iittel 
nicht vorhs,nden sind ( z. V.) 

Aus den Verfügungsmitteln des Ministers des Innern sind 

37o,- DM Weihnachtszuwendungen an Angestellte des Innen­

ministeriums der Vergütungsgruppen X und IX TO.A sowie 

2 9oo,- DM besondere Beihilfen und Zuwendungen an Gendarme­
riebeamte oder deren Hinterbliebene gewährt worden. Diese 
Zahlungen verstießen gegen die §§ 38, 42 Abs.1 und 43 RHO 
sowie § 15 BesG und Nr. 75a BV. 

2, Epl. III 
Abschnitt W. 

Kap. 1o 
Titel 31 

Minister für Arbeit, Landwirtschaft und 
Wirtschaft, ordentlicher Haushalt, fort­
dauernde Ausgaben 
Straßenbauverwaltung 
Unterhaltung und Instandsetzung der Land­
straßen I. Ordnung und der damit verbunde­
nen Nebenausgaben im Regierungsbezirk 
Darmstadt 

Der straßenbauverwal tung Darmstadt wurden durch Kassenan­

schlag bei Epl. III Abschnitt W Kap. 1o Titel 31 im Rj.195o 

an Haushaltami tteln 2 486 ?oo,- DM - voller Haushaltsbetrag­

zur Verfügung gestellt. Diese Mittel wurden um 6 53o,27 DM 

überschritten. Um jedoch keine Überschreitung nachweisen zu 

müssen, wurde kurz vor dem Jahresabschluß ein Betrag von 

12 86o,21 DM auf Epl. 0'7 Abschnitt W Kap. 7o Titel 3oo Rj. 
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Epl, III Abschnitt W Kap, 1o Titel 31 an Ausgaben nur 
2 48o 37o,o6 DM nachgewiesen, obwohl diese in Wirklichkeit 
2 493 23o,27 DM betrugen. Es wären somit nicht 6 329,94 DM 
Ylenigerausgaben, sondern 6 53o,27 DM Mehrausgaben in der 
Staatshaushaltsrechnung nachzuweisen gewesen, 

Da die Haushaltsmittel nicht so verwaltet wurden, dass sie 

zur Deckung aller Ausgaben im Rj. 195o ausreichten und die 
vorherige Zustimmung des Ministers der Finanzen zu den Mehr­

ausgaben nicht eingeholt wurqe, liegt ein verstoß gegen die 

§§ 32 und 33 RHO vor, Weiter wurde durch die Umbuchung des 
Betrags von 12 86o,21 DM auf das Rj, 1951 gegen§ 68 Abs,1 

RHO verstoßen, da die Ausgaben im R j. 195o geleistet wurden, 

Epl. VIII Minister der Justiz, ordentlicher 
halt, fortdauernde Ausgaben 

Haus-

Kap, 1 Ministerium 
Titel 32 zur Verfügung des Ministers 

Ein B.eamter hat aus Anlaß der Einrichtung einer ihm zuge­

wiesenen V/ohnung eine Zuwendung von 25o,- DM aus den Mitteln 

"zur Verfügung des Ministers" erhalten, 
Es liegt ein Verstoß gegen§§ 38 Abs,1 und 42 Abs, 1 RHO vor. 

4, Epl. IX 

Kap. 1 
Ti:bel 31 

Minister der Finanzen, ordentlicher Haus­
halt, fortdauernde Ausgaben 
Ministerium 
zur Verfügung des Ministers 

Zu Lasten der Verfügungsmittel sind an zwei Beamte des Mini­

steriums der Finanzen aus besonderem Anlaß einmalige Zuwen­

dungen von 1 ooo,- DM und 25o,- DM gezahlt und auf Grund des 

§ 131 Abgabenordnung von der Einkommensteuer freigestellt 

worden, 

Der RH erblickt in diesen Zahlungen Verstöße gegen § 38 RHO, 

§ 15 BesG und Nr, 75a BV. 

Eine Befreiung der Zuwendungen von der Einkommensteuer aus 

Billigkeitsgründen nach § 131 Abgabenordnung wäre nach An­

sicht des RH nur möglich gewesen, wenn besondere in der Per­

son der Leistungsempfänger begründete Umstände für einen 

solchen gesprochen hätten. 
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5. Epl. X Allgemeine Finanzverwaltung, ordentlicher 
Haushalt, fortdauernde Ausgaben 

6. 

Kap. 
Titel 

8 

33 
Besondere Aufwendungen 
Zur Verfügung der Landesregierung zu all­
gemeinen Zwecken, für die andere planmäs-
sige Mittel nicht vorhanden sind 

An 5 Ministerialdirektoren sind in der Zeit vom 1.April bis 

zum 3o.Nov. 195o monatlich 16o,- DM Aufvmndsentschädigung ge­

zahlt worden. Wie bereits in den Bemerkungen zur StiiR 1949 

ausgeführt wurde, erblickt der RH in diesen Zahlungen einen 

Verstoß gegen§ 38 RHO, § 15 BesG und Nr, 75a BV. 

Epl. X Allgemeine Finanzverwaltung, ordentlicher 
Haushalt, fortdauernde Ausgaben 

Kap. 11 ~bwicklungskonto über das Aufkommen aus 
Umstellungsgrundschulden 

Titel 33 Abführung ael.l. Überschusses an den :a.o~ 
Haushalt 

In der StHR werden 3o 7o8 237,11 DM als an den a.o~ Haushalt 
abgeführt nachgewiesen. Im außerordentlichen Haushalt sind 
jedoch bei Epl. X Kap. 1 Ti tel 3 nur 25 Mio DM vereinnahmt 
worden, während der Restbetrag von 5 7o8 237,11 DNl als Ver­
wahrung gebucht wurde. 

Die Angaben in der strm sind somit unrichtig. Ebensowenig 

trifft die Begründung der überplanmäßigen Ausgabe bei Epl. X 

Kap. 11 Titel 33 in der Anlage I der StHR zu. Das Verfahren 

verstieß gegen § 63 RHO, wonach Einnahmen als Verwahrungen 

nur gebucht werden dürfen, solange eine endgültige Verrech­

nung der Beträge nicht möglich ist. 

Der als Verwahrung gebuchte Betrag wurde im Rj. 1951 auf 

Haushaltseinnahmen umgebucht. Dies hatte zur Folge, dass 

das Ergebnis des Rj, 1949 um den genannten Betrag verschlech­

tert und das Ergebnis des Rj. 1951 entsprechend verbessert 

wurde. Die Buchungen bedeuteten daher auch einen Verstoß ge­

gen § 68 RHO, wonach alle Einnahmen und Ausgaben in der Rech­

nung des Jahres nachzuweisen sind, in dem sie eingegangen 

oder geleistet worden sind. 
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Allgemeine Finanzverwaltung, ordentlicher 
Haushalt, einmalige Ausgaben 

Kap. E 1 ßinmalige Ausgaben der Allgemeinen Finanz­
verwaltung 

Tfi.tel 3 Wiederherstellung der durch Kriegsein­
wirkung vernichteten Baubestandspläne 
für Grundstücke des Staatl. Vermögens 
einschließlich Ergänzung der Baubestands­
pläne 1 • Rate 

Die Staatsbauämter haben aus diesem Haushaltsansatz auch per­
sönliche Verwaltungsausgaben bestritten, Da ein entsprechen­
der Haushaltsvermerk fehlt, liegt ein Verstoß gegen§ 11 RHO 
vor. 

8. Epl. XIII Schuldenverwaltung des Landes Hessen, 
ordentlicher Haushalt 

Die Anlage V zur StHR - Übersicht der Staatsschulden am Schlus­
se des Rj, 195o - stimmt nach dem Prüfungsergebnis des RH 
mit dem tatsächlichen Schuldenstand nicht voll überein. 

Bei der Prüfung wurde folgender Schuldenstand ermittelt: 

I. Buchschulden 
Ausgleichsforderungen 
Geldinstitute 
Versicherungsunternehmen und 
Bausparkassen 
Sonderausgleichsforderungen 
Entschädigungsforderungen der 
Landgeber nach dem GSB 

II. Sonstige Schulden 
a) Altschulden 

Ehemaliges Land Hessen 
Ehemaliger Staat Preußen 

b) Neuschulden 
Darlehen des Bundes 
Unmittelbare Darlehen des 
Hauptamts für Soforthilfe 
Darlehen des Hauptamts für Sofort­
hilfe aus dem Aufkommen aus Um­
stellungsgrundschulden 
Darlehen der Landesversicherungs­
anstalt Hessen 

stalld a111> 
?1.- März 1951 

DM 

8o8 5o8 000 

162 000 000 

17 494 000 

988 oo2 ooo 

2 225 2oo 
91 3oo 

2 316 5oo 

31 343 000 

24 54o 000 

4o 499 4oo 

2 000 000 
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Stand am 
31 .M:ärz 1951 

Übertrag: 
Darlehen des Landesstocks für 
Arbeitseinsatz 
Kassenkredit 

Verbindlichkeiten aus Bürgschafte~ 
Garantien usw. 
Bürgschaften vor dem 21.Juni 1948 

" nach II 2o.Juni 1948 

Insgesamt 

DM 
98 382 4oo 

21 000 000 

97 123 7oo 
216 506 1oo 

8 458 7oo 
67 334 000 

75 792 7oo 

1 282 617 3oo 

X Allgemeine Finanzverwaltung, außer­
ordentlicher Haushalt - Allgemein -

(ßl) 

Der außerordentliche Haush0.l t für das Rj, 195o entsprach eben­

sowenig wie derjenige für das Rj. 1949 den Erfordernissen des 

§ 3 Abs.2 HHO, Danach gehören in den außerordentlicl1en Haus­

halt in erster Linie die Einnahmen aus Anleihen, die ßinnahmen 

aus der Veräußerung von aus Ausleihemitteln beschafften Gegen­

ständen sowie andere nach ihrem Betrag und ihrem Entstehungs­

grund außergewöhnliche Einnahmen. Als Ausgaben sind die aus 

diesen Einnahmen zu bestreitenden Aufwendungen einzustellen. 

Der außerordentliche Haushalt für das Rj. 195o wurde dagegen 

neben Einnahmen aus Darlehen in erheblichem Umfange aus Ab­

führungen des defizitären ordentlichen Haushalts gespeist. 

Auch auf der Ausgabeseite enthielt er weitgehend ordentliche 
Ausgaben, wie z.B. das @esamte Staatliche Straßen- und Hoch­

bauprogramm sowie die zur Förderung kommunaler Baumaßnahmen 

bereitgestellten Mittel, 

Daraus erklärt es sich auch, dass entgegen der Vorschrift des 

§ 33 Abs,2 RHO wieder in grösserer Zahl Ausgabebewilligungen 

des außerordentlichen Haushalts überschrnten worden sind, 

1 o. Verwahrungen - Epl, XIII, Schuldenverwaltung des Landes Hessen-

Nach der 45. Durchführungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
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nehmen und Bausparkassen zur Deckung ihrer Umstellungskosten 

gewährten Sonderausgleichsforderungen aus den Mitteln zu til­

gen, die die Bank deutscher Länder nach näherer Vorschrift des 

§ 3 der 45, DVO/UG aus den Zinseinnahmen der ihr zustehenden 

Ausgleichsforderungen den Ländern überweist, Die bis Ende des 

Rj, 195o dem Lande Hessen von der Bank deutscher Länder zuge­
flossenen Beträge von insgesamt 3 559 581,35 DM sind entge­

gen der Vorschrift des § 63 RHO als Verwahrungen behandelt 

worden, Ebenso wurde im Rj. 1951 verfahren, 

Die Beträge hätten haushaltsmäßig vereinnahmt und verausgabt 

werden müssen, wie dies auch vom Rj. 1952 ab geschieht. Der 

RH sieht die Angelegenheit damit als erledigt an, 

11, Vorschüsse- Epl. X, Haushalt der Allgemeinen Finanzverwaltung-

a) Herrichtung des Gebäudes Luisenstraße 25, Wiesbaden 
zu.Diensträumen für Staatsdienststellen 
Für den .. gena:imten. Zweck wurde dem Grundstückseigentümer 

zu Lasten der Vorschüsse ein Darlehen von 35 ooo,- DM ge­

währt, das später gegen die Miete verrechnet werden soll, 

b) Ausbau des Gebäudes Riederbergstraße 39, Wiesbaden 

Entsprechend wurde in diesem Falle verfahren und an den 

Grundstückseigentümer 25 o69,57 DM als Mietvorauszahlung 

gezahlt und als Vorschuß gebucht, 

c) Ankauf von Grundstücken in Bonn zur Unterbringung der 
Hessischen Vertretung 

Auch die für den Grundstückserwerb ausgezahlten 

82 845,4o DM sind zunächst nur als Vorschuß gebucht wor­

den. 
Das Verfahren verstieß gegen § 27 RHO, der eine Buchung 
als Vorschuß nur dann zuläßt, wenn die Verpflichtung zur 

Leistung zwar feststeht, die Verrechnung aber noch nicht 

endgültig erfolgen kann. In den vorliegenden Fällen hätten 

die Ausgaben über- oder außerplanmäßig in der StHR nachge­

wiesen werden müssen. 

für frühere Rechnungsjahre 
~ N ______ , '-- u•~.:.A,"A"'""'""'l+.<> NY'. 4 R:i. 1948 und Nr, 1 Rj, 
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gende Bemerkung aufgestellt: 

Epl. I Rj, 1948 
und 1949 

Kap. 1 
Titel 18 

Ministerpräsident, ordentlicher Haushal~ 
fortdauernde Ausgaben 
rßinisterpräsident und Staatskanzlei 
Haltung der Dienstkraftwagen und Kraft­
räder 

zu Lasten 
kontrolle 

von Epl. I Kap. 3 Ti tel 18 ( Landesamt für Vermögens­
und Wiedergutmachung) wurden 

im Rj. 1948 
im Rj. 1949 

ein Kraftwagen zum Preise von 7 8oo,- DM und 
ein weiterer Kraftwagen zum Preise von 11 174,-D.M 

käuflich erworben, Beide Kraftfahrzeuge wurden unmittelbar 

von der Fabrik an die Staatskanzlei geliefert und von dieser 

in Benutzung genommen, Das Landesamt für Vermögenskontrolle 
und Wiedergutmachung selbst, das s.Z. der Staatskanzlei unter­

stand, benötigte die Fahrzeuge nicht. Bei Epl. I Kap.1 Titel 
18 liegt somit dem '/lesen nach eine tatsächliche Haushalts­
überschreitung vor. 

Das Verfahren verstieß sowohl gegen§ 3o Abs.1 Satz 1 als 

auch gegen § 43 RHO. 

III, Bemerkungen im Sinne von § 1o7 Abs.1 Nr. 2 RHO 

Für die überplanmäßigen Ausgaben, die bei richtiger Buchung in 

der StHR 195o zusätzlich nachzuweisen gewesen wären und die lt, 

Spalte 5 der Anlage 3 insgesamt 16 262,85 DM betragen, ist die 

Genehmigung des Landtags noch nicht beigebracht, Der RH erkennt 

für diese Ausgaben das Bestehen eines unabweisbaren Bedürfnisses 

im Sinne von§ 33 Abs.1 RHO an. 

Die Beträge in Spalte 6 der Anlage 3 von zusammen 2 494,- DM 

wären öei richtiger Buchung in der StHR 195o nicht als überplan­

mäßige Ausgaben nachzuweisen gewesen, 

;, Vorbehalte (§ 1o7 Abs,4 RHO) für das Rj, 195o, Aufrechterhaltung und 

Aufhebung von Vorbehalten für frühere Rechnungsjahre 

I. Vorbehalte für das R;j. 195o 

a) Allgemeine Vorbehalte 
Der RH macht für das Rj. 195o die folgenden allgemeinen Vorbe­

halte 
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1. wegen der Ausgaben im Rj, 195o, über die für einen längeren 

Zeitraum als ein Rj. durch Titelbücher oder über die noch 

durch besondere Bau- oder sonstige Rechnungen Rechnung zu 

legen ist; 

2. wegen der Haushaltsmittel, die im Rj. 195o außerhalb der 

Landesverwaltung stehenden Stellen zur Erfüllung bestimmter 

Zwecke zur Verfügung gestellt worden sind (§ 64a RHO) und 

deren bestimmungsmäßige Verwendung vom RH noch zu prüfen ist; 

3. wegen der Einnahmen und Ausgaben im Rj. 195o, die in Büchern 

oder Rechnungen nachgewiesen werden, deren Prüfung nach § 93 

RHO Verwaltungsbehörden (Rechnungsprüfungsämtern, Vorprüfungs­

stellen) überlassen worden ist und die daher vom RH nur von 

Zeit zu Zeit eingefordert werden. 

b) Einzelvorbehalte 

Der RH konnte das Prüfungsverfahren wegen der unten bezeichne­

ten Haushaltseinnahmen und -ausgaben für das Rj, 195o noch 

nicht abschließen und insoweit noch keine endgültigen Entschei-

dungen treffen. Er macht deshalb die folgenden Einzelvorbehalte: 

1 • Epl. Ia Hessischer Landtag, ordentlicher Haushalt 

Kap, 1 Landtag 
Titel 1-10 Persönliche Verwaltungsausgaben 

2. Epl, II Minister des Innern, ordentlicher Haush.alt 

Kap. 4 U, 5 Regierungspräsidenten / Landratsämter 

alle Sämtliche Ausgaben Titel 

Kap, 8C Wasserschutzpolizei Hessen 
Titel 3 Gebühren und Strafen 

Kap, 9 Landespolizeischulen 
Ti tel 19 Reisekosten 

3. Epl. X Allgemeine Finanzverwaltung, ordentlicher 
Haushalt 

Kap, 5 Sämtliche Einnahmen und Ausgaben infolge 
der Übernahme v.on Bürgschaften und Garan-
tien 

Kap, 14 ~ 
Einnahmen aus der Abwicklung des Haushalts 

Titel 12 der Besatzungslasten 
Kap, 12 ) Ausgaben aus der Abwicklung des Haushalts 
Titel 32 ) der Besatzungslasten 
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4. Epl. X Allgemeine Finanzverwaltung, ordentlicher 
Haushalt, fortdauernde Ausgaben 

Kap. 8 

Titel 32 
Besondere Aufwendungen 
zur Verfügung der Landesregierung zwecks Ge­
währung von Entschädigungen an Dienststellen 
für außergewöhnlichen Aufwand aus dienst­
licher Veranlassung 

5 , Anhang zum Sonderfonds für die Wiedergutmachung, ordent­
licher Haushalt EpL X 

Kap. 2 u. 6 Ausgaben für Wiedergutmachungszwecke nach 
dem Sonderfondsgesetz und nach dem Entschä­
digungsgesetz 

6. Epl. XI Versorgung und Ruhegelder, ordentlicher 
Haushalt 

Kap~ 

alle 
Titel 

7. Epl. 
Kap. 
alle 
Titel 

8. Epl. 

Kap. 

Titel 

3a 

) 
) 

XIIb 
6 

XIV 

1 u. 2 

1-10 

Staatliche Betriebskrankenkasse und Hessische 
Beamtenkrankenkasse des früheren Landes Hes­
sen (k.w,) 
Sämtliche Einnahmen und Ausgaben der Hessi­
schen Beamtenkrankenkasse 

Kriegsfolgelasten, ordentlicher Haushalt 
Schulkinderspeisung 

Sämtliche Einnahmen und Ausgaben 

Landespersonalamt Hessen, ordentlicher 
Haushalt 

Landespersonalamt, Durchführung des sog. 
Überführungsgesetzes 

Persönliche Verwaltungsausgaben 

9. Beteiligung des Landes an der öffentlich-rechtlichen Körper­
schaft Hessische Landesbank - Girozentrale - Darmstadt; die 
Prüfung war noch nicht möglich, weil die in§§ 111 und 112 
RHO bezeichneten Prüfungsunterlagen dem RH noch nicht zuge­
gangen sihd, 

1o. Beteiligung des Landes an folgenden wirtschaftlichen Unter­
nehmen: 
a) Gemeinnützige Baugenossenschaft für den Landkreis Waldeck 

in Waldeck, 
b) Grifte-Gudensberger Kleinbahn- und Kraftwagen-AG, 

Gudensberg, 
c) Kleinbahn-AG Frankfurt/Main-Königstein, Frankfurt/Main, 
d) Kleinbahn-AG Kassel-Naumburg, Kassel, 

e) Bad Wildungen Heilquellen-AG, Königsquelle, Bad 'llildungen. 

Die Prüfung war noch nicht möglich, weil die in§§ 111 und .. 
112 RHO bezeichneten Prüfungsunterlago;ln.dem RH-noch nicht zu-

gegangen sind, 
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II. Aufrechterhaltung und Aufhebung von Vorbehalten für frühere 

Rechnm1gs.jahre 

a) Aufrechterhaltung von Vorbehalten für frühere Rechnungsjahre 

Die unten bezeichneten, schon in den Bemerkungen zur StHR 
1949 enthaltenen Vorbehalte bleiben aufrechterhalten, weil 

der RH die Prüfungsverfahren noch nicht abschließen und in­

soweit noch keine endgültigen Entscheidungen treffen konnte, 

1. Die allgemeinen Vorbehalte in Abschnitt D I der Bemerkun­

gen zur StHR 1949, nämlich 

a) wegen der Ausgaben im Rj. 1949, über die für einen 

längeren Zeitraum als ein Rj. durch Titelbücher oder 

über die noch durch besondere Bau- oder sonstige Hech­

nungen Rechnung zu legen ist; 

b) wegen der Haushaltsmittel, die im Rj. 1949 außerhalb 

der J,andesverwaltung stehenden Stellen zur Erfüllung 

bestimmter Zwecke zur Verfügung gestellt worden sind 

(§ 64a RHO) und deren bestimmungsmäßige Verwendung vom 

RH noch zu prüfen ist; 

c) wegen der Einnahmen und Ausgaben im Rj. 1949 1 die in 

Büchern oder Rechnungen nachgewiesen werden, deren 

Prüfung nach § 93 RHO Verwaltungsbehörden (Rechnungs­

prüfungsämtern, Vorprüfungsstellen) überlassen worden 

ist, und die daher vom RH nur von Zeit zu Zeit einge­

fordert werden, 
soweit sie nicht durch zwischenzeitliche Prüfungen des RH 

erledigt worden sind. 

2. Epl, I Rj,1949 Ministerpräsident, ordentlicher Haushalt, 

Kap. 2 Statistisches Landesamt, sämtliche Einnahmen und 

Ausgaben- siehe den betr, Teil des Einzelvorbehalts Nr.1 

in den Bemerkungen zur StHR 1949; 

3, Epl, II Rj .1949 Minister des Innern, ordentlicher Haushalt, 

Kap.1 1 4 und 5 Ministerium/Regierungspräsidenten/Landrats­

ämter, sämtliche Einnahmen und Ausgaben - siehe den betr. 

Teil des Einzelvorbehalts Nr. 2 in den Bemerkungen zur 

StHR 1949; 
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4. Epl. IV Rj. 1949 Minister für Kultus und Unterricht, 
ordentlicher Haushalt Kap.1 Ministerium, sämtliche Ein­

nahmen und Ausgaben - siehe Einzelvorbehalt Nr. 3 in den 
Bemerkungen zur StHR 1949; 

5. Epl, VIII Rj, 1949 Minister der Justiz, ordentlicher 
Haushalt, fortdauernde Ausgaben Kap. 5 Gemeinschaftliche 
Ausgaben dar in den Kap, 3 und 4 aufgeführten Behörden, 

Titel 15 Unterhaltung der Dienstgebäude - siehe Einzel­

vorbehalt Nr. 4 in den Bemerkungen zur StHR 1949; 

6. Epl. X Rj. 1949 Allgemeine Finanzverwaltung, ordentlicher 

Haushalt, feiltdauernde Ausgaben, Kap ~5 Ausgaben infolge 
der Übernahme von Bürgschaften und Garantien, Titel 1 

Ausgaben infolge Inanspruchnahme aus vom Staate übernom­

menen Bürgschaften - siehe den betr. Teil des Einzelvor­

behalts Nr, 5 in den Bemerkungen zur StHR 1949; 

7. Epl. XI Rj. 1949 Versorgung und Ruhegelder, Kap, 3a, 

Staatliche Betriebskrankenkasse und Hassische Beamten­

krankenkasse des früheren Landes Hessen (k.w.), sämtliche 

Einnahmen und Ausgaben der Hessischen Beamtenkrankenkasse 

in Darmstadt - siehe Einzelvorbehalt Nr, 6 in den Bemer­

kungen zur StHR 1949; 

8. Epl. XIIb Rj. 1949 Kriegsfolgelasten, ordentlicher Haus­

halt, fortdauernde Ausgaben, Kap, 6 Schulkinderspeisung, 

Titel 31 Staatsanteil an den ungedeckten Kosten der Schul­
kinderspeisung und Titel 32 Überwachung der Schulkinder­

speisung durch Sonderkommissionen - siehe Einzelvorbehalt 

Nr. 7 in den Bemerkungen zur StHR 1949; 

9. Epl. XIV Rj. 1949 Landespersonalamt Hessen, ordentlicher 

Haushalt, Kap. 1 Landespersonalamt, sämtliche Einnahmen 

und Ausgaben - siehe Einzelvorbehalt Nr. 8 in den Bemer­

kungen zur StHR 1949; 

1o. Beteiligung des Landes an der öffentlich-rechtlichen 

Körperschaft Hessische Landesbank - Girozentrale -

Darmstadt;· eine Prüfung war noch nicht möglich, weil noch 

keine Prüfungsunterlagen übersandt worden sind. Siehe den 

betr. Teil des Einzelvorbehalts Nr. 9 in den Bemerkungen 



11, Beteiligung des Landes an folgenden wirtschaftlichen 

Unternehmen: 

Gemeinnützige Baugenossenschaft für den J,andkreis Wal­

deck eGmbH in Arolsen; 

Grifte-Gudensberger Kleinbahn und Kraftwagen--AG 1 Gudens­

berg; 

Kleinbahn-AG., Frankfurt/Main-Königstein, Frankfurt/Main; 

Kleinbahn Kassel-Naumburg, Kassel. 

Eine Prüfung war noch nicht möglich, weil die zuständi­

gen Fachminister die erforderlichen Prüfungsunterlagen 

(§112 RHO) noch nicht übersandt hatten. Siehe die betr. 

Teile des Einzelvorbehalts Nr, 1o zur StHR 1949. 

b) Aufhebung von Vorbehalten für frühere Rechnungsjahre 

Der-RH hebt die folgenden, in den Bemerkungen zur StHR 1949 

bezeichneten Vorbehalte auf, nachdem sie inzwischen durch 

Bemerkungen ersetzt oder anders erledigt worden sind: 

1. den allgemeinen Vorbehalt wegen aller einmaligen und wie 

einmalige behandelten Bauausgaben des Rj. 1947, siehe 

Abschnitt V C Abs.2 Buchst. a) der Bemerkungen zur StHR 

1948; 

2. die allgemeinen Vorbehalte für das Rj. 1948 in Abschnitt 

V A der Bemerkungen zur StHR 1948, nämlich 

a) wegen der Ausgaben, über die für einen längeren Zeit­

raum als ein Hj. durch Titelbücher oder über die noch 
durch besondere Bau- oder sonstige Rechnungen Rechnung 
zu legen ist; 

b) wegen der Haushaltsmittel 1 die außerhalb der J,andes­

verwaltung stehenden Stellen zur Erfüllung bestimmter 

Zwecke zur Verfügung gestellt worden sind (§ 64a RHO); 

c) wegen der Einnahmen und Ausgaben, die in Büchern oder 

Rechnungen nachgewiesen werden, deren Prüfung nach 

§ 93 RHO Verwaltungsbehörden (Rechnungsprüfungsämtern, 

Vorprüfungsstellen) überlassen worden ist; 

3. die Einzelvorbehalte zu Epl. I Hj. 1947 Ministerpräsident, 

ordentlicher Haushalt, Kap. 1 Ministerpräsident und Staats-
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kanzlei, Einnahmen und Ausgaben sowie Epl. VI Rj. 1947 
Minister für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten, 
ordentlicher Haushalt, Kap. 2 Landesernährungsamt Hessen 
Anlage II zur StHR (Niederschlagung von 8oo ooo,- RM), 
siehe Abschnitt V C Abs. 2 Buchst, b) der Bemerkungen 
zur stHR 1948; 

4, Epl. I Rj. 1948 .Ministerpräsident, ordentlicher Haushalt, 
Einnahmen und Ausgaben Kap. 1 Ministerpräsident und 
Staatskanzlei - siehe Einzelvorbehalt Nr. 1 in den Be­
merkungen zur StHR 1948; 

5. Epl. XIV Rj. 1948 Landespersonalamt, ordentlicher Haus­
halt, Einnahmen und fortdauernde Ausgaben Kap. 1 Landes­
personalamt- siehe Einzelverbehalt Nr, 11 in den Bemer­

kungen zur stHR 1948; 

6, im Rj. 1948 nicht abgewickelte Vorschüsse, jedoch einge­
schränkt auf Vorschüsse anläßlich der Durchführung der 
zweizonenbauaktion- siehe Einzelvorbehalt Nr, 1o in den 

Bemerkungen zur StHR 1948; 

7. Epl, I Rj. 1949 Ministerpräsident, ordentlicher Haushalt, 
Kap. 1 und 3 Ministerpräsident und Staatskanzlei/Landes­
amt für Vermögenskontrolle und Wiedergutmachung, sämtliche 
Einnahmen und Ausgaben - siehe die betr, Teile des Einzel­
vorbehalts Nr. ·1 in den Bemerkungen zur StHR 1949; 

8. EPl.II Rj~ 1949 Minister des Innern, ordentlicher Haus­
halt, Kap. 9 Landespolizeischulen, Titel 6 vermischte Ein­
nahmen, Titel 18 Haltung der Dienstkraftwagen und Krafträ­
der, Kap. 16 sonstige Einnahmen und Ausgaben der Inneren 
verwaltung, hinter Titel 39 außerplanmäßig, Erstattung 
der Kosten für die von den Landkreisen auf Anordnung der 
Militärregierung eingerichteten Sondergefängnisse - siehe 
die betr. Teile des Einzelvorbehalts Nr. 2 in den Bemer­

kungen zur StHR 1949; 

9, Epl. X Rj, 1949 Allgemeine Finanzverwaltung, Vorschüsse 

allläßlich der Durchführung der zweizonenbauaktion in 
FrankfurtjMain - siehe den betr. Teil des Einzelvorbe­

halts Nr. 5 in den Bemerkungen zur StHR 1949; 
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1o. Beteiligung des Landes an folgenden Körperschaften des 

öffentlichen Rechts: 

Landeszentralbank von Hessen, Frankfurt/Main 

Deutsche Genossenschaftskasse 

siehe die betr. Teile des Einzelvorbehalts Nr. 9 in den 

Bemerkungen zur stHR 1949; 

11. Beteiligung des Landes an folgenden wirtschaftlichen 

Unternehmen: 

Preußische Elektrizitäts-Aktiengesellschaft (PREAG) 
Berlin 1 jetzt Hannover 

Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk AG. (RWS), 
Essen 

Rhein-Main-Donau AG. , München 

Flughafen GmbH., Darmstadt 

Nassauische ·Heimstätte GmbH., Frankfurt/Main 

Kur-Aktiengesellschaft, Bad Hornburg v.d.H. 

siehe die betr. Teile des Einzelvorbehalts Nr. 1o in 

den Bemerkungen zur StHR 1949. 

Darmstadt,den 4.März 1953 

Rechnungshof des Landes Hessen 

gez. Dr. Boll gez. Hainebach gez, Dr. Bausch 

gez. Bornscheuer gez. Wietzig 
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Anlage 1 zu den Bemerkungen des Rechnungshofs zur StHR 195o 

ü b e r s i c h t 

über Druck- und Darstellungsfehler in der StHR 195o 

verbuchungsstellen und 
Lfde dergl. 

Die unrichtigen Die unrichti-
Angaben sind gen Betrags-

Die richtigen 
Betrags- oder 
Sechangaben 
haben zu lau­
ten: 

Nrn Epl. a )Einn. Titel 
(Unter­
teil) 

enthalten öäer Sechan­
(Ab- Kap, auf 

Seite schnitt) b)Ausg. 
Kap. 

1 

1 Vorbericht, 
Abschnitt II6 XV 

2 II II III3 XIX 

3 I 
4 III 

(A) 
5 II 

II 

6 Anl.1 

7 II 

8 XI 
9 XV 

1o xaoH 

b) 5 15 B 16 
b) 1 o 4 B 2o2 
b) 1o 4 B 2o3 
b) 1o 7 B 2o4 
b) 1 o 7 B 2o5 

zur Rechnung Epl.J B 662 

" 

b) 
b) 

b) 

1 
1 

" 

1 (w) 

" 

1o 
3,4 

3( 1 o2 

B 663 

B 69o 
B 749 
B 786 

in 
Spalte 

gaben lauten: 

4 

Spalte 9 der 
Rechnung 
Spalte 11 der 
Rechnung 

3 2oo,-- DM , 
31 5 191 555,82 DM 

1o }~ 13 644,18 DM 

3,5 24 531, 3o DM 
1 o J 2 168, 7 o DM 
- summe der Ein­

nahmen 

Spalte 1o der 
Gesamtrechnung 
Spalte 12 der 
Gesamtrechnung 

1 2oo,-- DM 
2o1 555,82 DM 

3 644,18 DM 
14 531,3o DM 
12 168,7o DM 

Summe der Ein­
nahmen und des 
Bestands am 
Anfang des Rj. 
195o 

Summe der AUS- Summe der Aus-

2 
12 

3 

gaben gaben und des 
Bestands am 
Ende des Rj, 
195o 

summe Kap.X 1 summe Kap.XI 1 
weniger, weil .... Mehr, weil , •• 

69 995,59 DM 69 985,59 DM 

+) zu lfde Nrn 4 und 5: Die unrichtigen Angaben beruhen auf zwei, 
sich gegenseitig ausgleichenden Rechenfeh­
lern in der Oberrechnung der Staatsoberkas­
se Wiesbaden, die sich auf die betr. Zen­
tralrechnung und die Staatshaushaltsrech­
nung auswirken, 



Lfde 
Nrn 

1 

1 

2 

3 
4 
5 
6 

7 
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Anlage 2 zu den Bemerkungen des Rechnungshofs zur stHR 195o 

Verbuchungs stellen: Es sind nachgewiesen: 

EPlo a)Einn. Titel Rechnunglegende in der Einzel~ in der Gesam 
(Ab~ Kap. (Unter-. :Kasse rechnung rechnungsle-
schnitt) b)Ausg. teil) gung und in 

der StHR 195o Kap. DM DM 
2 3 4 5 

III(L) b) 23 1 1 Staatskasse 2 481,32 2 482,72 
Bad Hornburg 

" " 12 II 116,6o 151,93 
II II 13 II 145,37 143,97 
II II 14 II 7 559,89 7 524,56 
II II 31 " 28 98o,o5 29 556,49 
II II 34 II 257 885,89 258 889,14 
II II 35 II 122 617,38 121 o37,69 

summe und Ausgleich 419 786,5o 419 786,5o 
::;;;:;:::;:::::;:=====~=~ ===~======~= 

Vermerkg Die Staatskasse Bad Hornburg hat offenbar die Ergeb­
nisse einzelner Abschnitte ihrer Rechnungslegungs­
bücher im Zuge nachträglicher Umbuchung geändert, 
nachdem die Jahresabschlußnachweisung an die Staats­
oberkasse Wiesbaden eingereicht und bevor die Rech­
nungsnachweisung gefertigt war. 

Das Gesamtergebnis der StHR 195o bleibt unberührt. 



L:fde 
Nrn 

1 

1 

2 

3 

4 

5 

6 
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Anlage 3 zu den Bemer~J[en des Rechnungshofs zur StHR 195o 

Ein~ 
nahme 

(E) 

Aus­
gabe 

(A) 

2 

Betrag der 
unrichtig 
gebuchten 
Einnahme 
oder 
Ausgabe 

DM 

3 

U b e r s i c h t 

Der Betrag in Spalte 3 
1, ist unrichhg ge­

'I5ü0fit bei 
Epl. Kap. Titel 

(Abschnitt) 
2, hätte gebucht wer­

den müssen bei 
Epl. Kap. 

(Abschnitt) ' 
Titel 

4 

Abschnitt 1 Titelverwechslungen 

A 3 671,9411. X 2 
2, X 2 

34 
33 

Die Beträge der überplanmäs-i 
sigen Ausgaben wären bei 
richtiger Buchung der Beträ~ 
ge zu Spalte 4 Nr. 1 

größer I kleiner 
als die in der stHR nachge­
wiesenen Beträge 

um aoeo DM um •••• DM 

5 6 

3 671,94 

Abschnitt 2 Buchungen im unrichtigen Rechnungsjahr +) 

A 2 494,-- 1.II Rj.195o 14 36 
2.II Rj.1949 14 36 

A 

A 

4 9o4 1 72 1.o3 Rj.1951 1o 312 
2.II Rj.195o 7B 43 

12 86o,21 1.o7 {W) 7o 3oo 
Rj.1951 

2.III lW) 1o 31 
Rj .195o 

2 494,-

4 48o,95 

6 53o,27 

Abschnitt 3 Beträge, die in der Gesamtrechnungslegung unrichtig 
nachgewiesen sind ++J 

A 

A 

576,44 1. III (L) 23 
2 o 11 II 23 

1 oo3 1 25 1. " " 23 
2, II II 23 

31 
35 
34 
35 

Sum:lnen = 
I 

576,44 

1 oo3,25 
16 262,85 
=::========= 

2 494,-
=========== 

+)zu Abschnitt 2: Die Angaben in den Spalten 5 und 6 beziehen 
sich~ auf die Beträge des Rj. 195o. 

++)zu Abschnitt 3: Siehe Anlage 2 l:fde Nrn 5 bis 7 
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D e n k s c h r i f t 

über die hauptsächlichsten Ergebnisse der Prüfung der 

Rechnungen des Landes Hessen für das 

Rechnungsjahr 195o 

- § 1 StHO in Verbindung mit § 1o7 Abs. 6 RHO-
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A. Allgem~iner Teil 

I. Überleitung von Einnahmen und Ausgaben auf den Bund 

Das Rj. 195o war gekennzeichnet durch die vorläufige Regelung der 
finanziellen Beziehungen zwischen Bund und Ländern, in deren Ver­

folg beträchtliche Einnahmen und Ausgaben von den Ländern auf den 

Bund übergingen, Die grundlegenden Bestimmungen hierüber enthält 

das Grundgesetz. Gemäß Art. 1o6 GG fließen dem Bund die Zölle, 
der Ertrag der Monopole, die Verbrauchsteuern mit Ausnahme der 

Biersteuer, die Beförderungsteuer und die Umsatzsteuer zu, Ferner 
kann der Bund durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundes­

rats bedarf, einen Teil der Einkommensteuer und der Körperschaft­

steuer in Anspruch nehmen, Andererseits hat nach Art. 12o GG der 

Bund die Aufwendungen für Besatzungskosten und die sonstigen inne­

ren und äußeren Kriegsfolgelasten zu tragen. Ferner ist in den 

Art. 89 und 9o GG bestimmt, dass der Bund Eigentümer der bisheri­

gen Reichswasserstraßen und der bisherigen Reichsautobahnen und 

Reichsstraßen wird. 

Die nähere Regelung der Überleitung ist durch mehrere Bundesge­

setze getroffen worden. zu nennen sind insbesondere das Erste Ge­

setz zur Überleitung von Lasten und Deckungsmitteln auf den Bund 

(Erstes Überleitungsgesetz) vom 28.Nov, 195o (BGBl. s. 773), Neu­

fassung vom 21.Aug. 1951 (BGBl. I S. 779), das Zweite Gesetz zur 
Überleitung von Lasten und Deckru1gsmitteln auf den Bund (Zweites 

Überleitungsgesetz) vom 21, Aug.1951 (BGBl. I s. 774) sowie das 
Gesetz über die vermögensrechtlichen Verhältnisse der Bundesauto­
bahnen und sonstigen Bundesstraßen des Fernverkehrs vom 2.März 
1951 (BGBl. I s. 157) und das Gesetz über die vermögensrechtli­
chen Verhältnisse der Bundeswasserstraßen vom 21.Mai 1951 (BGBl.I 

s. 352). Nach diesen Gesetzen war Stichtag für die Überleitung, 

soweit für einzelne Fälle nichts Abweichendes bestimmt wurde, der 
1.April 195o mit der Maßgabe, dass für die Überleitung grundsätz­

lich das sogenannte Kassenprinzip gelten sollte, Danach waren al­

le bis zum 31.März 195o eingegangenen Einnahmen und geleisteten 

Ausgaben ohne Rücksicht darauf, welchen Zeitraum sie betrafen, 

in der Haushaltsrechnung des Landes, alle später eingehenden Ein­

nahmen und zu leistenden Ausgaben in der Haushaltsrechnung des 

Bundes nachzuweisen, Obwohl durch die Anwendung des Kassenprinzips 
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di.e Überleitung vereinfacht werden sollte, hat sie den Behörden 
zum Teil erhebliche Schwierigkeiten bereitet, Dies gilt insbe­

sondere für die Überleitung der Besatzungskosten, auf die wir 
in Abschnitt B VII Nr, 1 näher eingehen, 

Nach den Berechnungen des Bundesministers der Finanzen sind durch 

die Überleitung unter Zugrundelegung der Haushaltszahlen des Rj. 
1949 die Länder auf der Ausgabenseite um rd, 8 29o Mio DM ent­

lastet worden, während die Einbuße der J,änder an steuereinnahmen 
nur rd, 7 42o Mio DM betrug, Zum Ausgleich des im Bundeshaus­

halt infolgedessen zu erwartenden Fehlbetrags bestimmte § 2 
des Ersten überleitungsgesetzes, daß von den dort näher bezeich­

neten Aufwendungen die Länder im Rj. 195o Anteile in Höhe von 
1o bis 25 v.H. (sogenannte Interessenquoten) zu tragen hatten, 

von der in ;\rt, 1o6 Abs,3 GG vorgesehenen Möglichkeit der In­
anspruchnahme von Teilen der Einkommen- und der Körperschaft­

steuer durch den Bund wurde im Rj. 195o kein Gebrauch gemacht, 
Durch diese Regelung wurde zwar im Bundeshaushalt die Deckung 

der Ausgaben durch die Einnahmen erreicht, für die einzelnen 
Länder hat sich aber die Überleitung recht unterschiedlich aus­

gewirkt, Sie begünstigte die finanzschwachen Länder, die im 
allgemeinen mit verhältnismässig hohen Kriegsfolge- und sozial­

ausgaben belastet waren, und benachteiligte die finanzstarken 
Länder, die meist verhältnismässig geringe Kriegsfolge- und 

Soziallasten zu tragen hatten. Da das Land Hessen mit verhält­
nismässig hohen Kriegsfolge- und Soziallasten belastet war, 

gehörte es zu den durch die Überleitung begünstigten Ländern, 
unter zugrundelegung der Rechnungsbeträge für 1949 wäre es von 

rd. 775 Mio DM entlastet worden und hätte rd, 47o Mio DM Ein­
nahmen eingebüßt, Tatsächlich betrugen im Gebiet des Landes 

Hessen im Rj. 195o die auf den Bund übergeleiteten Ausgaben 
rd, 1 oo3 Mio DM und das Aufkommen an den auf den Bund überge­

gangenen steuern rd, 548 Mio DM. 

An Interessenquoten _schuldete das Land Hessen im Rj. ·195o dem 
Bund 1o5,3 Mio DM. Hiervon sind im Rj. 195o 89,3 Mio DM an 

den Bund abgeführt worden (siehe Epl. X Kap. 13 der fortdauern­
den Ausgaben des ordentlichen Haushalts), während der Rest 
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erst im Rj. 1951 gezahlt wurde, Nach der vom RH geprüften und 
bestätigten Abrechnung setzten sich die vom Land geschuldeten 
Interessenquoten wie folgt zusammen 

Aufwendungen für Besatzungsko­
sten und Auftragsausgaben so­
wie im § 6 bez.Aufwendungen 

Aufwendungen für Kriegsfolgen­
hilfe, soweit sie nicht dieje­
nigen gemäß § 11 Abs.3 betreffen 
Aufwendungen für die Neusiedlung 
Heimatvertriebener und für die 
Auswanderung von Kriegsfolgehil­
feempfängern 
Aufwendungen für die Rückführung 
von Deutschen 
Grenzdurchgangslager 
Aufwendungen für verdrängte 
Beamte 
Desgl, für ehemalige berufs­
mäßige Wehrmachtangehörige 
Aufwendungen für Kriegsbeschä­
digte, Kriegshinterbliebene 
und Angehörige von Kriegsge­
fangenen 
Arbeitslosenfürsorge ohne 
Grundförderungsbeträge 

Gesamtlast 

Mio DM ----
55o,o 

2. 1 
35,o 

o,9 

o,8 

27,7 

11 '4 
185,1 

74,0 

887,o 

schuld des Landes 

v.H. 

1o 

15 
25 

15 

15 

15 

15 
15 

1o 

Mio DM 

55,o 

o,3 
8,7 

o,1 

0' 1 

4,2 

1 '7 
27,8 

7,4 

1o5,3 

Ferner hat der RH die vom Land Hessen auf Grund von § 5 Abs, 1 
der Ersten Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den 

Finanzausgleich unter den Ländern im Rj. 195o vom 26. Juni 1951 
(BGBl. I s. 4o8) zu erstattenden Meldungen geprüft und ihre 
sachliche Richtigkeit nach § 5 Abs, 2 a.a.o. bestätigt. Die 
Interessenquoten sollten nicht nur dazu beitragen, im Bundeshaus­
halt. die erforderliche Deckung zu schaffen, sondern sie sollten 
auch die Länder, die weiterhin hinsichtlich der auf den Bund über­
gegang~ne~ .. Lasten die Verwaltungsgeschäfte zu erledigen hatten, 
an einer sparsamen Bewirtschaftung der Bundesmittel finanziell 
interessieren, wenn auch die Interessenquoten geeignet waren, 
diese Zwecke zu erfüllen, so war es doch unbefriedigend, daß 
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sie die Länder nicht entsprechend ihrer Finanzkraft zu den Bun­

desausgaben heranzogen. Sie trafen vielmehr die Länder am stärk­
steh, in deren Gebiet hohe Besatzungs-, Kriegsfolge- und Sozial­
lasten anfielen, was meist bei den finanzschwachen Ländern der 
Fall war. Die Interessenquotenregelung wirkte also der durch 
die Überleitung bedingten Entlastung der finanzschwachen Länder 
entgegen, Aber abgesehen hiervon, hätte die Überleitung der 

Kriegsfolge- und Soziallasten auf den Bund allein nicht ausge­
reicht, um die Finanzkraftunterschiede bei den einzelnen Ländern 

in der erforderlichen Weise auszugleichen, Sie bedurfte daher 
der Ergänzung und Berichtigung durch einen horizontalen Finanz­

ausgleich zwischen den Ländern, wie er bereits in Art. 1o6 
Abs,4 GG vorgesehen ist. Siehe hierzu den nachstehenden Ab­
schnitt A rr. 

Obwohl durch die Überleitung große Aufgabengebiete von den Län­
dern auf den Bund übergegangen sind, läßt sich bis heute bei 
den Ländern eine nennenswerte Verminderung der persönlichen 
und sächlichen Verwaltungskosten nicht feststellen. Dies ist 
vor allem darauf zurückzuführen, daß das GG mit wenigen Ausnah­
men keine bundeseigene Verwaltung vorsieht, sondern in den Art. 
83 bis 85 bestimmt, daß die Länder die Bundesgesetze entweder 
als eigene Angelegenheiten oder als Bundesauftragsverwaltung 
durchzuführen und im allgemeinen auch die dadurch entstehenden 
persönlichen und sächlichen Kosten selbst zu tragen haben. Nur 
in einzelnen Fällen ist eine Beteiligung des Bundes an den ver­
waltungskosten vorgesehen, Soweit bundeseigene Verwaltungen ge­
schaffen wurden- wie z.B. die Bundesfinanzverwaltung (Art. 87 
und 1o8 GG) - und Landesaufgaben auf diese übergegangen sind, 
sind Ersparnisse bei den verwaltungskosten des Landes eingetre­
ten, so war z,B, der durch das zweite Überleitungsgesetz näher 
geregelte Übergang der Zollbehörden auf die Bundesfinanzverwal­
tung im Landeshaushalt außer mit der Ersparnis von Versorgungs­
bezügen mit dem wegfall von rd, 62o Beamtenstellen und rd, 
9o Stellen für Angestellte verbunden, Diese Einsparung wurde 
jedoch im Lande Hessen in erheblichem Umfang aufgewogen durch 
die im Gesetz über die Finanzverwaltung vom 6, Sept,195o 
(BGBl, s.448) vorgeschriebene Errichtung einer Qberfinanzdirek­
tion, da Hessen bisher nach der seinerzeitigen Aufhebung der 
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Oberfinanzpräsidien in Darmstadt und Kassel ohne eine Mittel­

behörde in der Finanzverwaltung ausgekommen war, Mit der Ein­
richtung der Oberfinanzdirektion ist im Rj, 195o begonnen wor­

den. Da im Haushaltsplan Mittel dafür nicht vorgesehen waren, 
wurden die Ausgaben außerplanmäßig gebucht. 

wenn hiernach auch die Überleitung von Einnahmen und .Ausgaben 
auf den Bund für die nachgeordneten r,andesbehörden keine nennens­
werten Einsparungen mit sich brachte, so hätte doch angenommen 
werden müssen, daß bei den obersten Landesbehörden nach dem über­
gang von Gesetzgebul1gsbefugnissen und verwaltungsaufgaben auf 
den Bund eine gewiße Entlastung eintreten würde, Wie sich aus 
den Haushaltsplänen ergibt, sind jedoch bis jetzt derartige Er­
wartungen nicht in Erfüllung gegangen, Dies wird vor allem auf 
die sich aus dem föderalistischen Aufbau des Bundes ergebende 
weitgehende Mitwirkung der Länder bei der Gesetzgebung, sowie 
auf die Notwendigkeit, die Maßnahmen und Auffassungen der Länder 
miteinander abzustimmen, zurückgeführt. Wenn auch nicht zu ver­
kennen ist, daß hierdurch häufige Reisen, Stellungnahmen und 
Sitzungen erforderlich werden, die die Minister, ihre ständigen 
Vertreter und Sachbearbeiter in den Ministerien außerordentlich 
belasten, so muß doch angenommen werden, daß - nachdem sich in­
zwischen die Bundesgesetzgebung und die Verwaltung der Bundesan­
gelegenheiten eingespielt haben- sich bei den Länderministerien 
mit der Zeit Vereinfachungs- und Einsparungsmöglichkeiten ergeben 
werden. 

II. Maßnahmen auf dem Gebiet des Finanzausgleichs unter den Ländern 

Nach dem Zusammenbruch des Reichs im Jahre 1945 lagen alle 
staatlichen Aufgaben, soweit sie nicht von den Besatzungsmäch­
ten wahrgenommen wurden, bei den Ländern. Diese hatten daher 
auch für die Besatzungs- und die sonstigen Kriegsfolgelasten 
sowie für sämtliche Soziallasten aufzukommen. Andererseits 
floß ihnen das gesamte Aufkommen an steuern, Zöllen und ver­
waltungseinnahmen zu. Diese Entwicklung hatte zwangsläufig zur 
Folge, daß die Länder, die in ihrer Größe und Struktur sehr 
verschieden sind, in ihrer Leistungs- und Finanzkraft große 
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unterschiede aufwiesen. Die an sich schon finanzschwachen 

Länder mit überwiegend Landwirtschaft treibender Bevölkerung 
waren noch dadurch besonders benachteiligt, daß die Zahl der 

von ihnen aufgenommenen Flüchtlinge, vertriebenen und Evakuier­
ten über dem Durchschnitt lag und sie daher verhältnismäßig 

größere Kriegsfolge~ und Soziallasten aufzubringen hatten als 
die finanzstarken Länder, Hinzu kam, daß auch die.Belastung 

der Länder mit Besatzungskosten nicht immer im Verhältnis zu 
ihrer Finanzkraft stand, zu den finanzschwachen Ländern gehör­

ten insbesondere Schleswig-Holstein, Rheinland-Pfalz, Nieder­
sachs·en und Bayern, während die Länder Nordrhein-Westfalen, 

Württemberg-Baden, Harnburg und Bremen am finanzkräftigsten 
waren. 

Hessen nahm eine Zwischenstellung ein; seine Einnahmen lagen 

zwar nicht unter dem Durchschnitt, wohl aber war sein Aufwand 
für Besatzungs-, Kriegsfolge- und Soziallasten überdurchschnitt­

lich. 

Vor der Währungsumstellung trat die Ungleichheit der Länder in 

ihrer Leistungs- und Finanzkraft nicht besonders in Erscheinung, 
da in allen Ländern wegen der Geldflüssigkeit die steuereinnah­
men hoch und die Ausgabemöglichkeiten wegen des warenmangels 
gering waren. Das änderte sich mit der Währungsumstellung. Es 
stellte sich schon bald heraus, daß die finanzschwachen Länder 
an ihren Kriegsfolge- und Soziallasten zusammenzubrechen drohten, 

wenn ihnen nicht von den anderen Ländern geholfen würde. Für 
einen derartigen Finanz- und Lastenausgleich fehlte aber damals 
nicht nur die Rechtsgrundlage, sondern auch die praktische Mög­
lichkeit. Die Notlage des leistungsschwächsten Landes Schleswig­
Holstein war aber so groß, daß die Länder bereits im DM-Abschnitt 
des Rj. 1948 eine Finanzhilfe für dieses Land in Höhe von 
86,9 Mio DM vereinbarten, an der sich neben den finanzstarken 
Ländern auch Bayern und Hessen beteiligten, Der Anteil Hessens 

betrug 9,6 Mio DM. 

Auch im Rj. 1949 ist noch keine befriedigende Ausgleichsregelung 
zustande gekommen. Immerhin war die Erkenntnis ihrer Notwendig-



keit soweit fortgeschritten, daß eine wesentlich weitergehen­
de Regelung als im Jahre ·1948 unter den Ländern ausgehandelt 
und gesetzlich sanktioniert wurde, Siehe das Gesetz des Wirt­
schaftsrates des vereinigten Wirtschaftsgebietes vom 6,Aug, 

1949 (WiGBL s.235) und das Bundesgesetz vom 21. März ·t95o 
(BGBl. s. 43). An dem danach sich ergebenden Ausglej.ch von 
insgesamt 586,3 Mio DM war Hessen auf Grund defJ Wirtschafts­
ratsgesetzes mit einer Ausgleichsleistung von 1o Mio DM und 
euf Grund des Bundesgesetzes mit einer Ausgleichsforderung in 
Höhe von 2o Mio DM beteiligt. 

Erst das Grundgesetz schuf in Art, ·12o u.nd 1 o6 die voraus~ 

setzungen für einen umfassenden Finanz~ u.nd Lastenausgleich. 
Nach Art, 12o hat der Bund die Aufwendungen für Besatzungs~, 

Kriegsfolge~ und Soziallasten zu tragen, während andererseits 
nach näherer Bestimmung des Art, 1 o6 Abs, 1 bis 3 gewisse steuern 

und Abgaben auf ihn übergehen. Siehe hierzu die Ausführungen im 
Abschnitt A I. 

über den Finanzausgleich unter den Ländern enthält Art. 1o6 
.Abs.4 GG folgende Bestimmung: 

n Um die Leistungsfähigkeit auch der steuerschwachen Länder 
zu sichern und eine unterschiedliche Belasttmg der r,änder 
mi.t Ausgaben auszugleichen, kann der Bund Zuschüsse gewäh­
ren und die Mittel hierfür bestimmten den Ländern zuc~ 
fließenden steuern entnehmen. Durch Bundesgeset;~&, welches 
der zustimnnmg des Bundesrats bedarf, wird bestimmt, wel­
che Steuern hierbei herangezogen werden und mit welchen 
Beträgen und nach welchem Schlüssel die Zuschüsse an die 
ausgleichsberechtigten Länder verteilt werden; die zu~ 
schüsse sind den Ländern unmittelbar zu überweisen. " 

Auf Grund dieser Vorschrift kam erstmals für das Rj, 195o ein 

methodischer, auf exakten unterlagen beruhender Finanzausgleich 
durch das Bundesgesetz über den Finanzausgleich unter den Län­

dern im Rj. 195o vom ·t6, März 1951 (BGBl. I s. 198) zustande, 

Diese Regelu.ng hatte nicht zu.m Ziele, die Finanzkraftunter­
schiede unter den Ländern des Bundesgebiets völlig auszuglei~ 
chen. Ihr Zweck konnte vielmehr nur sein, diese unterschiede 

so zu vermindern, daß auch d:Le finanzschwachen Länder in die 
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Lage versetzt wurden, mit der ihnen nach der Oberleitung von 
Einnahmen und .Ausgaben auf den Bund verbliebenen Finanzkraft 
ihre notwendigen .Aufgaben zu erfüllen. Dieser Ausgleich ließ 
sich daher erst durchführen, nachdem die Auswirkungen der 
Überleitung erkennbar waren. Die Merkmale, nach denen das Ge­
setz den Ausgleich im wesentlichen regelte, sind auf der Ein­
nahmeseite die Steuereinnahmen der Länder W1d die Realsteuer­
kraft der Gemeinden, auf .der Ausgabeseite die Lasten, die 
nach Wesen und Umfang über den Verantwortungsbereich eines Lan­
des hinausgehen und deren finanzielles Gewicht die Länder sehr 
unterschiedlich trifft. zu diesen Lasten sind insbesondere 
gezählt worden die Anteile ( rnteressenquoten) der J,änder an 
den vom Bund übernommenen Kriegsfolge- und Soziallasten, die 
Kriegszerstörungslasten und mittelbaren Flüchtlingslasten, die 
Lasten der Dauerarbeitslosigkeit, die Zinslasten der Ausgleichs­
forderungen und die Hafenlasten, Die Aufbringungsanteile der 
ausgleichspflichtigen Länder wurden nach dem Betrag berechnet, 
um den ihre Finanzkraftmeßzahl ihre Ausgleichsmeßzahl über­
steigt. Die zuweisungsanteile der ausgleichsberechtigten Län­
der bemaßen sich dementsprechend nach dem Betrag, um den ihre 
Finanzkraftmeßzahl hinter ihrer Ausgleichsmeßzahl zurückblieb, 
Das Land Hessen hatte nach der vorläufigen Berechnung auf Grund 
dieser Regelung zu dem Ausgleichsbetrag von insgesamt rd. 
287 Mio DM einen Betrag von rd. 3o,8 Mio DM zu leisten, Hiervon 
sind im Rj. 195o rd. 15 Mio DM gezahlt, der Rest ist im Rj.1951 
beglichen worden. Bei der .Aufstellung des Haushaltsplans für 
das Rj. 195o war man jedoch davon ausgegangen, daß Hessen zu 
den ausgleichsberechtigten Ländern gehöre und hatte bei Epl.X 
Kap,1o der Einnahmen den Betrag von 2o Mio DM veranschlagt, 
Die endgültige Regelung bedeutete mithin eine Haushaltsver­
schlechterung von 5o,8 Mio DM. 

Wäre bereits in den Jahren 1948 und 1949 ein der 1950er Rege­
lung entsprechender Finanz- und Lastenausgleich durchgeführt 
worden, so hätten sich nach einer übersieht des Bundesministers 

der Finanzen in seiner Begründung zum Regierungsentwurf des 
Gesetzes über den Finanzausgleich unter den Ländern in den 
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Rj. 1951 und 1952 vom 8, Qkt,1952 (BGBl. I s. 665) die fol­
genden Besser- und Schlechterstellungen ergeben: 

~~-~---.----------------.,--·----....,....-----
Länder, geord­
net nach der 
Höhe der Bes­
ser- u.Schlech­
terstellung 

Besserstellung (+) oder Schlech­
terstellung (-) gegenüber 195o 

Überschüs­
se (+) und 
Fehlbeträ­
ge (-) 1948 
und 1949 

Weitere 
kurzfri­
stige ver- ' 
schulciung 

Bremen 
Harnburg 
Lindau 
Nordrhein~ 
Westfalen 
Württemberg­
Baden 

zusammen 

Hessen 
Schleswig­
Holstein 
Baden 
Niedersachsen 
Bayern 
Württemberg­
Hohenzollern 
Rheinland­
pfalz 

zusammen 

(-) 
":51.3.1949 

in 1948 in 1949 in 1948 a. in DM 
1949 zus. je Einw. 

in M i 1 1 i o n e n DM 

+ 136,5 
+ 192,5 
+ 5,4 

+ 172,9 
+ 155,9 
- o,9 

+ 3o9,4 
+ 348,4 
+ 4,5 

1- 92,1 + 317,5 + 225,4 

~ 1o4,6 - 47,o + 57,6 

+ 346,9 + 598,4 + 945,3 

- 188,o - 243,8 - 431,8 

163,3 
36,6 

- 418,7 
- 236,3 

1- 27,4 

- 65,7 
- 71,5 
- 1o5,o 
- 28o,8 

- 7,9 

- 229,o 
- 1 oB, 1 

- 523,7 
- 517,1 

- 35,3 

64,o + 2,5 - 61,5 

-1 134,3 - 772,2 -19o6,5 

in :Millionen DM 

544,72 
214,oo 
76,27 

+ 
+ 

+ 

42,o 
39,1 

2,9 

16,93 + 213,6 

14,62 + 81,o 

+ 378,6 

99,43 - 116,5 - 1o3,5 

9o,12 

79,54 
77' 49 
5o,67 

5o,5 - 112,8 

39,7 - 38,2 
97,2+) - 134,3 

- 117,4 - 1o7,4 

29,49 - 22,3 - 23,3 

2o,16 - 27,9 - 42,9 

- 471,5 - 562,4 

+) Ist-Fehlbetrag von 139,o Mio DM vermindert um 41,8 Mio DM 
nachträglicher Forderung aus der Niedersachsen-KlauseL 

Wie sich aus dieser übersieht ergibt, gehörte Hessen neben 
Bayern zu den am meisten benachteiligten Ländern. seine Schlech­
terstellung in den Jahren 1948 und 1949 betrug insgesamt rd, 
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431 Mlo DM. Hieraus erklärt sich auch in erster Linie die Tat­

sache, daß im Rj. 1948 die dem Land nach§ 15 WG gewährte Erst­
ausstattlmg mit neuem Geld völlig aufgezehrt wurde und das 

Rj. 1949 mit einem Fehlbetrag von rd. 115,8 Mio DM abschloß. 
zu diesem Fehlbetrag müssen, um das Blld zu vervollständigen, 

die erheblichen m1erfüllten Verbindlichkeiten des Landes hin­
zugerechnet werden, die Ende des Rj. 1949 bestanden illld die 

künftigen Rechnungsjahre belasteten, (Nach der Begründung zum 
Gesetz über die Aufnahme von Krediten vom 18. Dez.1952 (GVBl.I 

s. 171) betrug die kurzfristige Verschuldung des r,andes am 
Ende des Rj. 195o rd, 275 Mio DM; siehe Landtagsdrucksache 

Abt.I Nr. 554). Dieses Wirtschaftsergebnis war also nicht die 
Folge einer aufwendigen Haushaltswirtschaft, sondern das Ergeb­

nis des Fehlens eines ausreichenden Finanz- und Lastenausgleichs. 

um den betroffenen Ländern die Abdeckung ir.rer Fehlbeträge und 
der dadurch bedingten kurzfristigen Verschuldung zu erleichtern, 

hat das Gesetz über den Finanzausgleich unter den Ländern in 
den Rj. 1951 und 1952 vom 8. okt. 1952 (BGBl.I s. 665) neben 
dem allgemeinen Finanzausgleich einen besonderen Ausgleich der 
überlastung einzelner Länder mit Kriegsfolge- und Sozialaufwen­

dungen in den Rj, 1948 und 1949 vorgesehen. zu diesem Zweck 
bestimmen die §§ 29 und 3o des genannten Gesetzes: 

" § 29 

Kreditermächtigung für den Bundesminister der 
Finanzen 

(1) Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, Zllr Dllrch­
führung der Vorschrift des § 3o bis zu 25o ooo ooo Deutsche 
Mark im Wege des Kredits zu beschaffen, Dieser Kredit muß jähr­
lich mit mindestens einem Fünftel getilgt werden, 

(2) Einen Teilbetrag von 15o ooo ooo Deutsche Mark beschafft 
der Bundesminister durch Begebung von unverzinslichen Schatz­
anweisungen des Bundes bei den Ländern, Diese unverzinslichen 
Schatzanweisungen werden zu dem für unverzinsliche Schatzan­
weisungen des Bundes mit gleicher Laufzeit jeweils geltenden 
Diskontsatz abgerechnet, 
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§ 3o 
Ausgleichsleistungen an die Länder 

(1) Um die haushaltsmäßig noch nicht endgüHig gedeckte Über­
lastung einzelner Länder mit Kriegsfolge- und Sozialaufwen­
dungen der Rj. 1948 und 1949 einmalig und abschließend auszu­
gleichen und diesen Ländern die Tilgung kurzfristiger verbind_ 
lichkeiten aus jener Zeit zu ermöglichen, weist der Bundes­
minister der Finanzen den im Wege des Kredits beschafften Be­
trag (§ 29) unverzinslich den folgenden Ländern in dem nach­
stehenden Verhältnis zu, 

Baden-Württemberg 
Bayern 
Hessen 
Niedersachsen 
Rheinland-pfalz 
Schleswig-Holstein 

8,o v.H. 
26,4 v.H. 
21,2 v.H. 
26,4 v.H. 
6,o v.H. 

12,o v.H. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann den Ländern den auf 
sie entfallenden Betrag bio zu 1oo ooo ooo Deutsche Mark auch 
in der Form gewähren, daß er den Gläubigern kurzfristiger Ver­
bindlichkeiten dieser Länder mit Zustimmung der Gläubiger 
Schatzanweisungen des Bundes unmittelbar an Zahlungs statt 
aushändigt. " 

Wie aus der Begründung zum Gesetz über die Aufnahme von Krediten 
vom 18. Dez.1952 (GVBl. s. 171) zu entnehmen ist, hat das Land 
inzwischen vom Bund den ihm nach diesen Vorschriften zustehenden 
Betrag von 53 Mio Dl\1 erhalten, und zwar mit 21 Mio DM in bar 
und mit 32 Mio DM in Bundesschatzanweisungen; siehe Landtags­
drucksache Abt.I Nr. 554. 

III. Errichtung des Bundesrechnungshofs und Zusammenarbeit zwischen 

diesem und dem Rechnungshof des Jlandes Hessen 

Mit der Errichtung des Bundes ergab sich auch die Notwendigkeit, 
durch Errichtung eines BRH eine eigene oberste Prüfungsbehörde 

für die Bundesverwaltung zu schaffen, zumal bereits Art. 114 GG 
vorschreibt, daß die Rechnung des Bundes durch einen RH zu 

prüfen ist, dessen l\Jitglieder richterliche Unabhängigkeit be­
sitzen, Es war zunächst zwischen der Bundesregierung und einem 

Teil der Länderregierungen streitig, ob sich die Zuständigkeit 
des BRH auch auf die Bundesangelegenheiten erstrecken sollte, 
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die von Landesbehörden wahrgenommen werden, oder ob nicht inso­
weit die Rechnungsprüfung durch den betreffenden Landesrech­

nungshof durchzuführen sei. Die Länderregierungen folgerten 
das Letztere aus der Eigenstaatlichkeit der Länder, während 

sich die Bundesregierung auf Art, 114 GG berief, wonach die 
Bundesrechnung durch einen RH zu prüfen sei, Demgegenüber leg­

ten die Länder den Nachdruck nicht auf "einen", sondern auf 
"Rechnungshof", Man einigte sich schließlich auf eine gemein­

same Prüfung durch Bundesrechnungshof und Landesrechnungshof, 
Demgemäß bestimmt§ 4 des mit Wirkung vom 1.April 195o in Kraft 

getretenen Gesetzes über Errichtung und Aufgaben des Bundes­
rechnungshofs vom 27.Nov.195o (BGBl. s. 765), dass der BRH 
außer für die Überwachung der gesamten Haushalts- und Wirt­
schaftsführung der Bundesorgane und der Bundesverwaltung auch 

zuständig ist, sofern stellen außerhalb der Bundesverwaltung 

1. Teile des Bundeshaushalts ausführen oder 
2. zur Erfüllung bestimmter Zwecke Bundesmittel 

erhalten haben oder 

3. Bundesvermögen oder Bundesmittel verwalten, 

Soweit in diesen Fällen bei Ländern eigene Haushaltseinnahmen 
anfallen oder eigene Haushaltsausgaben erwachsen oder Bundes­
und Landesvermögen gemeinsam verwaltet werden, sowie in allen 
Fällen, in denen Bundesmittel durch Behörden der Länder oder 
Gemeinden verwaltet werden, hat der BRH die Prüfung gemeinsam 
mit der obersten Rechnungsprüfungsbehörde des betreffenden r,an­
des durchzuführen. Sowohl der BRH als auch die oberste Rech­
nungsprüfungsbehörde des Landes kann auf ihre Beteiligung ver­
zichten, 

Für die Entscheidung über Grundsatzfragen, die bei derartigen 

gemeinsamen Prüfungen auftreten, sowie für die gutachtliche 
Stellungnahme zu Prüfungsfragen von grundsätzlicher Bedeutung, 

sieht § 1o des Bundesrechnungshofsgesetzes einen Vereinigten 
Senat vor, der sich aus Mitgliedern des BRH und der obersten 

Rechnungsprüfungsbehörden der Länder zusammensetzt. 

Der RH hat sich bisher an den einschlägigen Prüfungen des BRH 
weitgehend beteiligt, so dass durch den Übergang von prüfungs­
aufgaben auf den BRH bei ihm keine wesentliche Entlastung ein-
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getreten ist. Das verfahren lliat sich inzwischen gut eingespielt, 
Es haben sich dabei keinerlei Schwierigkeiten ergeben, 

Auch § 2o des Ersten Überleitungsgesetzes sieht eine gemein­

same Prüfung des BRH und des zuständigen Landesrechnungshofs 
vor, Danach kann der Bundesminister der Finanzen um eine der­
artige Prüfung ersuchen, wenn nach seiner Meinung in einem 
Land das finanzielle Ergebnis der Überleitung von EinnEhmen 
und Ausgaben von den Ländern auf den Bund entweder den Grund­
sätzen des Überleitungsgesetzes nicht entspricht oder durch 

Maßnahmenbeeinflußt worden ist, die bei billiger Berücksich­
tigung der Interessen des Bundes und des Landes mit dem Sinne 

der Überleitungsregelung nicht vereinbar sind, Die von den 
beiden Rechnungshöfen getroffenen Feststellungen sind bindend, 
Können sich die Rechnungshöfe nicht einigen, so entscheidet 
auf Antrag eines der Rechnungshöfe der vereinigte Senat. 

Diese Vorschrift ist im Lande Hessen bisher nur in einem Fall 
praktisch geworden, der jedoch noch nicht abgeschlossen ist, 

.? 
/; 

j? 

I IV,l Bewirtschaftung 
I/ 

l 

der verfügungsmittel 

Auch im Rj. 195o mußte wieder in mehreren Fällen die Bewirt­
schaftung der sogenannten Verfügungsmittel beanstandet werden, 

insbesondere weil hieraus Personalbezüge, wie Unterstützungen, 
Beihilfen, Aufwandsentschädigungen an staatliche nedienstete 

bezahlt worden sind, Siehe dazu die Einzelbemerkungen 1, 3, 4 
und 5. Der RH hält es daher für zweckmäßig, seinen Standpunkt 

hinsichtlich der für die veranschlagung und Bewirtschaftung 
von Verfügungsmitteln maßgeblichen Grundsätze nachstehend 

darzulegen: 

1. verfügungsmittel sind Ausgabemittel des Landes, deren Ver­

wendung durch den Haushaltsplan nicht an einen bestimmten 
Zweck gebunden ist, Sie können daher weitgehend nach dem 

pflichtmäßigen Ermessen des im Haushaltsplan genannten 
verfügungsberechtigten bewirtschaftet werden. Das bedeutet 

jedoch nicht, dass der verfügungsberechtigte nach freiem 
Ermessen darüber verfügen kann, Vielmehr ergeben sich aus 

der Tatsache, dass es sich bei den Verfügungsmitteln um 
Haushaltsmittel des Landes handelt und demgemäß sich auch 
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ihre Bewirtschaftung nach den Bestimmungen des Hausaalte­
rechts richtet, gewisse Bindungen und Beschränkungen, 

2. Insbesondere müssen bei der veranschlagung und Bewirtschaf­
tung der Verfügungsmittel folgende Vorschriften der RHO be­
achtet werden: 

a) § 17 RHO, wonach in den Haushaltsplan nur solche 
Ausgaben aufgenommen werden dürfen, die für die 

Aufrechterhaltung der Landesverwaltung oder zur Er­
füllung der Aufgaben und der rechtlichen Verpflich­

tungen des Landes notwendig sind. 
Hieraus ergibt sich, dass die Verfügungsmittel nur 

für Ausgaben verwendet werden dürfen, die im Landes­
interesse liegen. 

b) § 18 in Verbindung mit § 43 RHO, die bestimmen, dass 
für ein und denselben Zweck Mittel an verschiedenen 

stellen des Haushaltsplans weder veranschlagt noch 
verausgabt werden dürfen, soweit sich nicht aus dem 

Haushaltsplan etwas anderes ergibt. 
Daraus folgt, dass Ausgaben aus den Verfügungsmit­

teln nicht für solche Zwecke geleistet werden dür­
fen, für die der Haushaltsplan an anderer stelle 

ausdrücklich Mittel vorsieht, Siehe hierzu auch § 42 
Abs.1 RHO. 

c) § 26 Abs.1 RHO, demzufolge die Haushaltsmittel wirt­
schaftlich und sparsam zu verwenden und nur so weit 
und nicht eher in Anspruch zu nehmen sind, als es 
zur wirtschaftlichen und sparsamen Führung der Lan­
desverwaltung erforderlich ist. 
Demgemäß dürfen für einen bestimmten Zweck Verfü­
gungsmittel nur insoweit aufgewendet werden, als es 
zur Erreichung dieses Zweckes erforderlich ist, 

d) § 33 Abs.2 RHO, wonach Ausgabebewilligungen, die ohne 

nähere Angabe des Verwendungszweckes einer stelle 
zur Verfügung gestellt sind, nicht überschritten 

werden dürfen ("Unüberschreitbare Bewilligungen 11 , 

"crddits limitatifs''). 
Aus dieser Vorschrift ergibt sich, dass weder über-
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plarunäßig noch außerplanmäßig Verfügungsmittel zu­
gewiesen werden können, 

e) .§_ 38 Abs,1 und 3 RHO, die besagen, dass außerordent­
liche Vergütungen und Unterstützungen an Beamte und 
im Vertragsverhältnis beschäftigte Bedienstete nur 
aus den im Haushaltsplan dazu bestimmten Mitteln ge­
währt werden dürfen, 
Aus Verfügungsmitteln dürfen mithin an Bedienstete 
des Landes (Beamte, Angestellte und Arbeiter) keine 
Vergütungen oder Unterstützungen gezahlt werden, 

f) § 64 RHO, demzufolge alle Ausgaben zu belegen sind, 

Es müssen daher auch die Ausgaben aus Verfügungs­
mitteln derart belegt werden, dass ihre ordnungsmäs­

sige und dem Haushaltsrecht entsprechende Verwendung 
geprüft werden kann, Es ist jedoch nicht zu beanstan­

den, wenn der verfügungsberechtigte angemessene Ab­
schlagsbeträge aus den Verfügungsmitteln zunächst an 

sich selbst oder einen Beauftragten auszahlen läßt, 
um hieraus kleinere Zahlungen in eiligen Fällen oder 

in Fällen, in denen aus besonderen Gründen eine staat­
liche Kasse nicht unmittelbar eingeschaltet werden 

soll, leisten zu können, Die Verwendung der Beträge 
ist in solchen Fällen durch Akten (Listen) der 

Dienststelle nachzuweisen, Diese Aufzeichnungen und 
die dazu gehörigen Belege sind für Prüfungszwecke be­

reitzuhalten. 

Der RH hat bereits vor längerer Zeit seinen stundpunkt dem 

Finanzminister mitgeteilt und angeregt, dass die Landes­
regierung Richtlinien für eine einheitliche veranschlagung 
und Bewirtschaftung der Verfügungsmittel erlassen möge, 

v. Laufende Bauunterhaltung 

In den Jahren nach dem Zusammenbruch sah sich die Staats­
bauverwaltung in erster Linie vor die Aufgabe gestellt, 

in möglichst großem Umfang beschädigte oder zerstörte lan­
deseigene Gebäude wieder instandzusetzen. Die laufende Bau­

unterhaltung mußte naturgemäß hinter dieser Aufgabe zurück­
stehen. Zudem war es nicht leicht, sich über den Umfang der 
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für die laufende Bauunterhaltung erforderlichen Haushalts-

1h ttel ein klares Bild zu verschaffen, weil die Verfügung 
über diese Mittel nicht den Baubehörden, sondern den zahl­

reichen nutznießenden Behörden zustand und weil die Staats~ 
bauämter durch die Instandsetzung kriegszers·törter Gebäude 

voll in Anspruch genommen waren, Der RH hat es jedoch für 
notVJendig gehalten, rech·tzei tig darauf hinzuweisen, dass 

das Versäumte auf dem Gebiet der laufenden Bauunterhaltung 
sich in späteren Jahren rächen werde, Er hat dabei insbe­

sondere betont, dass es erforderlich sei, den Richtsatz 
für die Bemessu~g der Bauunterhaltungsmittel von rd, 11o 

des Friedensbauwertes den auf mehr als das Doppelte gestie­
genen Bauunterhaltungskosten anzupassen, Es kormnt hinzu, 

dass von den Bauunterhaltungo;mitteln namhafte Beträge auch 
für größere Instandsetzungen, Neu-, um- und Erweiterungs­

bauten bis zu 3o ooo,- DM im Einzelfall abgezweigt wurden 
und dass auf diese weise die für die laufende Bauunterhal­

tung vorgesehenen Mittel in ungewöhnlichem Maße gekürzt 
wurden, Der Finanzminister ist diesen Anregungen inzwischen 

nachgekommen, Es fehlt jedoch auch heute noch an einheit­
lichen Vorschriften, durch die der Bedarf an Bauunterhal­

tungsmitteln :im einzelnen festgestellt und das verfahren 
einheitlich geregelt wird, Der RH hält eine planmäßige Be­
gehung der Gebäude in bestimmten Zeitabständen für erfor­
derlich und hat empfohlen, die Bauunterhaltungsmittel nicht 

mehr wie bisher durch die nutznießenden Behörden, sondern 
durch die Staatsbauämter bewirtschaften zu lassen, 

VI. Umzugskostenvergütung 

Die Versetzung von Bedienßteten verursacht dem Staat be­
trächtliche Kosten, zunächst an Trennungsentschädigungen 

und später an umzugskostenvergütungen, Die Notwendigkeit, 
Bedienstete zu verse·bzen, erwächst in der Regel aus rein 

dienstlichen Gründen, sei es, dass Dienststellen neu er­
richtet, vergrößert oder aufgelöst werden oder dass stel­

len, deren Inhaber befördert, in den Ruhestand versetzt 
oder gestorben sind, wieder besetzt werden müssen, Es gibt 

aber auch Fälle, in denen die Versetzung zwar ebenfalls 
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aus dienstlichen Gründen notwendig geworden ist, die Not­
wendigkeit dazu jedoch durch das verhalten des Bed_ienste­

ten hervorgerufen wurde. Aus den Umzugskostenrechnungen 
und den dazu gehörenden Bell'men war meist nicht zu erken­

nen, ob die Beamten die Versetzu:lg durch ihr Verhalten 
selbst verschuldet hatten, Der Betrag der Umzugskostenver­

gütung ist in jedem ]'all festgesetzt worden, ohne dass 
die wirklichen Gründe der Versetzung vorher näher unter­
sucht worden wären. Der RH hat gebeten, dass künftig in 
die Versetzungsverfügung hierüber Angaben aufgenommen wer­
den und dass von der Möglichkeit Gebrauch gemacht wird,. 
die Umzugskostenentschädigung nach § 4 Abs,4 des Umzugs­

kostengesetzes zu kUrzen. Inzwischen hat der Hessische 
Minister der Finanzen in seinem Erlaß vom 14.0kt, 1952 

- P 173o/A - 32 - I/34, betr. Umzüge unter einfachen Ver­
hältnissen die weitere Anwendbarkeit der Anordnung des 

früheren Erlasses des Reichsministers der Finanzen vom 
6.Jan.·1939 - p 173o - 212 VI bestätigt, wonach die Ent­
schhdigung für Umzüge, die aus einem von dem Beamten ver­
schuldeten Grunde angeordnet werden, allgemein auf 6o v.H. 
der vollen Umzugskostenentschädigung festzusetzen ist, 

B. Besonderer Teil - ordentlicher Haushalt-

I. Haushalt des Ministers des Innern- Epl. II -

1. Die Wirtschaftsverwaltung der Hessischen Landes­

polizei (Kap, 7B) 

Der RH hat sich im Kj. 1952 erneut mit dem Wirtschafts­
verwaltungsamt der Hessischen Landespolizei befaßt, Ver­
anlaßt durch die Beratungen im Haushaltsausschuß des 

Landtags hat der Minister der Finanzen den RH ersucht, 
das Wirtschaftsverwaltungsamt eingehend zu prüfen und 
dabei auch die Frage zu erörtern, ob es mit dem für die 
gemeindlichen Polizeibehörden zuständigen Hessischen 
Polizeibeschaffungsamt in FrankfurtjMain oder mit der 
Landesbeschaffungsstelle Hessen in Darmstadt zusammen­

gelegt werden könne und welche finanziellen Einsparun-
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gen damit verbunden V/ären. Der RH· ist hierbei zu folgen­
den Ergebnissen gekommen: 

a) Es ist z.z. nicht zu empfehlen, Aufgaben des Wirt­
schaftsverwaltungsamts auf die Regierungspräsiden­

ten, die Gendarmerie-Einßatzleitungen oder auf die 
Landratsämter zu verlagern. Die für eine örtliche 

Erledigung geeigneten Aufgaben sind ihrem Umfange 
nach nicht erheblich. Daher könnten die Einsparungen 

an Personalausgaben nur gering sein, Sie würden über­
dies nur eintreten, wenn die Lokalstellen in der La­

ge wären, ohne zusätzliche Arbeitskräfte und ohne 
Entschädigung für die Mehrbelastung die Arbeiten 

zu übernemnen, Diesen etwaigen geringen Einsparun­
gen stände jedoch die Mehrarbeit gegenüber, die 

durch die umständlicher werdende Betriebsmittel­
verwaltung und die häufigen Änderungen der örtli­

chen Zuständigkeit verursacht würde, Zudem würde 
der überblick über die Ausführung des Haushalts­

plans und die Einheitlichkeit der Bearbeitung ge­
fährdet, und die Spezialkenntnisse, die sfch die 

Bediensteten des Wirtschaftsverwaltungsamts im Lau­
fe der Zeit angeeignet haben, könnten nicht mehr 

voll ausgenutzt werden. Der RH hält es deshalb für 
zweckmäßig, die Wirtschaftsverwaltungsangelegen­

heiten in dem derzeitigen Umfange weiterhin beim 
Wirtschaftsverwaltungsamt zentral zu bearbeiten. 

b) Dagegen hat sich die örtliche Erledigung der bei 
der Landespolizeischule und bei den Abteilungen 
der Benitschaftspolizei anfallenden Aufgaben der 
Wirtschaftsverwaltung im allgemeinen bewährt. 

c) Der zentrale Einkauf der Polizeiausrüstung muß bei­

behalten werden, Es wird empfohlen, die Landesbe­
schaffungsstelle Hessen in Darmstadt mehr als bis­

her einzuschalten, vorausgesetzt, dass auch alle 
anderen Behörden sich dieser Stelle bedienen, Von 

einem Beitritt des Landes Hessen zu dem Zweckverband 
11 Hessisches Polizeibeschaffungsamt 11 in Frankfurt/M. 
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ist abzuxaten. 

d) Das Wirtschaftsverwaltungsamt ist ausreichend be­
setzt. Es konnten zwar an einigen Stellen Personal­
reserven festgestellt werden. Bevor jedoch der Auf­
bau der Polizei zu einem gewissen Abschluß gelangt 
ist, will der RH eine Stellenverminderung nicht vor­

schlagen, damit mögliche Störungen im Arbeitsablauf 
der Wirtschaftsverwaltung der Polizei von vornherein 
ausgeschlossen werden. 

e) Die Veranschlagung der Personal- und Sechausgaben 
für die gesamte Wirtschaftsverwaltung der staatli­
chen Polizei sowie der allgemeinen und eirunaligen 
Ausgaben für mehrere Dienstzweige der Polizei in dem 
ursprünglich nur für das Wirtschaftsverwaltungsamt 
vorgesehenen Kapitel des Haushaltsplans - wie sie im 
Rj. 1952 erstmals vollkommen durchgeführt wurden­
ist nicht zu beanstanden. Um :Mißvers·bändnisse zu 
vermeiden, ist vorgeschlagen worden, dieses Kapitel 
etwa mit "Wirtschaftsverwaltung der Hassischen Lan­
despolizei und allgemeine Polizeiangelegenheiten" 
zu bezeichnen. 

2. Landes- Heil- und Pflegeanstalten (Kap,1:3 E,13F u.13H) 

In der Denkschrift zur stHR 1946/1947 war erstmals auf 
die Verhältnisse der staatlichen Heil- und Pflegean­
stalten hingewiesen worden, Der RH hat auch in den fol­
genden Jahren der Entwicklung dieser Anstalten beson­
dere Aufmerksamkeit gewidmet. Er hat vor allem eine 
einheitliche und gegenüber der früheren rein kamerali­
stischen Methode der Selbstkostenberechnung eine we­
sentlich verfeinerte Berechnungsart angeregt. Dadurch 
ist es möglich geworden, Vergleiche der Einnahmen und 
Ausgaben der einzelnen Anstalten untereinander und 
auch mit anderen Heil- und Pflegeanstalten anzustellen 
und daraus wertvolle Schlüsse auf die Arbeitsweise die­
ser Anstalten zu ziehen. Es hat sich dabei ergeben, 
dass die s.Z~ angeregte und ab 1,April 1949 durchge­
führte Erhöhung der Pflegesätze von 4.,- DM auf 4, 5o DM 
infolge der ständigen Steigerung der preise nicht aus-
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reichte, um auch nur annährend die Selbstkosten zu 
decken. Insbesondere hat sich nach der Währungsreform 
ein sehr erheblicher Nachholbedarf an Wäsche und Klei­
dungsstücken sowie an Gebäudeinstandsetzungen ergeben, 
der befriedigt werden mußte. Als Folge hiervon mußten 
vom Rj. 1952 ab die Pflege~ätze erneut erhöht werden, 
ohne dass damit jedoch der tatsächliche Aufwand gedeckt 
werden konnte. 
Ein anschauliches Bild der Steigerung ergibt sich aus 
folgender Gegenüber~tellung der Selbstkosten: 

Durchschnitt der Selbstkosten je Pflegetaß in den 
drei staatlichen Heil- und Pflegeanstalten 

Rj.1949 Rj.195o Rj.1951 
---------~~~===~~~~-------------~M------~M------~M ____ _ 
Personalausgaben 
Lebensmittelkosten 
Medizini~cher Sachbedarf 
Heizungsbedarf 
Strom, Gas, Wasser 
Unterhaltung des Anlage­
vermögens 
sonstige Materialkosten 
verwaltungskosten 
Steuern, Abgaben u,versiche­
rungen 
Verzinsung des betriebsnot­
wendigen Kapitals 
Abschreibungen 

sunrrne der Aufwendungen 
ab Rückvergütungen 
ergibt Selbstkosten 
Erlöse aus Pflegegeldern 
bleibt zuschuß (Verlust) 

2,56 
1 '21 
m,o7 
o,38 
o,o8 

o,38 
o,o4 
o,o6 

o,o6 

o,33 
o,47 
5,64 
o,48 
5,16 
4,32 
o,84 

2,95 
1 '39 
o, 10 
o,37 
o,15 

o,55 
o,o6 
o,o7 

o,o6 

o,34 
o,46 
6,5o 
o,75 
5,75 
4,6o 

1 ! 15 

3,59 
1 '55 
o,1o 
o,54 
o 1 12 

o,52 
o,o8 
o,ili6 

o,o7 

o,34 
o,5o 
7,47 
o,9o 
6,57 
4,54 
2,o3 

3. Für~or~eaufwendungen im Regierungsbezirk Darmstadt 
Itfap. 8) 

Bei Prüfung der Fürsorgeaufwendungen im Regierungs­
bezirk Darmstadt für das Rj. 1949 war festgestellt wor-



den, dass an das Gut 11 Neu~Ulrichstein 11 ein Betrag von 
14 686,65 DM zur Abdeckllllg dringender Schulden "vor­
lagsweise" aus Mitteln der Kriegsfolgenhilfe gezahlt 
worden war. Der Angelegenheit liegt folgender Sachver­
halt zu Grllllde: 
Das Gut Neu-Ulrichstein bei Homberg, Kreis Alsfeld, ge­
hört dem "Verein zur Beschäftigllllg Arbeitsloser in 
Hessen und Hessen-Nassau". Nachdem seit 1935 keine Mit­
gliederversawnlung mehr stattgefunden hatte und seit 
1937 keine Mitgliedsbeiträge mehr geleistet worden 

waren, bot im Jahre 1946 der damalige vorsitzende des 
Vereins das Gut dem Land Hessen zur Übernahme an, Der 
Regierungspräsident in Darmstadt hatte im Jahre 1945 
bis zur endgültigen Klärung der Rechtsverhältnisse die 
treuhänderische Verwaltung des Gutes übernommen. Im in­
standsetzungsbedürftigen sog, 11 Kolonistenhaus 11 war Ende 
1946 ein Heim für die Unterbringung heimatloser Jugend­
licher eingerichtet worden, Infolge der Kriegs- und 
Nachkriegsverhältnisse war es dem Gutsverwalter noch 
nicht gelungen, den Gutsbetrieb rentabel zu gestalten, 

so dass das Land, dem das Gut, wie ursprünglich beab­
sichtigt, übereignet werden sollte, zur Deckung der 

Verbindlichkeiten den Betrag von 14 686,65 DM verlags­
weise zur Verfügung stellte. 

Aus verschiedenen Gründen fand die Übereignung des Gutes 
auf das Land Hessen nicht statt. Der Verein konstitu­
ierte sich vielmehr neu und zog seinen früheren Antrag 
zurück, 

Der Verein hat die Schuld in Höhe von 14 686,65 DM an­
erkannt. Hinsichtlich der Rückzahlung hat das Innen­
ministerium im Einvernehmen mit dem Finanzministerium 
festgelegt, dass die ~ückzahlung ab 1.0kt, 1951 in 
monatlichen Raten von 25o,- DM erfolgen soll, Darüber 
hinaus wurde auf Anregung des RH veranlaßt, dass, nach­
dem das Gut bereits vom Verein wieder übernommen war, 
nachträglich eine ordnungsmäßige Übergabe der Inventar­
gegenstände des 11 Jugendheimes" an den Verein vorgenom-
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men wurde. Durch Überlassung des Inventars entstand 
eine weitere Forderung des Landes Hessen von 
17 228,- DM. Gleichzeitig wurde durch eine Kommission 
ein Betrag von 26 717,- DM für aus Staatsmitteln be­
strittene Aus- und AUfbauarbeiten an den Gebäuden fest­
gesetzt, so dass die Gesamtforderung des Landes an den 
Eigentümer des Gutes Neu-Ulrichstein 58 63"1 ~ 65 DM be­
trägt. 

Nach Mitteilung des Regierungspräsidenten in Darmstadt 
soll die Forderung von dem Verein anerkannt worden sein. 
Wegen der Rückzah~ung schweben z.z. noch Verhandlungen, 

Der RH wird bei d~r Rechnungsprüfung für das Rj. 1951 
die Angelegenheit weiter verfolgen. 

II. Haushalt des Ministers für Arbeit, Landwirtschaft 
und Wirtschaft - Epl. III -

1, Akademie der Arbeit (Abschnitt A Kap. 9) 

Für die Rech~mngspriifung ((er Akademie der Arbeit war 
bis zum 31.März 1951 der RH allein zuständig, weil die 
Aufwendungen für die Akademie der Arbeit im Haushalts­
plan des Ministers für Arbeit, Landwirtschaft und Wirt­
schaft bei Kap. 9 - ~kademie der Arbeit - ausgewiesen 
waren, Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat dagegen ge­
wisse Kosten, die durch den Internatsbetrieb entstehen, 
übernommen, und das Haus FrankfurtjMain, Zimmerweg 12, 
zur Verfügung gestellt. Der RH hatte schon bei der 
Schlußbesprechung aus Anlaß der Rechnungsprüfung für 
das Rj. 1948 darauf hingewiesen, dass die ungeklärten 
rechtlichen Verhältnisse dar Akademie der Arbeit einer 
Regelung bedürfen. 

Die Akademie der Arbeit ist nunmehr ab 1.April 1951 in 
eine rechtsfähige Stiftung umgewandelt worden, Die Stif­
tungsurkunde vom 24,April/23.Mai 1951 sieht in § 3 
Abs.2 vor, dass wegen der Aufbringung der zur Erreichung 
des Stiftungszwecks benötigten Geldmittel eine besonde­
re Vereinbarung dar Stifter (Land Hessen und Deutscher 
Gewerkschaftsbund) getroffen wird. In dem dazu gehöri­
gen Vertrag verpflichtet sich das Land Hessen zur Zah-
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lung eines jährlichen Zuschusses von 1oo ooo,- DM, während der 
Deutsche Gewerkschaftsbund die Finanzierung der Akademie im 

übrigen übernimmt, Die Verwendung der von den Stiftern zur 
Verfügung gestellten Mittel soll nach § 3 Abs.3 der Stiftungs­
urkunde vom RH nach Maßgabe näherer Vereinbarungen zwischen 
den Stiftern jährlich geprüft werden. Für die hiernach zu tref­

fenden Vereinbarungen ist dem Deutschen Gewerkschaftsbund in 
Düsseldorf seitens des Ministers für Arbeit, Landwirtschaft 

und Wirtschaft am 19. Nov. 1951 ein Vorschlag unterbreitet 
worden, Der Entwurf,der vorher Gegenstand einer Besprechung 

mit dem RH gewesen ist, sieht Bestimmungen über die Aufstel­
lung der Ha.ushal tspläne, die Bewirtschaftung der Mittel, Kas­

sen- und Buchführung und Rechnungslegung vor, Die Rechnungs­
prüfung soll nach diesem vorschlag dem RH übertragen werden, 

der d~ese unter Hinzuziehung zweier Vertreter des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes durchführt. 

Die Stellungnahme des Deutschen Gewerkschaftsbundes steht 
noch aus. 

2, Bezirksforstämter und Forstämter (Abschnitt 1, Kap. 23) 

Im Zuge vermögensrechtlicher Auseinandersetzungen mit dem 

Deutschen Reich war das Land Preußen (Forstfiskus) nach dem 
ersten Weltkrieg Eigentümer des früheren Truppenübungsplatzes 

Bad Qrb mit dem darauf befindlichen Wasserwerk Mernes gewor­
den. Die örtliche Verwaltung der Grundstücke übernahm das 

Forstamt Burgjoß. Mit dem Eintritt in die Rechte und Pflichten, 
die sich aus einem zwischen der Gemeinde Mernes und dem 

Reichsmilitärfiskus abgeschlossenen überlassungs- und Nut­
zungsvertrag ergeben, war die Verpflichtung zu übernehmen, 

den Einwohnern von Mernes das von ihnen benötigte wasser bis 
zu einer Höchstmenge von täglich 2oo cbm unentgeltlich zu lie­

fern. Die Unterhaltung des Werkes und die Aufbringung der 
durch seinen Betrieb entstehenden Kosten regelte sich bis zum 

Ende des zweiten Weltkrieges nach einem Vertrag mit der Er­
holungsstätte Wegscheide GmbH,, FrankfurtjMain, der das auf 
dem Gelände stehende Barackenlager zur Benutzung überlassen 
worden war, rm Jahre 1945 wurde durch die Änderung der staats­
rechtlichen Verhältnisse das Land Hessen Eigentümer der Grund­
stücke, ner Kreis Gelnhausen übernahm die Abmachungen mit der 
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des Wasserwerks den Kr·eiswerken Gelnhausen. Diese fordern 
seit Mitte 1946 vom Land (Forstamt Burgjoß) fLx jeden den Ein­
wohnern der Gemeinde Mernes gelieferten cbm Wasser o, 35 DM (1lV.), 
Die erwähnte Vergütung soll die reinen Betriebskosten darstel­
len. Es sind jedoch noch andere Verbrauchergruppen vorhanden, 
die den gleichen cbm-Preis entrichten, 

Nach den allmonatlichen Lieferrechnuhgen haben die im Rj.195o 
angefallenen Kosten 7 452,2o DM betragen. Insgesamt dürften 
von der Währungsreform bis Oktober 1951 etwa 2o ooo,- DM für 
Wassergeld an die Kreiswerke Gelnhausen aus Haushaltsmitteln 
gezahlt worden sein. 

Im Februar 1951 ist das Gelände (sogenannte Wegscheidegelände) 
mit allen Rechten und Pflichten an die Stadt Bad Qrb verkauft 
worden. Nach den Bestimmungen des Kaufvertrags gehen die La­
sten mit dem 1.April 1951 auf die Käuferin über, Zahlungen 
für Wassergeld sind jedoch auch noch für die Zeit nach dem 
31.März 1951 aus der Staatskasse geleistet worden. Die Auf­
lassung der Grundstücke hatte bis Oktober 1951 noch nicht 
stattgefunden. 

Eine rechtliche Verpflichtung zur Abgeltung der Betriebs­
kosten des wasserwerks durch eine nach dem wasserverbrauch in 
der Gemeinde Mernes berechnete Vergütung läßt sich aus den 
unterlagen nicht herleiten, da die Forstverwaltung weder mit 
dem Kreis Gelnhausen noch mit den Kreiswerken Gelnhausen ver­
tragliche Abmachungen in den vergangeneu Jahren getroffen hat. 
Die Kostenbeiträge des Landes dürfen daher über den mit der 
ehern. Erholungsstätte Wegscheide GmbH. gezogenen Rahmen nicht 
hinausgehen, wobei noch die Wasserlieferungen an andere Abneh­
mer zu berücksichtigen sind. Feststellungen der beteiligten 
Dienststellen hierüber konnten nicht wahrgenommen werden. Der 
RH wird sich im Benehmen mit dem Bezirksforstamt Wiesbaden 
bemühen, die rechtliche zulässigkeit der nach der Währungs­
reform angeordneten Zahlungen an die Kreiswerke festzustellen 
oder veranlassen, dass die etwa zu unrecht ausgezahlten Beträge 
Zurückerhoben werden. 

3, Förderung der Landwirtschaft im allgemeinen __ (Abschnitt L, 
Kap. 26) 

Das Gesetz über die Auflösung des Reichsnährstandes im Ver­

einigten Wirtschaftsgebiet vom 21 .Jan. 1948 ( WiGBl. S. 21) hat 
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auch den Landwirtscha:t:tskaDll!lern Frankfurt/Main und Kassel für 
die Zeit nach dem 31,März 1948 das Recht der Beitragserhebung 
genorrunen, Die Einnahmen der Kammern aus der Übergangsabgabe 
der Landwirtschaft nach § 7 Abs,4 desselben Gesetzes betrugen 
noch nicht die Hälfte ihrer früheren Einnahmen aus Reichs­

nährstandsbeiträgen, Der Ausfall wurde durch Beihilfen des 
Landes Hessen gedeckt. Diese betragen für die Zeit vom 1,April 

1948 bis 31.März 1951 insgesamt 4 555 ooo,- DM. Sie wurden zu­
nächst als Vorschüsse zu Lasten des Ministeriums für Arbeit, 
Landwirtschaft und Wirtschaft, Hauptabteilung Landwirtschaft, 
gebucht, Auf dessen Antrag hat der Minis·t;er der Finanzen am 

31.1\iai 1951 zugestimmt, dass die noch offenen Vorschüsse in 
eine außerplanmäßige Haushaltsausgabe·umgewandelt wurden und 
als unverzinsliche Darlehen gelten sollen, bis über die 
Finanzierung der Kammern endgültig entschieden ist, 

Eine vorläufige Neuregelung ergibt sich aus dem Gesetz über 

eine Landwirtschaftskammerabgabe vom 18,1\iärz 1952 (GVBl. S.85). 
Das Aufkommen daraus deckt aber den Finanzbedarf der Kammern 
nur teilweise, so dass außer deren eigenen F:innahmen und zweck­
gebundenen Zuschüssen des Bundes, des Landes, des Bezirksver­
bandes, der Kreise und Gemeinden noch v1ei tere Staatsdarlehen 
erforderlich werden, Ein solches Darlehen ist erstmalig mit 

5oo ooo,- DM im Epl. o7 i'ür das Rj. 1952 bei Kap. 29, Titel 
955 veranschlagt. Durch die Inanspruchnahme weiterer Darlehen 
erhöht sich aber die Gesamtschuld der Kammern laufend. 

Der RH hat bei seinen Prüfungen den Eindruck gewonnen, dass 

die Landwirtschaftskammern unter den derzeitigen Verhältnissen 
die Darlehen in absehbarer Zeit wahrscheinlich nicht zurück­
zahlen können. Er hält es deshalb für geboten, das Verhältnis 
zwischen Staat und Landwirtschaftskammern möglichst bald end­
gültig zu ordnen. Dabei wird auch darüber zu entscheiden sein, 
ob auf Tilgung der Darlehen verzichtet wird oder wie es den 
Kammern ermöglicht werden soll, ihren Pinanzbedarf zu decken 
und die Darlehen zurückzuzahlen, 

4. Autostraßenämter Frankfurt Main und Kassel 
A schnitt w, Kap,-5 

Die Gesellschaft "Reichsautobahnen11 hatte im Jahre 1936 den 

Betrieb der an den Autobahnen errichteten Tankstellen und den 
vertrieb von Treibstoffen und ölen der "Reichsautobahn-·Kraft-
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stoff-Gesellschaft mbH, (RAK)" übertragen, während die Rast­
häuser und Erfrischungsbetriebe von der "Reichsautobahn-Rast­
stätten-GmbH (RAR)" betreut wurden. Beide Gesellschaften hat­
ten nach dem Zusammenbruch ihre Tätigkeit eingestellt, so dass 
sich zunächst die Autostraßenverwaltungen 
betriebe annehmen mußten. 

dE!i' Autobahnneben-

zur Autobahnstrecke in Hessen gehörten be:i.in·zusammenbruch 

8 Tankstellen. Diese waren teilweise zerstÖrt .oder durch die 
Besatzungsmacht beschlagnahmt, Nach Wiederherstellung konnten 

im Rj. 1947 6 Tankstellen wieder in Betrieb genommen werden, 
von dem Autostraßenamt FrankfurtjMain wurden miterhalten und 

betrieben die Tankstellen 

Darmstadt, 
Frankfurt-Nord, 
Bad Nauheim und 
Lorsoh, 

von dem Autostraßenamt Kassel die Tankstellen 

Kassel-Ost und 
Kirchheim-Aulatal, 

Die an der strecke befindlichen Rasthäuser blieben, soweit 
sie noch gebrauchsfähig waren, von der Besatzungsmacht be­
schlagnahmt. 

Es erwies sich bald, dass zur Betreuung dieser Betriebe eine 
geeignete Organisation geschaffen werden mußte, zunächst war 
geplant, die Tankstellen zu verpachten, und zwar sollten 
Pachtverträge nach den Grundsätzen abgeschlossen werden, die 
die Reichsbahn bis dahin bei der Verpachtung der Bahnhofs­
nebenbetriebs beobachtet hatte, Die Geschäftsentwicklung zeig­
te jedoch, dass der Eigenbetrieb größere Vorteile versprach 
als der Pachtbetrieb. Die beträchtlichen Überschüsse, die der 
Eigenbetrieb erwarten ließ, sollten zur Verdichtung des Tank·­
stellennetzes, zur Erneuerung und Instandsetzung der vorhan­
denen Anlagen und zu größeren Ersatzbeschaffungen verwendet 

werden. Der danach verbleibende überschuß sollte dem Land 
zufließen. 

Man entschloß sich aus dieser Überlegung, die Tankstellen als · 
kaufmännisch eingerichtete Betriebe im Sinne des § 15 RHO zu 

führen und bei den Autostraßenämtern FrankfurtjMain und Kassel 
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die hierfür erforderlichen kaufmännischen und technischen Ein-

richtungen zu schaffen, Der RH ha-t sich auf Ansuchen des Min~ste­

riums für Arbeit, Landwirtschaft und Wirtschaft hierzu gut­

achtlich geäußert und der Verwaltung Entwürde für BetriE?bssat­

zungen und Kontenpläne zur Verfügung gestellt, die in der Fol-

ge auch Anwendung fanden. 

Die Entwicklung der Betriebe hat die Erwartungen übertroffen. 

Bis zruu Gj. 195o konn-ten im Bereich des Autostraßenamts Frank­

furt/Main 2 neue Betriebe, nämlich 

Limburg/Lahn und 

Alsfeld, 

im Bereich des Autostraßenam-ts Kassel ebenfalls 2 Betriebe, 
nämlich 

das Rasthaus mit Tankstelle 
auf dem Rimberg und 
die Raststätte Obersuhl 

vorwiegend aus den Betriebsergebnissen errichtet werden, Le­
diglich zu den Baukosten des Rasthauses auf dem Rimberg leiste­

te der Bund im Gj, 195o einen zuschuß von rd, 87 ooo,- DM. 

Näheres über die Vermögens- und Ertragslage der Betriebe er­
gibt sich aus dem als Anlage 1 beigefügten Gesamt-Jahresab­
schluß der Tankstellenverwaltungen für die Gj. 1949 und 195o. 
Im Gj. 1951 konnten die Erträge durch Inbetriebnahme der neu 
errichte-ten Tankstellen, Raststätten und Erfrischungsbetriebe 
weiter, und zwar auf rd, 11 Mio DM gesteigert werden, Die Bi,.. 
lanzsunrrne erhöhte sich vornehmlich durch Neuanlagen auf rd, 
1,6 Mio DM. 

Die Verwaltung hat entsprechend der Betriebssatzung nach den 
Vorschriften der §§ 86 RHO, 8 Buchst. b) RRO Rechnung gelegt, 

Der RH hat die Abschlüsse für die Gj. 1948, 1949 und 195o ge­
prüft, im letztgenannten Geschäftsjahr im Einverständnis mit 
dem BRH, der seinerseits auf die Prüfung verzichtete (vgl, 
§ 4 Abs.5 des Gesetzes über ErrichtUng und Aufgaben des Bundes­

rechnungshofs vom 27.Nov.195o- BGBl. I s. 765). 

Besondere Bedeutung kam der Prüfung des Jahresabschlusses für 
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hinsichtlich der Autobahnen nach § 6 des Gesetzes über die 

vermögensrechtlichen Verhältnisse der Bundesautobahnen und 
sonstigen Bundesstraßen des Fernverkehrs vom 2.März 1951 (BGBl. 
I s. 157) auf den Bund übergingen, während der überschuß aus 
den Betrieben für das Gj, 1949 noch dem Lande zustand, Der RH 

hat bei dieser Prüfung festgestellt, dass die Tankstellenver­
waltung Frankfurt/Main den abführungspflichtigen überschuß von 

1o1 596,61 DM zu Unrecht als Einnahme des Bundes behandelt 
hatte, und dass die Tankstellenverwaltung Kassel ihren über­

schuß von 14 2o6,1o DM überhaupt nicht abgeliefert hatte, Auf 
Veranlassung des RH wurden die Beträge nachträglich abgeführt. 
Sie erscheinen in der Staatshaushaltsrechnung bei Epl. III, 
Abschnitt W, Kap. 5 Titel 6 in Einnahme, Die ablieferungspflich­

tigen Überschüsse im Gj, 195o sind dem Bund zugeflossen, 

Im Laufe des Gj. 1951 ist eine Änderung des Belieferungewesens 

und des Abrechnungsverfahrens herbeigeführt worden, Das Bun­
desministerium für verkehr hat mit den Mineralölhandelsgesell­

schaften Belieferungeverträge abgeschlossen. Die dem Bund nach 
diesen Verträgen zustehenden Vergütungen rechnen die Mineral­

ölfirmen unmittelbar mit einer neugegründeten Finanzierungs­
gesellschaft, nämlich der Gesellschaft für Nebenbetriebe der 

Bundesautobahnen mbH,, Bonn, ab, Diese verwaltet die Bundes­
einnahmen und bestreitet den Aufwand für die laufende unter­

haltrn1g der Tankstellen sowie für Ersatzbeschaffungen. Die Be­
stellung der Tankstellenverwalter ist im Rahmen de:-~ Auftrags­

verwaltung Sache der Länder, Es ist den Ländern freigestellt, 
ob sie die Bundesautobahntankstellen an selbständige Tank­

stellenverwalterverpachten oder aber - wie dies in Hessen ge­
schieht - die Bundesautobahntankstellen in eigener Regie ver­

walten, Auch für den letzte:r:en Fall steht der Bundesminister 
für verkehr auf dem Standpunkt, dass die Länder sämtliche 

ihnen nach Deckung ihrer Unkosten verbleibenden Erträge an 
den Bund abzuführen haben. 

Der Minister für Arbeit, Landwirtschaft und Wirtschaft dage-
gen vertritt die Auffassung, dass dem Land wenigstens die 

Pächtergewinne zustehen und es an den Bund lediglich einen 
Betrag abzuführen hat, der einem angemessenen Pachtzins ent­
spricht, Der RH schließt sich dieser Ansicht an, Eine abschlies­
sende Klärung steht noch aus, 
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Die Prüfung der Betriebe ist nach § 4 Abs,5 des Gesetzes über 

Errichtung und Aufgaben des Bundesrechnungshofs durch diesen 
und den Landesrechnungshof gemeinsam vorzunehmen, 

III. Haushalt des Ministers für Erziehung und Volksbildung -Epl, IV-

1. Kliniken der Universität Marburg (Kap. 11Bl 

a) Errichtung einer Zentralverwaltung 

Bei der Universität Marburg besteht für jede Klinikeine 
selbständige Verwaltung. Dies hat zur Folge, dass die 
einzelnen Dienststellen gleiche Aufgaben, wie z,B. Vergü­
tungs- und Lohnangelegenheiten, für ihren Bereich jeweils 
gesondert bearbeiten, Eine derartige Regelung ist unwirt­
schaftlich und verursacht personalmehraufwand. Der RH hält 
deshalb die Errichtung einer Zentralverwaltung für die Kli­
niken und Institute, wie sie bei der Justus Liebig-Hoch­
schule in Gießen bereits besteht, für erforderlich. Durch 
die· zusamrnenfassung der Einzelverwaltungen zu einer Gesamt­
verwa~tung wird nicht nur eine einheitliche Bearbeitung 
aller Angelegenheiten gewährleistet, sondern auch die zu­
sammengefaßte Beschaffung der Lebensmittel, Gebrauchs-
und Verbrauchsgegenstände für sämtliche Kliniken und In­
stitute ermöglicht, die erfahrwtgsgemäß oeträchtliche 

Vorteile mit sich bringt, 

Das Ministeri= hat inzwischen den wiederholten Vorschlä­
gen des RH entsprochen. 

b) veranschlagung der Einnahmen und Ausgaben im Haushalts­
plan 

Die im Haushaltsplan unter den allgemeinen Ausgaben ausge­
brachten Mittel für Verpflegung und Behandlung der Kranken 

waren auch für das Rj. 195o zu niedrig angesetzt worden, 
weil man nicht von der tatsächlichen Belegung, sondern von 
einer niedrigeren Bettenzahl ausgegangen war. Dadurch ha­
ben sTeil--wesentliche unterschiede zwischen den Haushalts­

ansätzen und den tatsächlichen Ausgaben ergeben. Aller­
dings konnte ein Teil der Mehrausgaben durch die Mehrein­

nahmen aus der überbelegung gedeckt werden, Immerhin sind 
beträchtliche Haushaltsüberschreitungen eingetreten, Es 
wird deshalb zweckmäßig sein, bei der Veranschlagung der 
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Haushaltsbeträge nicht von der zugestandenen Bettenzahl, 
sondern von der zu erwartenden Belegung auszugehen. 

2, Technische Hochschule Darmstadt (Kap. 14) 

a) Gebührenerhebung 

Die von den Studenten zu entrichtenden Gebühren werden bei 
der Technischen Hochschule Darmstadt nach einem verfahren 
erhoben, das in Hessen vor Einführung der RKO galt und den 
Vorschriften der RKO und RRO nicht in jeder Hinsicht ent­
spricht, Andererseits sind bei der Justus Liebig-Hochschule 
in Gießen Vorschriften erlassen worden, die sich an eine 
vom Reichserziehungsminister getroffene Anordnung anlehnen 
und die Erhebung der Hochschulgebühren und die Verteilung 
der Unterrichtsgelder an die Hochschullehrer unter Beach­
tung der Vorschriften der RKO und RRO für die Verwaltung 
und die Hochschulkasse regeln. 

zur Herbeiführung eines einheitlichen verfahrene wurde vor­

geschlagen, die von der Justue Liebig-Hochschule Gießen er­
lassenen Besti1nmungen bei der Technischen Hochschule Darm­

stadt einzuführen, Dieser Anregung folgend hat die Verwal­
tung der Technischen Hochschule Darmstadt dem Minister für 
Erziehung und Volksbildung den Entwurf einer entsprechenden 
Regelung mit der Bitte um Genehmigung vorgelegt, 

b) Anteile des Landes an den Einnahmen der Hochschullehrer 

Im Haushaltsplan für das Rj. 195o wurde bei Kap, 14 ein Titel 
für die "Anteile des Landes an den Einnahmen der Hochschul­

lehrer" nicht ausgewiesen, Nach§§ 15 und 16 der 1.VO zur 
Durchführung des Gesetzes über die Rechtsstellung der Beam­
ten und Angestellten im öffentlichen Dienst des Landes Hes­
sen vom 21.Juni 195o (GVBl. s. 11o) sind die Hochschullehrer 
verpflichtet, von ihren Nebeneinnahmen gewisse Beträge an 
die Hochschulkasse abzuliefern, rn der Denkschrift zur 

stHR 1949 (S, 6o) ist bereits darauf hihgewiesen worden, 
dass diese Bestimmungen nicht beachtet werden, Die Anwen­
dung der Vorschriften unterbleibt offenbar auf mündliche 
Weisung des Ministeriums, Gegen dieses Verfahren bestehen 

Bedenken. Es geht nicht an, gesetzliche Bestimmungen im 
Verwaltungswege praktisch außer Kraft zu setzen, wenn die 

geltende Regelung untragbar erscheint, weil auch die übri-
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gen westdeutschen Länder entgegen der früher im Reich gel­
tenden Vorschriften davon absehen, Teile von Nebeneinnahmen 
der Hochschullehrer für die Staatskasse in Anspruch zu neh­
men, bedarf es einer entsprechenden gesetzlichen Bestimmung, 

Bis zwn Inkrafttreten einer solchen Neuregelung sind die 
derzeit maßgebenden Vorschriften anzuwenden. 

3. Verwaltung der Staatl. Schlösser und Gärten (Kap, 32) 

Mit den preußischen Schlössern und Gärten sind auch die 
in den Schlössern vorhandenen Gegenstände vom Lande Hessen 

übernommen worden, Infolge der Verhältnisse der Nachkriegs­
zeit ist eine ordnungsmäßige Übernahme der Schlösser nebst 

Inventar unterblieben, Die bei der preuß, Hauptverwaltung 
in Berlin geführten Generalkataloge sind bei der Zerstö­

rung des Berliner Schlosses vernichtet worden. Eine Neuauf­
nahme der Gegenstände ist bisher nicht durchgeführt, Bei 

dem besonderen wert des Inventars der Schlösser ist eine 
Neuaufnahme der Gegenstände und die Führung eines Nachwei­

ses durch Herstellung der vorschriftsmäßigen Kataloge und 
Bestandsbücher unbedingt erforderlich. Hierbei kommt es 

darauf an, dass eine ins einzelne gehende Beschreibung 
sämtlicher Inventarstücke unter Berücksichtigung kunst­

historischer Gesichtspunkte, sowie unter Angabe der Maße, 
des Materials, des Herstellers oder der Herkunft, der Ent­

stehungszeit usw. vorgenommen wird, 

Der RH hat bei der Verwaltung der Staatl, Schlösser und 
Gärten angeregt, die Neuaufnahme der Gegenstände alsbald 
in Angriff zu nehmen. Das gilt auch für die in den Schlös­
sern befindlichen Bibliotheken, 

4, Hessische Staatstheater (Kap, 36 und 36A) 

a) Haushaltsüberschreitungen 

Auch im Rj. 195o sind bei sämtlichen Theatern wiederum 

hohe Überschreitungen der Ausgabeansätze eingetreten, 
während die Einnahmen z.T. erheblich hinter den veran­

schlagten Beträgen zurückblieben, Eine überhöhte veran­
schlagung der Betriebseinnahmen ist nur geeignet, unzu­

treffende Vorstellungen über die wirtschaftliche Seite 
des Theaterbetriebs zu vermitteln und führt im Ergebnis 
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zu nicht erwarteten Erhöhungen der Zuschüsse der öf­
fe~tlichen Hand. Die Haushaltsansätze sollten deshalb 
in enger Anlehnung an die tatsächlichen Ergebnisse des 
jeweils letzten Rj, festgesetzt werden, ohne dass da­
bei die oft allzu optimistischen voraussagen der Theater­
leitung in einer sachlich nicht gerechtfertigten W~ise 
berücksichtigt werden, Andererseits könnten gewisse 
Überschreitungen der Ausgabeansätze vermieden werden, 
wenn durch rechtzeitige Planung Fehldispositionen aus­
geschaltet und ein normaler Ablauf des Spielplans ge­
wäl).rleistet würden, Dadurch müßte sich insbesondere 
eine Verminderung der sehr zahlreichen Überstunden, 
vor allem in den Werkstätten, erreichen lassen, 

b) Eingruppierung der Tarifangestellten 

Nach Auffassung des RH ist ein Teil der Angestellten 
der Verwaltung und Hausverwaltung bei dem Staatstheater 
Wiesbaden infolge Oberbewertung ihrer Tätigkeit zu 
hoch eingruppiert, zur Nachprüfung dieser Einstufungen 
ist eine Kommission gebildet worden, der Vertreter der 
Ministerien für Erziehung und Volksbildung und der Fi­
nanzen, des Landespersonalamtes und des Staatstheaters 
angehörte~. Die Kommission hat empfohlen, in acht Fäl­
le:Q. F:instufungen und Höhergruppierungen aus der Zeit 
nach dem 31.Dez, 1947 rückgängig zu machen, Der RH hat 
dem Minister für Erziehung und Volksbildung nahegelegt, 
die Angelegenheit in diesem Sinne zu regeln, 

Im übrigen ist die Eingruppierung der Theaterbedienste­
ten,insbesondere beim technischen Personal, noch recht 
uneinheitlich, da die Tarifordnungen die besonderen 
Verhältnisse am Theater nicht ausreichend berücksichti­
gen und keine hinreichend festen Anhaltspunkte für die 
Eingruppierung geben, Im Interesse einer einheitlichen 
Behandlung sollten ergänzende Bestimmungen zur Tarif­
ordnung, durch die die Tätigkeitsmerkmale eingehender 
festgelegt werden, ergehen, 

c) Gastspielvertrag mit der Deutschen Theater GmbH., 
Gbttwgen 
Das Staatstheater Kassel hat mit der Deutschen Theater 
GmbH. Göttingen eine gegenseitige Bespielung vereinbart. 



Das Kasseler Staatstheater bringt in Göttingen Opern-

. und Operettenaufführungen, während die Göttinger Bühne 
in Kassel Schauspielvorstellungen übernownen hat, 

Finanziell wirken sich diese Gastspielverpflichtungen 
für das Staatstheater Kassel nicht günstig aus. Die 

Einnarunen aus den Gastspielen in Göt~ingen sind wesent­
lich niedriger als bei entsprechenden Vorstellungen in 

Kassel, Andererseits sind die Ausgaben infolge des 
kostspieligen Transports des gesamten umfangreichen 

Opernapparates erheblich höher, Die Vereinbarung einer 
gegenseitigen Bespielung durch mehrere selbständige 

Theater hat wirtschaftlich nur dann einen Sinn, wenn 
das zu einer Rationalisierung des Betriebs führt. Dies 

Ziel wird zwar in Göttingen erreicht, das mit Rücksicht 
auf die Bespielung durch die Kasseler Oper ein eigenes 

Opernensemble nicht unterhält. Die Bespielung durch das 
Göttinger Schauspiel müßte sich dann umgekehrt dahin 

auswirken, dass in Kassel ein eigener Schauspielbetrieb 
- wenn überhaupt - so nur in wesentlich eingeschränktem 

Umfange aufrechterhalten bliebe, Dies Ergebnis tritt 
aber nicht ein, weil dass Kasseler Schauspiel tatsäch­

lich vollständig beibehalten, ja personell sogar noch 
verstärkt worden ist. wenn sämtliche Spielgattungen 

bei einem Theater in vollem umfange aufrechterhalten 
werden, ist der Abschluß gegenseitiger Bespielungsver­

träge zum mindesten von der wirtschaftlichen Seite her 
wertlos, wenn nicht nachteilig, wie auch durch das 

finanzielle Ergebnis der Gastspiele in Göttingen be­
stätigt wird, 

d) Führung von Bestandsverzeichnissen 

Bei den Theatern in Darmstadt und Kassel ist der Fundus 
noch nicht ordnungsmäßig erfaßt, Die Bestandsverzeich­
nisse sind so unzureichend, dass eine einwandfreie Kon­
trolle nicht gewährleistet ist. Bei dem Wert des Fundus 

muß zur Vermeidung von Verlusten auf eine ordnungsge­
mäße Inventarisierung besonderer wert gelegt werden. 

Im Interesse einer einheitlichen Handhabung sollten 
sich die Theater dabei an das in Wiesbaden geübte Ver­
fahren halten, 
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5. Höhere Schulen (Kap, 42) 

a) Insbesondere bei den Höheren Schulen und den früher 
preußischen Dienststellen entspricht die Behandlung der 
laufenden Einnarunen noch nicht überall den Bestimmungen 
der RKO und RRO. so werden vielfach vor allem bei Miet­
und Pachteinnahmen statt einer Daueranweisung noch jedes 
Jahr Annahmeanordnungen und außerdem am Ende jedes Rj. 
noch besondere Schluß-Annaruneanordnungen erteilt, die 
bei laufenden Einnahmen nicht in Betracht kommen (§ 62 

RKO und § 45 RRO). 

b) Anteilige Kostenbeiträge für Gas, wasser, Strom usw,, 

die mit den•Mieten erhoben werden, sind im Rj. 195o 
bei den höheren Schulen meist durch Abzug an den Au~­

gaben vereinnahmt worden. Die Dienststellen verwiesen 
dabei auf einen Erlaß des Ministers für Erziehung und 

Volksbildung vom 27.Sept. 1949 an die Direktionen der 
höheren Schulen, wonach diese Einnahmen als sogenannte 

unechte Einnahmen durch Rotabsetzen den in Betracht 
kommenden Ausgabetiteln zuzuführen sind, Der RH hat 

dieses Verfahren beanstandet, weil die Rotabsetzung 
von Unkosten bei den Einnahmen im Widerspruch zu dem 

für die staatl. Haushalts- und Kassenführung geltenden 
Bruttoprinzip (§§ 7 und 69 RHO) steht. In einem neuen 
Erlaß vom 17.März 1952 ist die Rotabsetzung dieser Ko­
stenbeiträge untersagt und bestirnmt worden, dass künf­

tig regelmäßig die Bruttosumme des MietaufkOJmnens 
- einschließlich der darin enthaltenen Kostenanteile -
bei den Einnahmen nachgewiesen wird, 

IV. Haushalt des Ministers der Justiz - Epl. VIII -

1. Bezirkslohnstellen (Kap. 3 und 4) 

Die Festsetzung, Berechnung und Anordnung der Auszahlung 

der Bezüge der,nichtbeamteten Justizbediensteten konnten 
nach der Allgemeinen Verfügung des Reichsministers der 

Justiz vom 24, März 1943 - Dt. Just. s. 2oo - von den 
Oberlandesgerichtspräsidenten und Generalstaatsanwälten 

je für ihren Geschäftsbereich für mehrere Justizbehörden 
bei Bezirkslohnstellen zusammengofaßt werden. Diese Anord­

nung sollte nicht nur der Entlastung der kleineren Justtz-
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behördemdienen, sondern durch Übertragung dieser Arbeiten 
auf zentrale Sachbearbeiter, die ausschließlich mit den Fra­

gen des sich ständig verändernden, verwickelten Tarifrechtes 
beschäftigt sind, sollte auch in erheblichem Umfang Verwal­
tungsarbeit erspart werden, 

Während der Präsident und der Generalstaatsanwalt des ehern. 
Oberlandesgerichts Darmstadt für ihre Geschäftsbereiche die 
Einrichtung von Bezirkslohnstellen veranlaßten, wurde in 
den früheren Oberlandesgerichtsbezirken Frankfurt/Main und 
Kassel der seitherige zustand der Bearbeitung der Bezüge 
der nichtbeamteten Justizbediensteten bei den einzelnen 
Justizbehörden beibehalten, 

Um die sich durch die Berichtigungen unrichtiger Festset­
zungen ergebende Verwaltungsarbeit auf ein erträgliches 
Maß zurückzuführen, wurde zwar bestimmt, dass sämtliche 
Festsetzungen von Bezügen vor Anordnung ihrer Auszahlung 
der Vorprüfungsstelle bei der Verwaltungsabteilung des Ober­
landesgerichts in FrankfurtjMain vorzulegen seien. Diese 
Stelle führt indessen ständig Klage darüber, dass sie mit 
der Behebung der Mängel der von den einzelnen Justizbehör­
den vorgenommenen Festsetzm1gen und mit dem damit verbunde­
nen Schriftwechsel über Gebühr beansprucht werde, während 
die Festsetzungen der Bezirkslohnstellen nur in seltenen 
Fällen zu Beanstandungen Anlaß gäben, 

Da kein Zweifel bestehen kann, dass, insgesamt gesehen, 

durch die Einrichtung von Bezirkslohnstellen eine erhebliche 
Vereinfachung der Verwaltung erzielt wird, andererseits bei 

straffer Erfassung des z.z. überwiegend mit der Festsetzung, 
Berechnung und Auszahlungsanordnung beschäftigten persenals 

kaum ein Mehrbedarf an Kräften eintritt, hat der RH anläß­
lich der örtlichen Prüfung der Gerichtskasse Kassel diese 
Frage erörtert und zun~chst die Einrichtung einer Bezirks­
lohnstelle für den Bezirk des Landgerichts Kassel angeregt. 
Darüber hinaus hält er es für wünschenswert, die Einrichtung 
überall dort durchzuführen, wo die personellen und sachli­
chen Voraussetzungen dafür gegeben sind. Eine derartige Maß­
nahme der Justizverwaltung entspräche zugleich den im vor­

letzten Absatz von Abschnitt B IX Nr. 2 dieser Denkschrift 
behandelten Vorarbeiten für die gesamte hessische Staatsver­

waltung, 
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2, Annahme von Beamtenschecken durch die Gerichtskassen 
(Kap. 3, 4 und 6) 

In der Justizkassenordnung vom 3o,Januar 1937, Anlage 4, 

§ 9, und der dazu ergangenen allgemeinen Verfügung des 
Reichsministers der Justiz vom 16.März 1936 - Dt, Just, 

s. 437 - ist zugelassen worden, dass die für die Gehalts­
auszahlungen zuständigen Kassen Schecke von Beamten anneh­

men, die auf die "Deutsche Reichs''-Post oder irgendwelche 
Geldinstitute gezogen sind, Diese Maßnahme diente vornehm­

lich der Förderung des unbaren Zahlungsverkehrs. Sie sollte 
zugleich aber auch den erheblichen Verlust an Arbeitszeit 

abfangen, der insbesondere an den Zahltagen dadurch entstand, 
dass sich die Beamten unmittelbar bei ihrem Bankinstitut 

mit dem erforderlichen Bargeld eindecken mußten. Die Bestim-. 
mungen sind nicht aufgehoben und auch durch die Einführung 

der Betriebsmittelwirtschaft nicht als gegenstandslos gewor­
den anzusehen. Der RH hat bei örtlichen Prüfungen jedoch 

festgestellt, dass die einzelnen Gerichtskassen sie völlig 
verschieden handhaben, 

Die Gründe für die Annahme der Beamtenschecke durch die Ge­
richtskassen bestehen unverändert fort. Da in den Bestimmun­

gen Vorsorge getroffen ist, dass die ausgezahlten Scheckbe­
träge der Kasse möglichst noch am gleichen Tage wieder gut­

geschrieben werden, ein Verlust für die Staatskasse daher 
kaum zu befürchten ist, hat der RH angeregt, dass die Ver­

waltung auf eine einheitliche Handhabung der Bestimmungen 
bedacht sein möge, 

In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass der 
Minister der Finanzen die in Anlage 2 der AKO ergangenen 

Bestimmungen des Reichsministers der Finanzen (siehe auch 
dessen Erlaß vom 1o.Dez.1942- H 2o3o II- 2o VI-, Abschnitt 
3b) über den Verkehr mit sogen. Beamtenschecken mit Erlaß 
vom 6,Dez,1949- H 2ooo- IIIa/7- nicht nur ausdrücklich 

als weitergeltend, sondern auch auf Schecke anwendbar er­
klärt hat, die Angestellte auf das Postscheck - oder Bank­

konto ziehen, auf das ihre Dienstbezüge überwiesen werden. 

Die gleichen Maßnahmen hat auch der Finanzminister des Landes 
Nordrhein-westfalen hinsichtlich der Schecke von Angestell­

ten in ungekündigter Stellung getroffen (vgl. RdErl, des 
Finanzministers vom 28,Mai 1952- MBl. NW s. 699 -), 
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3, Verwendung von Gerichtskostenmarken (Rap, 3) 

Die Justizkostenmarkenordnung vom 25.März 1938 sieht zur 
Vereinfachung des Kassenwesens der Justizverwaltung vor, 
dass sämtliche aus der Tätigkeit der Gerichte anfallenden 

Gebühren, Auslagen, Vorschüsse, strafen und Bußen in Kosten­
marken entrichtet werden können. Der RH konnte bei seinen 
Prüfungen in letzter Zeit mehrfach beobachten, dass bei den 
Justizbediensteten Bedenken gegen die Verwendung von Kosten­

marken, besonders in Strafsachen, aber auch in Grundbuch­
sachen bestehen, die z.T. zu der ausdrücklichen Aufforderung 
an die Kostenschuldner führten, die Kostenschulden in bar 
zu entrichten, Diese Bedenken sind darauf zurückzuführen, 
dass in einigen Fällen mit Kostenmarken Mißbrauch getrieben 
worden ist (Wiederverwendung alter Kostenmarken, Verfäl­
schungen usw,), Im Verhältnis zu dem Gesamtumsatz an Kosten­
marken waren die der Staatskasse entstandenen Verluste nur 
geringfügig. Eine Änderung der Bestimmungen über die Verwen­
dung der Kostenmarken ist daher, insbesondere im Hinblick 
auf die bereits bestehenden Kontrollbestimmun{Sen, nicht ver­
anlaßt, Mit Rücksicht auf die durch die Verwendung von Ge­
richtskostenmarken erzielte beträchtliche Einsparung an Ver­
waltungsarbeit und Personal hat der RH bei der Verwaltung 
angeregt, der weitest möglichen Verwendung von Kostenmarken 
erneut ihre Aufmerksamkeit zuzuwenden, 

4. Gliederung der Amtsgerichtsbezirke im Landgerichtsbezirk 
Kassel ( Kap. 3) 

Eine örtliche Prüfung des Amtsgerichts Eschwege durch den 

RH warf die Frage einer Neugliederung des Bezirks dieses 
Gerichts sowie der benachbarten Gerichte Melsungen-spangen­

berg, Rotenburg und Sontra auf, Die Tatsache, dass die Süd­
spitze des Kreises Eschwege mit den Orten Unhausen, Breitz­
bach, Nesselröden, wommen, Frauenborn und Herleehausen zum 
Bezirk des Amtsgerichts sontra und der Westzipfel dieses 

Kreises mit den Orten Friemen, Mäckelsdorf, Burghofen, 
Hetzerode, Schemmern und Gehau zum Bezirk der Zweigstelle 
Spangenberg des Amtsgerichts Melsungen gehören, wird von 
der Bevölkerung als unzweckmäßig und unwirtschaftlich emp­

funden. Für beide Gebietsteile ist Eschwege (23 5oo Einwoh­
ner) der wirtschaftliche Mittelpunkt, überdies ist sontra 
(6 1oo Einwohner) für die Bewohner der Südspitze des Kreises 
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infolge des sich an der Kreisgrenze entlang ziehenden Ge­

birgszuges nur schwer zu erreichen, wiihrend nach Eschwege 
von Herlashausen aus eine ständige Omnibusverbindung be­

steht, Nicht wesentlich anders ist die Lage im westlichen 
Gebiet des Kreises, Zwar ist die Bahnfahrt nach Spangen­

berg (3 1oo Einwohner) um 15 Minuten kürzer als die nach 
Eschwege. Die Landbevölkerung würde es aber begrüßen, wenn 

sie mit den Gerichtsgängen ihre Bedarfsdeckw1g verbinden 
könnte, die sie gewohnheitsmäßig in Eschwege vornimmt, 

Da sich in einem wirtschaftlichen Notstandsgebiet, wie dem 
nordhessischen, die Forderung der Wirtschaftlichkeit auch 

bei der Behördenorganisation besonders zwingend stellt, hat 
der RH eine Neuordnung der Amtsgerichtsbezirke dieses Ge­

biets angeregt. 

5. Arbeitsverwaltung der Vollzugsanstalten (Kap. 4) 

Die Bemühungen des RH, durch weitere Verbesserungsvorschläge 
das wirtschaftliche Ergebnis der Arbeitsverwaltungen der 

Vollzugsanstalten noch zu steigern (vgl, Abschnitt B VI Nr.3 
Abs.3 der Denkschrift zur StHR 1949, s. So/81) konnten 

trotz mancherlei Erfolgen im einzelnen in den Abschlußzah­
len der Wirtschaftsrechnung 195o nicht zum Ausdruck kom-
men, 
Diese Zahlen zeigen folgendes Bild: 

Rj. 1949 Rj. 195o 
Einnahmen 2 363 ooo,- DM 2 o28 ooo,- DM 
Ausgaben 1 1o2 000 - II 1 126 000 - II 

Rohüberschuß 1 261 ooo,- DM 9o2 ooo,- DM. 

Das Ergebnis des Rj. 195o liegt somit um 359 ooo,- DM unter 
dem des Rj, 1949. 

Dieses Absinken trotzder erzielten weiteren Verbesserungen 
ist auf der :)l:innahmenseite auf den Rückgang der Durchschnitts­

belegung der Anstalten um 13% und auf das im wesentlichen da­
durch veranlaßte Absinken der Zahl der beschäftigten Gefange­

nen um 12% gegenüber dem Rj. 1949, auf der Ausgabenseite 
auf die Preissteigerungen bei den Rohstoffen und auf not­

wendige Ersatzbeschaffungen für abgängige Maschinen und 
Werkzeuge zurückzuführen, 

Die Auswirkungen dieser die Ertragsminderung bedingenden :Faktoren 
sind durch Maßnahmen der Verwaltung nicht aufzufangen.soweit 
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es sich um den Rückgang der Gefangenenbelegung handelt, 
ist dieser vielmehr zu begrüßen. Es wird jedoch abzuwar­
ten sein, ob dieser Rückgang nicht nur durch die Amnestie­
gesetzgebung, sondern durch eine echte, durch die Besse­
rung der allgemeinen Wirtschaftsverhi:U tnisse beeinflußte 
Abnahme der Kriminalität veranlaßt worden ist. 

v. Haushalt des Ministers der Finanzen- Epl, IX-

1 • von steuern und Abgaben durch die Finanzämter 

Der RH hat im abgelaufenen Kalenderjahr weitere 11 Finanz­
ämter geprüft, Seit Aufnahme seiner Tätigkeit auf diesem 

Gebiet (Mai 1949) sind damit von insgesamt 42 hessischen 
Finanzämtern 32 Finanzämter einer örtlichen Prüfung unter­
zogen worden. Auch in diesem Jahr hat der RH besonderes 
Gewicht auf die Prüfung der materiellen Rechtsanwendung 

durch die Finanzämter gelegt und sich dabei hauptsächlich 
mit der Veranlagung der steuern vom Ertrag befaßt, Im Zu­
sammenhang damit wurde auch die räumliche Unterbringung 
und die Besetzung dieser Finanzämter geprüft. 

Bei der Prüfung von Besteuerungsverfahren wurden haupt­

sächlich der Veranlagungszeitraum vom 21,Juni 1948 bis 
zum 31.Dez.195o und, soweit durchgeführt, die laufende 

Veranlagung 1951 erfaßt, Grundsätzlich beschränkt sich 
die Prüfung durch den RH auf die Landessteuern. Die Bun­
desabgaben werden durch den BRH geprüft, Aus organisatori­
sc~en und personellen Gründen konnte der BRH sich aber 

in diesem Jahr an der Prüfung nur eines Finanzamts (Wies­
baden) beteiligen. Der RH hat deshalb im Einvernehmen mit 
dem BRH, soweit es geboten erschien, die Festsetzung der 
Bundesabgaben in seine Prüfung einbezogen. Infolge des 

Übergangs eines Teils der Einkommensteuer und Körper­
schaftstauer auf den Bund unterliegt nunmehr die Prüfung 

auch dieser Steuern der gemeinsamen Prüfung des Landes­
und des Bundesrechnungshofs, wie sie in § 4 Abs, 5 des 
Bundesrechnungshofsgesetzes vorgesehen ist. Eine gemein­
schaftliche Prüfung dieser Art wurde erstmalig beim 

Finanzamt Wiesbaden durchgeführt. 
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Der RH hat schon in der Denkschrift zur StHR 1949, Ab­
schnitt B VII Nr. ·1 (s. 84) ausführlich auf die Schwierig­
keiten hingewiesen, denen die Finanzämter bei der Durch­
führung ihrer Aufgaben gegenüberstehen. Das Ergebnis der 
zwischenzeitliehen Prüfungen läßt sich wie folgt zusam­
menfa·ssen: Die z.T. ungünstigen räumlichen Verhältnisse 
wurden inzwischen durch bauliche Maßnahmen und Anmietung 
von Räumen verbessert, Weitere Neu-, Um- und Anbauten 
sind in Angriff genommen oder geplant, 

Die Ausstattung mit Geschäftszimmergeräten und techni­
schen Hilfsmitteln ist zu einem großen Teil erneuert oder 
ergänzt worden. Dies führt zu beachtlichen Arbeitserleieh­
terungen. Es wäre zu begrüßen, wenn auch die in der Aus­
stattung mit Buchungs-, Rechen- und Frankiermaschinen 
bestehenden Lücken in absehbarer Zeit geschlossen werden 
könnten. 

Die allgemeine Personallage hat sieb auf Grund der Maß­
nahmen der Verwaltung günstiger gestaltet. Die Verwal­
tung hat nicht nur laufend frühere Beamte wieder einge­
stellt, sondern sich auch der Ausbildung des Nachwuchses 
besonders angenommen. Leider ist sie in der Durchführung 
dieser Maßnahme immer noch dadurch behindert, dass in 
Hessen eine den Erfordernissen genügende Finanzschule 
fehlt. Die Finanzlehranstalt in Langen ist zu klein, Erst 
wenn die Lehranstalt in RotenburgjFulda ihre Tätigkeit 
aufnehmen wird, kann mit einer fühlbaren Besserung ge­
rechnet werden. 

In den Finanzkassen konnten die Arbeitsrückstände durch 
Personalvermehrung vermindert werden, In der Regel wird 
jetzt wieder pünktlich gemahnt und das Beitreihungsver­
fahren rechtzeitig eingeleitet. 

Die .Aufarbeitung der Kassenrückstände hatte eine Arbeits­
überlastung der Vollstreckungsstellen zur Folge, der sie 
personell nicht gewachsen waren. Die steuerrücktände sind 
noch immer beachtlich hoch. Die Verwaltung fördert daher 
den Beitreibungsdienst in jeder Weise. Gleichwohl ge­
staltet sich die Vollstreckung immer schwieriger. In 
zahlreichen Fällen mußten besondere Liquiditätsprüfungen 
durchgeführt, weitgehende Ratenzahlungen bewilligt oder 
Verfahren zur Leistung des Offenbarungseides eingeleitet 
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werden. Da der Umfang dieser Maßr-ahmen über das normale 
Maß weit hinausging, hat er sich auf den Geschäftsgang 
der Vollstreckungsstellen nachteilig ausgewirkt. 

Die Arbeitsbelastung der Finanzämter hat zugenommen, zu 

den bisherigen Aufgaben sind neue hinzugekommen, Erwähnt 
seien nur die Investitionshilfe und die im Rahmen des 
Lastenausgleichs sich ergebenden verschiedenen Abgaben, 
Das Einkommensteuergesetz ist wiederum, und zwar in we­

sentlichen Bestimmungen, geändert worden. Der Mißstand, 
dass der Veranlagungsbeamte sich bei ,jeder neuen Veran­
lagung anderen gesetzlichen Bestimmungen gegenübersieht, 
ein Umstand, der die steuerpflichtigen und die steuer­
beratenden Berufe ebenso belastet, ist leider bis heute 
bestehen geblieben. Die Veranlagungsbeamten, die durch 

wachsenden verkehr mit den steuerpflichtigen undden ver~ 
tretern der steuerberatenden Berufe, durch Stundungs­
gesuche und sonstige Anträge - z.B. auf Anpassung der 
Vorauszahlungen- und durch statistische Arbeiten über 
das normale Maß in Anspruch genommen sind, finden häufig 
nur in Überstunden Zeit, sich mit den wichtigsten Ände­
rungen der Bestimmungen vertraut zu machen. 

Die Veranlagungsarbeiten werden in steigendem Maße da­
durch erschwert, dass viele Pflichtige die Erklärungen 
nicht nur verspätet abgeben, sondern auch durch unvoll­
ständige und unrichtige Angaben häufige Beanstandungen 
und zu deren Erledigung einen oft erheblichen Schrift­
wechsel erforderlich machen. Diese Tatsache wiegt im Hin­
blick auf die kurze Zeit, die für die eigentliche Veran­
lagung zur Verfügung steht, besonders schwer, Die allge­
meinen Schwierigkeiten, hervorgerufen durch Zahlungsun­
willen, Rechtsmittelfreudigkeit und die noch immer unbe­
rriedigende Steuermoral vervollständigen das Bild der 
Arbeitsbelastung. 

Dass unter diesen Umständen die veranlagungsarbeiten 
nicht immer mit der notwendigen Gründlichkeit und infol­
gedessen nicht mit dem zutreffenden steuerlichen Ergeb­
nis durchgeführt werden konnten, liegt auf der Hand, So­
weit es sich um Fehler handeltf.l,deren Beseitigung im 
Wege der Betriebsprüfung möglich schien, hat der RH sol­
che Prüftingen in erheblichem Umfang angeregt. Die Erle-
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digung dieser Prüfungen bis zur Rechtskraft der Mehr­

steuern zieht sich zwangsläufig über längere Zeit hin. 
von den meisten Ämtern liegen deshalb nur Teilergebnisse 

vor, Danach betragen die im abgelaufenen Kalenderjahr 
nacherhobenen und rechtskräftigen Mehrsteuern rd. 4 Mio 

DM. Die in Reichsmark festgesetzten Nachforderungen sind 
dabei im Verhältnis 1o:1 umgestellt. 

Hauptstützen der Veranlagung sind die Betriebsprüfung 
und die steuer!·ahndung. Auch hier ist es der Finanzver­

waltung möglich gewesen, Dienststellen zu verstärken, 
Prüfer fortzubilden und Nachwuchs heranzuziehen, Leider 

hält sich der Abgang an Prüfern, die in die Bundes- oder 
eine andere Landesverwaltung oder in die Wirtschaft über­

gehen, immer noch auf beachtlicher Höhe. Die Folge war, 
dass sich die Zahl der beschäftigten Prüfer in 19')2 ge­

genüber 1951 nur von 4o8 auf 415 erhöht hat, Umsomehr 
ist es anzuerkennen, dass die rechtskräftigen Mehrergeb­

nisse der Betriebsprüi"ung und der Fahndung, die sich 
schon im Vorjahr erheblich gesteigert hatten, nunmehr 

einen weiteren Anstieg von rd, 14 v,H. zu verzeichnen 
haben. Die Mehrsteuern belaufen sich auf insgesamt 

63,9 1\!io DM, d,s. 13 v.H. der Einnahmen des Landes aus 
steuern, die der Betriebsprüfung unterliegen, und 5,4 v.H, 

der Gesamteinnahmen des Landes, wie sie sich aus dem 
Haushaltsplan für 1951 ergeben. Die Prüfer sehen sich 

bei ihrer Arbeit den gleichen Schwierigkeiten gegenüber 
wie die veranlagungsbeamten. Es kommt hinzu, dass der 

Widerstand der steuerpflichtigen - auch gegen unbestreit­
bare Feststellungen - immer stärker wird, so dass wie­

derholte Verhandlungen, Stellungnahmen, Ergänzungsfest­
stellungen usw. die prüfer von ihren eigentlichen Aufga­

ben unverhältnismäßig stark abhalten, 

Auch bei den Bewertungsstellen haben sich als Folge einer 
Vielzahl von Einzelumständen Engpässe ergeben. Nach Ab­
schluß der Hauptfeststellung auf den 1.Jan, 1935 waren 
die bis dahin mit verstärktem personal arbeitenden Dienst­
stellen kräftemäßig wieder eingeschrumpft, Während des 

Krieges ging, insbesondere wegen des gestoppten Grund­
stückverkehrs1 der Arbeitsanfall weiter zurück, so dass 
bei Kriegsende die Bewertungsstellen, wenn überhaupt noch 
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vorhanden, sehr schwach besetzt waren. Demgegenüber brach­
ten die Nachkriegsjahre und besonders die Jahre nach der 
Währungsreform eine stetig ansteigende Arbeitslast, Die 

seit 1935 nicht gewahrten sterbefälle, die bis zur Wäh­
rungsreform aufgeschobenen und numaehr stoßartig einset­

zenden Grundstücksteilungen, Gutsübergaben, Erbteiltuagen 
und Verkäufe mußten steuerlich ausgewertet werden, Dazu 

kamen in großer Zahl Anträge auf Ausstellung von Beschei­
nigungen über Einheitswerte vor Zerstörung der Grundstücke 

zum zwecke der Kriegsschädenanmeldungen, Das Soforthilfe­
gesetz brachte wegen der unterschiedlichen Belastung der 
verschiedenen Grundstücksarten eine Flut von Anträgen 
auf Artfortschreibung, Eine weitere erhebliche Belastung 

ergab sich aus der Tatsache, dass Neubauten oftmals nicht 
mehr in einem zuge, sondern in Bauabschnitten errichtet 
werden, so dass jeweils mehrere Fortschreibungen erforder­
lich sind, 

Diesem Arbeitsanfall waren die schwach besetzten Bewer­
tungsstellen nicht gewachsen, Die von der Verwaltung 

durchgeführten Verstärkungen der Dienststellen konnten 
die notwendige Entlastung nur zum Teil bringen, weil 

meist nur Hilfskräfte zur Verfügung standen, die erst 
ausgebildet werden mußten und erfahrene Fachkräfte nach 

wie vor fehlen. zu den vorhandenen Aufgaben kamen weite­
re hinzu. Genannt seien hier nur die periodisch erhobe­

ne Landwirtschaftskammerabgabe, die Herabsetzung der 
Grundsteuermaßbeträge für einzelne Bauland-Grundstücke, 

die eine Durchsicht aller Baulandakten erforderlich 
macht, Grundsteuervergünstigungen, Grundsteuerbeihilfen 

für Arbeiterwohnstätten, die Bearbeitung der Rentenbank­
grundschuldzinsen und die zahlreichen Anträge auf Berech­

nung von Teileinheitswerten für die Festsetzung der Ge­
richtskosten beim übergang von Teilgrundstücken. Neuer­

dings spielen die Anträge auf Ausstellung von Bescheini­
gungen über Einheitswerte für die Antragstellung auf 

Grund des Lastenausgleichsgesetzes eine erhebliche Rolle, 
wegen des stetigen Anfalls neuer Arbeiten geht die Auf­

arbeitung der Rückstände nicht mit der Beschleunigung 
vor sich, wie das - besonders im Hinblick auf die bevor­

stehende neue Hauptfeststellung - erforderlich wäre, 



2. 

- 75 -

Die Verwaltung hat auch im abgelaufenen Jahr die Rech­

nungsprüfungsbehörden bei ihrer Arbeit nach Kräften unter­
stützt. Die bisher den Staatlichen Rechnungsprüfungsäm­
tern obliegende Vorprüfung der Rechnungen über verwal­
tungseinnahmen und Haushaltsausgaben der Finanzämter ist 
inzwischen mit Wirkung ab 1.April 1952 auf die Oberfinanz­
direktion FrankfurtjMain übergegangen, Diese Prüfungen 
werden, um sie erfolgreich und zeitnahe zu gestalten, • 
vierteljährlich durchgeführt. Außerdem hat die Oberfinanz­

direktion auf Veranlassung des RH bei den Finanzämtern 
die seit 1945 unterbrochene Vorprüfung der Steuerfest­
setzung und -erhebung wied.er aufgenommen, seit dem 1 .Jan. 
1952 hat sie insgesamt 5 Finanzämter örtlich geprüft und 

dadurch einen wichtigen Beitrag zur Überprüfung der hes­
sischen Finanzämter geleistet, 

und Mineralbrunnen 

Die Lage der Staatsbäder hat sich im Gj. 195o günstig 

entwickelt. Die Besucherzahlen blieben zwar noch immer 
hinter denen des l.etzten Friedensjahres 1938 zurück und 

wurden erst im Gj. 195o von einigen Betrieben erreicht 
und z,T, überschritten, 

Die Belebung des Besuchs ergibt sich aus folgender über­
sieht: 

1938 

195o 

% 
1951 

Bad Bad Bad Bad 
Nauheim 

25 687 

13 989 
54 

16 219 

63 

Wildungen 

14 4oo 

5 897 
41 

7 492 
52 

Sahwalbach 

3 658 

3 o47 
83 

4 8o5 
131 

Schlangenbad 

3 68o 

2 424 
65 

3 o18 
82 

Salzhausen 
2 891 

2 619 

95 

2 896 
1oo 

Ursache dieseruneinheitlichen Entwicklung ist vornehmlich 

die unterschiedliche Belegung der Kurorte durch Besat­
zungstruppen, Die dadurch verursachten Beherbergungs­
schwierigkeiten besonders in Bad Nauheim, Bad Wildungen 
und Bad Sahwalbach dauerten auch im Gj. 195o an. 

Andererseits besserte sich die Ertragslage dadurch, dass 
die Staatsbäder nicht mehr wie in der Zeit vor der Wäh­

rungsreform vorwiegend von Erholungsuchenden und Ferien-
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gästen, sondern in steigendem Maße von Kranken aufge­

sucht wurden, die die Kurmittel auch tatsächlich in An­
spruch nahmen. Die Geschäftsentwicklung ergibt sich im 

einzelnen aus der nachstehenden Gegenüberstellung der 
Besucherzahlen und Mengenumsätze, die auf Grund der Be­

triebsstatistiken der einzelnen Kurbetriebe erstellt wor­
den ist. Die entsprechenden Angaben für das vorhergegan­
gene und das folgende Gj. sind zum vergleich aufgenommen, 

1949 
(zum vergleich) 

Besuch 
Kurgäste (ohne 
Passanten) 
verabreichte Bäder 
und Kurm~ttel 
Heil- u. Süßwas­
serbäder 
Moorbäder 
Inhalationsbehand­
lungen u,sonstige 
zus. Behandlungen 
Thermalschwimmbäder 
Besucher 
versandbetriebe 
Heilwasser­
Flaschen 
Tafelwasser -· 
Flaschen 
Badesalze-kg 
Mutterlauge -1 

Salinen 

Kochsalz-kg 
Viehsalz-kg 
Gewerbesalz-leg 

1 

Eigenbewirtschaftun~ 
Hotels u, Sanatorien 
Betten 

Übernachtungen 

21 177 

22o o36 
9 476 

24 238 

5o 614 

94o 237 

821 513 
25 793 

2 995 

o52 825 
12o o6o 

14 8oo 

Für Investitionszwecke sind den 
Währungsreform bis zum Ende des 

1951 
(zum vergleich) 

27 976 

343 933 
14 199 

32 469 

54 o73 

1 15o 265 

1 2o8 593 
32 95o 

865 

1 174 o55 
159 47o 

25 2oo 

13o 

17 616 

Staatsbädern 
Gj, 195o aus 

34 43o 

363 65o 
17 644 

53 619 

58 o95 

1 197 735 

1 69o 853 
32 715 
2o 352 

1 243 285 
138 18o 

24 835 

274 

34 3o6 

seit der 
Haushalts-

mitteln folgende Beträge zugeflossen: 
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Bad Bad Bade-
Bad Bad Schwal- Sohl an- Salz- anstalt zusammen 

Nauheim Wildungen baoh genbad hausen Wiesbaden 
D~ DM VM DM D~ DM ·.DM 

80 000 42 5oo 36 000 .158 5oo 

457 000 183 85o 234 15o 11 15o 886 15o 
1o5 000 347 3oo 211 6oo 164 5oo 32 000 5 000 865 4oo 
1o5 000 884 3oo 437 95o 434 65o 43 15o 5 000 1 91o o5o 

============================~========~============================= 

Die im Gj. 195o zur Verfügung gestellten 865 4oo,- DM 
wurden wie die Beträge aus den Vorjahren in den Bäderbi­
lanzen passiviert. Der Zinsen- und Tilgungsdienst konnte 
infolge der noch illllller angespannten Zahlungslage der Be­
triebe.noch nicht aufgenollllllen werden, Dem staatsbad Bad 
Wildungen wurden neben den Investitionskrediten Stützungs­
gelder und ein Kredit zur Behebung von Kriegssachschäden 
geringeren Umfanges gewährt. 

Die den Staatsbädern für Investitionszwecke zugeführten 
Beträge sind, selbst wenn man die vom Staatsbad Bad Nau­
heim in Anspruch genollllllenen Darlehen auf Grund des Ge­

setzes vom 19,Juli 195o (GVBl. s. 135), die bis zum 
Schlusse des Gj. 1 16o ooo,- DM betrugen, berücksichtigt, 
gemessen an dem durch Kriegssach- und Belegungsschäden 
verursachten Nachholbedarf, gering. Sie sind vom Gj. 1951 
an, nachdem es die Haushaltslage gestattete, entsprechend 
erhöht worden. 

Wie zu erwarten, führte das Gj. 195o zu Verlustabschlüssen, 
zumal die Bäder in diesem Gj. noch keine Nutzungsentschä­
digung für die von der Besatzungsmacht beschlagnahmten 
Gebäude und Betriebseinrichtungen erhielten, Der Gesamt­

verlust von rd, 143 ooo,- DM verteilt sich wie folgt auf 
die einzelnen Betriebe: 



Aufwendungen 

Erträge 

Verll)st 

Gewinn 

bei Abschrei­
bungen von 

2 

2 

Bad 
Nauheim 

rd ,DM 

636 422 
6oo 467 

35 955 

256 o92 
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Bad 
'1/ildungen 

rd ,DM 

Bad 
Sol].wal­
baoh 
rd.DM 

1 356 859 328 29o 
1 316 156 269 623 

4o 7o3 58 667 

, Sohlan­
genbad 
rd.D~ 

Bad 
Salz­
hausen 
rd,DM 

zusammen 

rd.DM 

176 6o8 192 536 4 69o 715 

167 159 194 31o 4 5~7 715 

9 449 143 000 

1 774 1 774 

73 o15 28 976 2o 968 14 262 393 313 

Die Staatsbäder haben somit die Abschreibungen auf Anla­
gen zu rd, 64% verdient. von den verpachteten Betrieben 
schloß der Mineralbrunnen Niederselters mit einem Gewinn 
von rd. 1 45o,- DM, die Badeanstalt Wiesbaden mit einem 
Verlust von rd. 717,- DM ab, 

Der RH hat die Jahresabschlüsse der einzelnen Kurbet.riebe 
wie in den Vorjahren geprüft, In einigen Fragen grund­
sätzlicher Art (Rechnungslegung über Bauleistungen u,a,) 
wurde auf die Gestaltung des Rechnungswesens der Staats­
bäder Einfluß genommen. 

Wie aus dem als Anlage 2 beigefügten von dem RH geprüf­
ten Gesamt-Jahresabschluß del;' Staatsbäder und Mineral­
brunnen hervorgeht, wurde der Jahresverlust 195o vorge­
tragen. Der verlustvortrag aus den Vorjahren (32o 451,14DM) 
erhöhte sich wn 142 265,4o DM auf 462 716,54 DM. Im Gj. 
1951 wurden erstmals nach der Währungsreform ansehnliche 
Überschüsse erzielt, die zur teilweisen Deckung des Ver­
lustvortrage Verwendung fanden, 

VI, Haushalt der Allgemeinen Finanzverwaltung - Epl. X -

1, Feuerschutzsteuer (Kap. 1 Titel 29) 

Nach dem Feuerschutzsteuergesetz vom 1. Febr. 1939 
(RGBl, I s. 113) wird von den Feuerversicherungsunter­
nehmen eine Feuerschutzsteuer erhoben. Das Aufkommen 
ist zweckgebunden zur Förderung des Feuerlöschwesens 
und des vorbeugenden Brandschutzes zu verwenden. steuer­
pflichtig ist die Entgegennahme von Entgelten aus Feuer­
versicherungen; Steuerschuldner sind die Feuerversiche-

, ·r -f 0 i 
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1945 dem Lande zu. 

Da der Brandschutz zu den gemeindlichen verwaltungs­
aufgaben gehört, wird das Feuerschutzaufkommen in Ge­
stalt von Beihilfen zum Bau von Feuerschutzeinrichtun­
gen und zum Erwerb von Feu~rlöschgeräten und -fahrzeu­
gen an die Gemeinden ausgeschüttet. Die Mittelbewirt­
schaftung obliegt insoweit dem Minister des rnnern 
(Landesamt für Feuerschutz). Die Beihilfen werden über 
die öffentlich-rechtlichen Brandversicherungsanstalten 
im Lande Hessen (§ 64a Abs, 2 RHO) ausgezahlt. Die Ver­
waltung und Verwendung der Mittel durch die Anstalten 
unterliegt der Prüfung durch den RH~· 

Nach Art, 1o5 Abs, 2 des Grundgesetzes ist die Feuer­
schutzsteuer ausdrücklich der Bundesgesetzgebung entzo­
gen, Es erhob sich daher die Frage, 

a) ob die Feuerschutzsteuer auf Länderebene neu gere­
gelt werden sollte, 

b) wie das Aufkommen von überregionalen privaten Feuer­
versicherungsunternehmen auf die Länder verteilt 
werden sollte, 

zu a) 
Von der Möglichkeit einer landesgesetzlichen Regelung 
der Feuerschutzsteuer haben die Länder bis jetzt keinen 
Gebrauch gemacht, sondern es bei dem Reichsgesetz vom 
1.Febr, 1939 belassen, Dies ist zweckmäßig, da die 
Feuerschutzsteuer keine reine Steuer mit örtlich be­
dingtem Wirkungskreis ist und daher die bundeseinheit­
liche Regelung der Besteuerungsgrundsätze und Merkmale 
geboten erscheint. 

zu b) 

Die Länder haben vereinbart, dass das Aufkommen nicht 
dem Sitzland zufließt, sondern auf die Länder nach dem 
Verhältnis der in ihrem Gebiet gelegenen Versicherungs­
gegenstände verteilt wird, Der Berechnung des Vertei­
lungsschlüssels wird das geschätzte Prämienaufkommen 
in den einzelnen Ländern zu Grunde gelegt, Der Anteil 
Hessens beläuft sich auf 9,35 %• Mit der Durchführung 
des zentralen Ausgleichs ist die Finanzbehörde der 
Hansestadt Hamburg beauftragt worden, Das AufkommJen der 
öffentlich-rechtlichen und der privaten Feuerversiche-
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rungsunternehmen mit auf das Land begrenztem Wirkungs­

bereich verbleibt in voller Höhe dem Land. 

In Anlehnung an die Regelung in § 5 Abs,2 der Ersten 

Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den 
Finanzausgleich unter den Ländern für das Rj. 195o 

vom 26,Juni 1951 - BGBl, I s. 4o8 - wird die sachliche 
Richtigkeit der von den Ländern der Ausgleichsstelle 

für die zentrale Verteilung gemeldeten Feuerschutz­
steuerbeträge nach Ablauf des Rj. von den obersten 

Rechnungsprüfungsbehörden der Länder geprüft und be­
stätigt, 

Der RH hat die vom Lande Hessen im Rj. 195o an die Aus­
gleichsstelle abgegebenen Meldungen an Hand der Kassen­

bücher geprüft und den zu meldenden Betrag auf 
738 549,38 DM festgestellt, Insgesamt wurden vom Lande 
Hessen im Rj. 195o an Feuerschutzsteuer vereinnahmt: 

von öffentlich-rechtlichen versiche­
rungsunternehmen 
privaten versicherungsunternehmen 
mit landesbegrenztem Wirkungs­
bereich 

überregionalen privaten versiche­
rungsunternehmen (zentral zu ver­
teilen) 

DM· -
89o o9o, 91 

-,-

738 549,38 

1 628 64o,29 
============== 

Auf Grund des zentralen Ausgleichs war das Land aus­
gleichspflichtig und hatte für die Zeit vom 1,April 

195o bis zum 31. Dez. 195o einen Betrag von 
69 545,23 DM an Bayern abzuführen. 

Dieser Betrag ist durch Rotabsetzung von den Einnah­
men gebucht worden. Nach Ansicht des RH wäre es rich­
tiger gewesen, bei Epl, X Kap, 1 Titel 29 das volle 
Aufkommen, den Ausgleichsbetrag aber bei Kap, 15 als 
Kostenanteil für zonale und überzonale Verpflichtungen 
nachzuweisen(§§ 7, 69 RHO). Mit Rücksicht auf die ge­
ringfügige Bedeutung der Angelegenheit hat der RH von 
der Aufstellung einer Bemerkung abgesehen. 
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2, Hessische Monopolverwaltung für Branntwein 
(bis Rj. 1949 Kap. 2 Titel 6 ) 

Die Reichsmonopolverwaltung für Branntwein unterhielt 

in Neu-rsenburg eine Außenabteilung mit eigener Brannt­
weinreinigungsanstalt. Als nach dem Zusammenbruch die 

Rechtsgrundlagen der früheren Reichsmonopolverwaltung 
fortgefallen waren, wurde für das Land Hessen eine 

Monopolverwaltung (Monopolamt) in FrankfurtjMain er­
richtet, die die frühere Außenabteilung als verwer­

tungsstelle weiterführte. Nach § 8 Abs.2 des Brannt­
weinmonopolgesetzes wurden die Kosten des Monopolamts 

aus den ~rträgen der Verwertungsstelle bestritten. 

Die verwertungsstelle hat nach § 9 des Branntwein­
monopolgesetzes alljährlich für das Betriebsjahr (1.Qkt. 
bis 3o. Sept.) eine Bilanz und Gewinn- und Verlust­
rechnung aufgestellt, Die Jahresabschlüsse sind vom RH 
laufend geprüft worden. Der RH hat über die Prüfung 
des Abschlusses für das Gj. 1948/1949 unter dem 31.Mai 
195o dem Landtag über die Haushaltsabteilung des Ministe­
riums der Fine.nzen gesondert berichtet und in der Denk­
schrift zur stHR 1948 auf die bevorstehende Auseinander­
setzung des Landes mit dem Bund wegen des Branntwein­
monopols hingewiesen. 

Am 1.April 195o sind die Einnahmen e.us dem Branntwein­
monopol auf den Bund übergege.ngen (§ 3 des Ersten über­
leitungsgesetzesvom 28,Nov. 195o, Neufassung vom 
21.Aug, 1951 - BGBl. I s. 774). Da die Einne.hmen in der 
Mitte des Betriebsjahres übergingen, war für den 
31.März 195o die Aufstellung einer Zwischenbilanz ange­
ordnet. Der in dieser Zwischenbilanz nach kaufmännischen 

Grundsätzen festgestellte Reingewinn zum 31.März 195o 
steht nach § 19 des Ersten Überleitungsgesetzes dem 
Land zu. Die Branntweinsteuer war nach § 18 a,a,Q, vom 
1.April 195o e.b nach dem Kassenprinzip e.n den Bund ab­

zuführen. 

Der Zwischenabschluß zum 31.März 195o wurde sowohl vom 

RH e.ls auch vom BRH geprüft. über die Prüfungsergebnis­
se hat ein Meinungsaustausch zwischen Bundes- und Lan­

desrechnungshof stattgefunden. 
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Der BRH hat unter Berufung auf den § 86 des Branntwein­
monopolgesetzes vorgeschlagen, dass von dem in der Zeit 

vom 21, Juni 1948 bis zum 31. März 195o erzielten und 
von den Rechnungshöfen auf 5 18o 865,17 DM festgestell­

ten Betriebsüberschuß der Verwertungsstelle ein Teilbe­
trag von 3 948 148,88 DM (= 76,2 %) an das Land abge­
führt, der Rest von 1 232 716,29 DM dagegen als Rück­
lage in dem Betrieb belassen werden soll, In Anbetracht 

der starken Erweiterung des Geschäftsumfangs nach der 
Währungsreform wird diese Erhöhung der Rücklagen zur 
Deckung des angewachsenen Betriebsmittelbedarfs und 
des Risikos aus Feuer- und Explosionsgefahren sowie 
zur Finanzierung des damals im Gange befindlichen Um­
baues der Reinigungsanlage für notwendig erachtet. 

Der Minister der Finanzen hat diesem vorschlag wider­
sprochen und ausgeführt, dass nur eine "angemessene" 

Rücklage im Betrieb belassen werden könne, Mangels be­
sonderer gesetzlicher Vorschrift soll die Rücklage in 

einer Höhe vorgesehen werden, wie sie die Reichsmono­
polverwaltung für BranntVJein unter ähnlichen Verhält­

niosen für notwendig erachtet hatte, An Hand einer ver­
gleichsrechnungist festgestellt worden, dass die 

Reichsmonopolverwaltung nach der Währungsstabilisierung 
im Jahre 1924 nur etwa 1o% des Betriebsüberschusses den 

Rücklagen zuführte. Der Minister der Finanzen hat dem­
zufolge seine Bereitschaft erklärt, auf rd. 9,9% des 

Betriebsüberschusses zu Gunstender Betriebsmittel­
rücklage der verwertungsstelle zu verzichten, Dies wür­

de bedeuten, dass von dem festgestellten Betriebsüber­
schuß (6' 18o 865,17 DM) dem Land 4 687 778,66 DM 

(= 9o,1 %) 1 dem Bund 493 o86,51 DM(= 9,9 %) zustünden, 
Der Bundesminister der Finanzen hat zu diesem vorschlag 

noch nicht Stellung genommen. 

Das Land hat ferner aus der Auseinandersetzung nach 

§ 19 des Ersten Überleitungsgesetzes aus dem Brannt­
weinsteueraufkommen in der Zeit vom 1.0kt, 1949 bis zum 

31. März 195o noch einen Betrag von 48o o67,15 DM zu 
erhalten, der von der Zollkasse FrankfurtjMain-Domplatz 
versehentlich zu Gunsten des Bundes gebucht wurde, nach 
dem Kassenprinzip aber dem Lande zusteht, 
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3. Treuhandvermögen aus dem Aufkonm1en aus Umstellungs­
grundschulden und Abwicklungskonto über das Aufkommen 
aus Umstellungsgrundschulden (Kap. 9 und Anlage 1 zur 
Rechnung Epl. X) 

über die Prüfung der Umstellungsgrundschulden hat der 

RH bereits in der Denkschrift zur StHR 1949 berichtet. 

Das Aufkommen aus Umstellungsgrundschulden belief sich 
bis zum 31.März 1951 auf rd, 78 Mio DM. Davon entfallen 
rd, 43 Mio DM auf FäHigkeiten vor delll 1,Jan. 195o. 
Sie sind - wie in früheren Denkschriften eingehend dar­
gestellt- über das Treuhandvermögen abgewickelt wor­
den, Der Restbetrag von rd. 35 Mio DM stammt aus Fäl­
ligkeiten nach dem 31. Dez, 1949 und ist auf dem Ab­
wicklungskonto über das Aufkommen aus Umstellungsgrund­
schulden (Epl. X Kap. 9) nachgewiesen, 

Auch die im Rj. 195o durch den RH und die staatlichen 
Rechnungsprüfungsämter durchgeführten Prüfungen der 
Verwaltungsstellen für Umstellungsgrundr;whulden führten 
zu beachtlichen finanziellen Ergebnissen, vor allem ha­
ben sie zu einer straffen und lückenloseren Erfassung 
der Umstellungsgrundschulden beigetragen, Die Bericht­
erstattung über das Soll und Ist an Leistungen, das 
Einzugsverfahren und die Ablieferung des Aufkommens an 
die Staatshauptkasse konnten verbessert und beschleunigt 
werden. Hieran bestand um::lOmehr Interesse, als das Auf­
kommen zum überwiegenden Teil dem Lande zur Förderung 

des sozialen Wohnungsbaues überlassen wurde. 

Bisher konnte die Geschäftsführung von 4o7 verwaltungs­
stellen für Umstellungsgrundschulden (Banken, Sparkas­
sen, Versicherungsunternehmen usf,) mindestens einmal 
örtlich geprüft werden. Darüber hinaus hat der RH auch 
bei einer Reihe von Finanzämtern die Entscheidungen 
über Erlasse und verzichte auf Forderungen aus Umstel­
lungsgrundschulden geprüft, 

Die finanziellen Ergebnisse erhöhten sich gegenüber 
dem Stand des Vorjahres. Es wurden auf Grund der Pr(i­
fungsergebnisse weitere Umstellungsgrundschulden von 
zusammen 596 56o,o6 DM nacherfaßt, Durch eingehende 
Prüfung der Gebührenberechnungen der verwaltenden 
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Institute konnten Ausgaben von 28 955,o6 DM rückgängig 
gemacht werden. 

Die Rechnungen der Staatshauptkasse über Einnahmen und 
Ausgaben im Zusammenhang mit der Verwaltung der Um­
stellungsgrundsdhulden wurden ebenfalls örtlich geprüft. 
Auch hier ist das Buchungsverfahren wesentlich verbes­

sert worden, so dass sich kein Anlaß zu Beanstandungen 
ergab. Insbesondere hat sich die Führung von Einzel­
konten für jede abliefernde Verwaltungsstelle als zweck­
mäßig erwiesen. Die erforderliche Abstinunung der von 
den Instituten verwalteten Bestände, die Kontrolle der 
Abführung sowie die Überwachung und Abstimmung der Mo­

nats- und Halbjahresmeldungen der Institute werden da­
durch wesentlich erleichtert. Akten- und Belegführung 
haben sich gut eingespielt, so dass in Zukunft eine 
jederzeitige Prüfungsbereitschaft gewährleiotet ist. 

4. Gewinn- und Lotteriesteuer-Anteil an der Süddeutschen 
Klassenlotterie, Anstalt des öffentlichen Rechts der 

Länder Bayern, Baden-Württemberg ru1d Hessen in München 
(Kap. 15 Titel 12) 

Die Satzung der staatlichen Klassenlotterie in den süd­
deutschen Ländern enthält entgegen § 88 Abs,3 RHO keine 

Vorschrift über Rechnungslegung und Rechnungsprüfung 
der Anstalt. Der Staatslotterieausschuß hat am 2o.Mai 

195o folgenden Beschluß gefaßt: 
"Mit Rücksicht darauf, dass wegen der betrieb­
lichen Verbundenheit der Süddeutschen Klassen­
lotterie mit dem Bayerischen Fußballtoto und 
der Bayerischen Wiederaufbaulotterie ohnedies 
eine Prüfung durch den Bayerischen Obersten 
Rechnungshof stattfinden muß, hält es der 
Lotterieausschuß zur Vermeidung von Doppel­
arbeit und erhöhten Kosten für angebracht, 
wenn die diesjährige Regelung - Prüfung durch 
den Bayerischen Obersten Rechnungshof - beibe­
halten wird. Er ist aber der Auffassung, dass 
die Rechnungshöfe der beiden anderen Länder 
von dem Bayerischen Obersten Rechnungshof unter­
richtet werden müssen, damit sie ihrerseits 
Stellung nehmen können." 

Die Rechnungslegung der Anstalt konnte bisher nicht 
voll befriedigen. Sie müßte nach Ansicht des RH, nach­

dem im Anschluß an ein ausführliches Gutachten der 
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Deutschen Revisions- und Treuhand Aktiengesellschaft 

mit Beginn des Gj. 195o (1.okt,195o bis 3o.sept.1951) 
die doppelte Buchführung eingeführt wurde, gemäß § 91 

Satz 3 RHO, § 8 Buchst, b) RRO durch Bilanz, Gewinn­
und Verlustrechnung und einen Jahresbericht bewirkt 

werden, Das erste Gj., in dem sich die Anstalt anstel­
le der Verwaltungsbuchführung der Doppik bediente, hat 

am 3o. Sept. 1951 geendet. Obwohl die Erstellung eines 
Jahresabschlusses nach den Grundsätzen der Doppik und 

eines Geschäftsberichts, der die Geschäftsentwicklung, 
d,h, die Ergebnisse der einzelnen Lotterien und des 

Gesamtunternehn1ens darstellt, nach den erteilten Aus­
künften beabsichtigt war, sind dem RH derartige unter­

lagen bisher nicht zugegangen, Der Bayerische Oberste 
Rechnungshof hat dem RH bisher die Zahlenar;gaben, die 

zur Prüfung der ordnungsgemäßen vereinnahmung der auf 
Hessen entfallenden Anteile an der Lotteriesteuer und 

am Reingewinn erforderlich sind, zusammen mit Abschrif­
ten seiner an die Lotterieverwaltung gerichteten Prü­

fungsmitteilungen mitgeteilt, 

Im Gj. 1948/1949 ist die 4. und ')., im Gj, 1949/195o 

die 6, und 7. Klassenlotterie abgerechnet worden, Die 
Ergebnisse stellen sich wie folgt dar: 

4. Lotterie 5, Lotterie 6. Lotterie 7. Lotterie 

rm J:1 U1 "N 

Einnahmen 9 327 618,55 9 384 717,84 9 95o 164 1 29 13 244 961,89 
Ausgaban 

Lotterie­
steuer 

Sonstige 

Reingewinn 

Anteile des 
Landes Hessen 
nach dem Los­
absatz 

Lotterie­
steuer 

Reingewinn­
anteil 

Insgesamt 

v.H. 

1 976 o68, 7o 
6 17~ oB;bH 

572 466,51 
========>====== 

4o9 414,5o 

1 ~i3 121 1o2 
562 835 52 =========!== 

26,8 

1 531 859.--

1 126 121.12 
716 421 '11 

====-======:::-==== 

364 244.--

11o 261,~4 

534 6o8 94 ========!== 
23,8 

1 622 621,-- 2 168 884,75 

7 686 51o 1 96 1o 241 6 26 '22 
641 o32 1 33 834 44o 1 82 

====""'~'-===== ============= 

386 876, 5o 526 5o1, 81 

122 811,21 2o2 218,12. 

=~~2=111,!,~~ 729 o2o 6o ========"'== 
23,9 24,3 
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In der Folge haben sich die Anteile Hessens weiter er-
höht, Sie betrugen bei der beim 

8, JJotteri:e 
9. Lotterie 

1o. Lotterie 

Lotteriesteuer Reingewinn- zusammen 
an teil 

DM 

67o 946,17 
782 o8o,--
851 586,51 

DM 

238 45o,21 
278 375,99 
39o 932,53 

DM 
9o9 396,38 

1 o6o 455,99 
1 242 519,o4 

Bei der 7. Lotterie wurde die Ausspielung von vier Zwi­
schenklassen eingeführt, was zu der Umsatzsteigerung ent­
scheidend beigetragen hat. 

5. Finanzzuweisupgen - Grundsteuerausfallentschädigungen 
der Gemeinden (Kap, 1 Titel 35) 

§ 2 des Gesetzes zur Regelung des Finanzausgleichs vom 
27,Juni 195o (GVBl, s. 119) sieht vor, dass das Land 
den Gemeinden 8/1o der Beträge ersetzt, um die im Vor­
jahre die Ausfälle an Grundsteuern infolge von Kriegs­

zerstörungen 1o% des Aufkommens von 1944 überstiegen. 
Bei der Ermittlung der Beträge ist in der Weise zu ver­
fahren, dass das Istaufkownen des vorangegangenen Rj. 
dem Istaufkommen des Jahres 1944 gegenübergestellt wird, 
Als Istaufkommen kommt hierbei das gesamte Aufkownen 
des betreffenden Jahres einschließlich der Auslaufmonate 
in Betracht, wobei unbeachtlich ist, für welche Zeit­
räume die Grundsteuer entrichtet wurde, Bei Berechnung 
des Ausfalls an Grundsteuer für Grundstücke ist allge­
mein der Hebesatz des laufenden Rj, zu Grunde zu legen, 
Auf Ausfälle an Grundsteuer der land- und forstwirt­
sohaftlichen Betriebe sind diese Vorschriften sinngemäß 

anzuwenden. 

Wie im Vorjahr hat der RH auf Ersuchen des Ministeriums 
der Finanzen die den Gemeinden im Rj. 195o gewährten 
Grundsteuerausfallentschädigungen geprüft, Die Prüfung 
führte zu dem Ergebnis, dass die der Berechnung der Aus­
fallentschädigung zu Grunde liegenden Angaben der Ge­
meinden vielfach unzutreffend waren. Bis auf einen Fall 
hatten die Gemeinden, deren Ansprüche unrichtig berech­
net waren, zu geringe Beträge erhalten, 
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Die vom Land auf Grund des Prüfungsergebnisses zu lei-­
stenden Nachzahlungen beliefen sich auf 237 o71,86 DM. 

6, Beihilfen zur Linderung von Notständen bei Beamten 
und anderen im Dienst des Staates befindlichen oder 
befindlich gewe31enen Personen sowie für ihre Hinter­
bliebenen- mit Ausnahme der Betriebsverwaltungen 

(Kap. 9) 

Bei der Prüfung dieser Ausgaben in den Rj. 1949 und 
195o wurde u.a. festgestellt, dass die Regelungsbehör­

den die Beihilfebeträge entsprechend den nicht ausrei­
chenden Betriebsmittelzuteilungen kürzten, so dass die 

Berechtigten vielfach nur in den Genuß von Bruchteilen 
der ihnen nach den Beihilfegrundsätzen zustehenden Be­

träge gelangten, Von 2o Antragstellern einer Regelungs­
behörde erhielten z.B. vier die volle Beihilfe, die 

übrigen Berechtigten nur Teilbeträge von 29 bis 95% 
der ihnen an sich zukommenden Beträge, Auch die Handha­

bung innerhalb der einzelnen Verwaltungszweige war un­
terschiedlich. 

Der RH hat dieses verfahren beanstandet und darauf hin­
gewiesen, dass die mit den Beihilfegrundsätzen ange­
strebte gleichmäßige Behandlung aller staatsbedienste­
ten dadurch ausgeschlossen werde .• Es trifft zu, dass 
die Beihilfegrundsätze für das Land Hessen die Bemes­
sung der Beihilfe dem verwaltungsmäßigen Ermessen der 
Festsetzungsbehörde überlassen, Dies darf jedoch nicht 
dazu führen, dass die mittelbewirtschaftenden stellen 
im Einzelfall willkürliche Kürzungen vornehmen. Der RH 
hat den Standpunkt vertreten, dass, falls die im Staats­
haushaltsplan bereitgestellten Mittel sich als unzu­
länglich erweisen und Nachbewilligungen nicht möglich 
sej_n sollten, Kürzungen von dem Minister der Finanzen 
allgemein angeordnet werden müssen, Eine solche Rege­
lung würde wenigstens die gleichmäßige Behandlung al­
ler in demselben Zeitraum zu entscheidenden Fälle 
sicherstellen, Unbefriedigend bliebe auch dann noch, 
dass Antragsteller, die erst nach einer solchen, etwa 
im Laufe eines Rj, angeordneten allgemeinen Kürzung 
zum Zuge kämen, schlechter behandelt würden, als die 
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Antragsteller in den vorher erledigten Fällen, 

Der Minister der Finanzen hat daraufhin mitgeteilt, 
dass er die Verwaltungsbehörden angewiesen habe, trotz 
evtl, gekürzter Betriebsmittel Kürzungen der Beihilfen 

nicht mehr vorzunehmen, sondern in derartigen Fällen 
Abschlagszahlungen zu leisten, Ferner seien in den Rj, 

1951 und 1952 in verstärktem Maße überplarunäßige Mit­
tel zur Verfügung gestellt worden, so dass die Fest­
setzungsstellen in der Lage gewesen seien, allgemein 
die in den Grundsätzen vorgesehenen Beträge zu bewil­
ligen, Auch in Zukunft werde er begründeten Anträgen 
auf überplarunäßige Bereitstellung von Mitteln nach 
Möglichkeit entsprechen. Die Rechnungsprüfung für das 
Rj. 1951 hat dies im wesentlichen bestätigt, Der RH 
betrachtet die Angelegenheit damit als erledigt, 

VII. Haushalt der Kriegsfolgelasten- Epl, XIIb -

1, Besatzungslasten 

Obwohl die Besatzungslasten auf Grund des Ersten über­
leitungsgesetzesmit Wirkung vom 1.April 195o an auf 

den Bund übergegangen sind, bleibt das Land auch wei­
terhin mit den persönlichen und sächlichen Kosten der 

regionalen Besatzungslastenverwaltung belastet, Die 
örtlichen verwaltungsaufgaben wurden zunächst noch 

von gemeindlichen Besatzungskostendienststellen wahr­
genommen, Vom 1.Juli 195o an traten an die stelle von 

48 gemeindlichen Besatzungskostenämtern 1o neu errich­
tete staatliche Ämter. Diese Behörden unterstanden dem 

Minister der Finanzen zunächst unmittelbar, Mit der 
Errichtung der Oberfinanzdirektion FrankfurtjMain ging 

die unmittelbare Dienstaufsicht auf diese über, 

Für die Überleitung der Besatzungskosten auf den Bund 

war insbesondere zu beachten, dass nach § 18 Abs,2 
des Ersten Überleitungsgesetzes vor dem 1.April 195o 
vom Land geleistete Vorschüsse und Abschlagszahlungen 
von diesem endgültig zu tragen waren, Im Lande Hessen 
war seinerzeit angeordnet worden, da.ss Vorauszahlungen 
auf Besatzungskosten, für die noch keine a.lliierten 

Zahlungsdokumente vorlagen, nicht als Vorschüsse, Ver-



wahrungen oder Abschlagszahlungen bei den Besatzungs­
kosten (Epl, XIIa), sondern im Haushalt der Kriegsfol­
gelasten (Epl, XIIb Kap. 1o Titel 4o) zu buchen waren, 
Vor dem Inkrafttreten des Ersten Überleitungsgesetzes 
wurden die Besatzungskostenämter angewiesen, die bei 
Epl. XIIb gebuchten Zahlungen, für die alliierte Zah­
lungsdokumente zu erwarten waren, auf Vorschüsse umzu­
buchen. Dieser Anordnung wurde jedoch vielfach nicht 
entsprochen, da die Besatzungskostenämter z.T. nicht 
rechtzeitig vor Abschluß der Bücher in den Besitz der 
Weisungen des Finanzministeriums gelangten. Infolge­
dessen sind erhebliche Beträge zu unrecht bei Epl, 
XIIb Kap. 1o Titel 4o gebucht geblieben, 

Für die Abwicklung der endgültig vom Land zu tragenden 
Vorschüsse und etwaiger ihm zu Gute korrunender Verwah­

rungen waren im Haushalt des Landes für das Rj.195o 
bei Epl. X (Haushalt der Allgemeinen Finanzverwaltung) 

entsprechende Einnahme- und Ausgabeansätze vorgesehen, 
und zwar Kap. 14 Titel 12 der Einnahmen und Kap. 12 
Titel 32 der Ausgaben, Bei der Abwicklung derartiger 
Vorschüsse und Verwahrungen waren, um diese Beträge 
als anerkannte Besatzungskosten auszuweisen, sowohl 
im Bundes- als auch im Landeshauahmt entsprechende 

Einnahme- und Ausgabebuchungen vorzunehmen. Auch hin­
sichtlich der zu unrecht bei Epl, XIIb gebucht ge­

bliebenen Beträge waren bei Eingang der Zahlungsdoku­
mente im Bundeshaushalt entsprechende Einnahme- und 

Ausgabebuchungen durchzuführen. Im Landeshaushalt 
war jedoch eine Richtigstellung der Buchungen nicht 

mehr möglich, Diese verwickelte Regelung hatte eine 
große Anzahl von Fehlbuchungen zur Folge, zuma.l die 
ergangenen Weisungen z,T, unklar waren und zu zweifeln 
Anlaß gaben, Es wurden daher vielfach Zahlungen, die 

dem Land zur Last fielen, dem Bund belastet. Anderer­
seits sind auch l<'ehl buchungen in umgekehrtem Sinne 

bei der Durchführung der Überleitungsbestimmungen un­
terlaufen, Nach dem Ergebnis unserer bisherigen Prü­

fung mußten aus dem Landeshaushalt dem Bundeshaushalt 
1 2o1 983 1 o8 DM erstattet werden, während dem Landes­

haushalt aus Bundesmitteln 784 142,53 DM zuzuführen 
waren. 
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Die Vorschrift des § 18 Abs,4 des Ersten Überleitungs­
gesetzes, wonach ein Land, dessen Aufwendungen für 
Besatzungslasten im 1\lonat März 195o hinter dem monat­
lichen Durchschnittsbetrag der Aufv1endungen in der 
Zeit vom 1,Qkt. 1949 bis zum 28,Febr. 195o zurückblie­
ben, an den Bund den Unterschiedsbetrag abzuführen hat, 
gewann für Hessen keine praktische Bedeutung, Die Auf­
wendungen des Landes Hessen für Besatzungslasten im 
Monat März 195o sind nicht hinter dem Durchschnitt der 
vorhergegangenen Monate zurückgeblieben, 

Die Prüfung der Besatzungskosten obliegt nach dessen 
Errichtung dem BRH. Er hat sie gemäß § 4 Abs,5 des Ge­
setzes über Errichtung und Aufgaben des Bundesrechnungs­
hofs gemeinsam mit dem RH durchzuführen, Dieser hat 

sich nach Möglichkeit an den Prüfungen des BRH beteiligt 
und dabei in erster Linie die verwaltungseinnahmen und 

-ausgaben der Besatzungskostenämter - für deren Prüfung 
er allein zuständig ist - geprüft. Auch bei der Prüfung 

der Überleitung der Einnahmen und Ausgaben auf den 
Bund hat er mitgewirkt. Im übrigen beteiligte sich der 

RH an der Prüfung der Besatzungslasten nur insoweit, 
als es erforderlich war, um einen überblick über die 

Arbeitsweise und den Arbeitswnfang der Besatzungskosten­
ämter zu gewinnen. 

2. Kriegsfolgenhlife (Kap. 3a) 

Ab 1. April 195o wurden die Aufv1endungen für die Kriegs­
folgenhilfe (KFH) auf Grund des Ersten Gesetzes zur 

Überleitung von r,asten und Deckungami tteln auf den Bund 
vom 28.Nov. 195o vom Bund übernon~en. Die Länder wur­

den im Rj. 195o an diesen Aufwendungen mit einer 
25 ~1igen Interessenquote beteiligt. Hiervon werden in 

Hessen auf Grund des § 16 Abs,1 des Gesetzes zur Rege­
lung des Finanzausgleichs vom 27,Juni 195o 15% von 

den unterstützenden Fürsorgeverbänden und 1o% vom Land 
getragen, Zum Prüfungsverfahren bestimmt Ziffer 43 (1) 

des Erlasses des Bundesministers des Innern und des 
Bundesministers der Finanzen vom 17.1\lärz 195o- 518o/ 

1o6/5o (GMBl, 2/5o) -, dass ab 1.April 195o die Landes­
abrechnungastellen - Abrechnungsstellen für die KFH 
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bei den Regierungspräsidenten - neben der laufenden 
Prüfung der vierteljährlichen Abrechnung mindestens 
einmal im Jahr stichprobenweise Prüfungen bei den 
Stadt- und Landkreisen und den sonstigen Verrechnungs­
berechtigten an Hand der dort geführten Akten und Ab­
rechnungsunterlagen durchzuführen haben, 

Bei seinen örtlichen und belegmäßigen Prüfungen hatte 
der RH festgestellt, dass die vorgeschriebenen Prüfun­

gen der KFH durch die Landesabrechnungsstellen nicht, 
bzw. nicht in dem erforderlichen Umfange durchgeführt 

wurden. Dies lag hauptsächlich daran, dvss die Landes­
abrechnungsetellen nicht immer mit dem geeigneten per­

sonal besetzt waren, bzw. dass diesen Kräften die not­
wendige Erfahrung fehlte, um derartige teilweise recht 

schwierige Prüfungen durchführen zu können, Der RH hat, 
um diesem Mangel zu begegnen, in Zusammenarbeit mit dem 
Innenministerium und dem Finanzministerium in jedem der 
drei Regierungsbezirke einen größeren Bezirkstürsorge­

verband örtlich überprüft und dabei Beauftragte der 
Staatlichen Rechnungsprüfungsämter, der Fürsorge- und 
Flüchtlingsdezernate der Regierungspräsidenten und 
der Landesabrechnungsstellen zugezogen. Das Ergebnis 
dieser Prüfung wurde bereits in der Denkschrift zur 
StHR 1949 (S. 59) kurz behandelt. Die Prüfungsmittei­
lungen lass.en erkennen, dass die finanziellen Auswir­
kungen nicht ohne Bedeutung sind. Darüber hinaus ha­
ben sie aber besonders den Landesabrechnungsstellen 
wertvolle Fingerzeige gegeben, wie derartige Prüfungen 

am zweckmäßigsten durchzuführen sind. In Auswertung der 
örtlichen Prüfungen des RH und auf Grund der gesanunel­

ten Erfahrungen hat der Minister des Innern in Zusam­
menarbeit mit dem RH Prüfungsrichtlinien für die Lan­

desabrechnungsstellen herausgegeben. Durch diese Maß­
nahme waren erst die Voraussetzungen für eine erfolg·­

versprechende Prüfungstätigkeit der Landesabrechnungs­
atellen geschaffen worden, 

Die Prüfungen der Landesabrechnungsstellen bezogen 
sich zunächst fast ausschließlich auf die Zeit vom 
21,Juni 1948 (Stichtag der Währungsreform) bis zum 
31. März 195o. In einigen wenigen Fällen wurden auch 
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bereits die Aufwendungen für das Rj, 195o überprüft. 

Die folgende Übersicht zeigt, dass die Landesabrech­
nungsstelle Darmstadt frühzeitig mit einer planmäßigen 

Prüfungstätigkeit begonnen hat, während Wiesbaden und 
Kassel im Rj. 195o noch nicht entsprechend besetzt wa­
ren, Hier setzte erst im Laufe des Rj. 1951 eine ord­
nungsmäßige Überprüfung der Bezirksfürsorgeverbände 

ein, Die während des Rj. 195o durchgeführten Prüfungen 
durch die Landesabrechnungsstellen hatten folgendes 

Ergebnis: 

zu prüfende bis zum FinanziellesErgebnis zu Gun-
Stellen 31.3.1951 sten von 

durchge- Landes für-
fiihrte Land Bund sorgever-
PrUfungen band 

:m DM DN 

14 Kreise 14 41 637,89 32 261 '69 1 299,95 
___ 6_Deleg.Träger 

2o 

18 Kreise 1 37 526,-- -6 25o,-- -,-
__g_Deleg,Träger 

2o 

16 Kreise -,- -,- -,-
_lg_Deleg.Träger 

38 

Gesamt 15 79 163,89 26 o11, 69 1 299,95 
======================================================= 

Der RH hatte wiederholt auf die Notwendigkeit hingewie­

sen, einheitliche Richtlinien für die Prüfungstätigkeit 
der Landesabrechnungsstellen und für die Verwaltung der 

Läger herauszugeben. Er hat auch entsprechende Entwürfe 
ausgearbeitet und dem Ministerium des rnnern zur Ver­

fügung gestellt, Die prU.fungsrichtlinien für die r,andes­
abrechnungsstellen sind inzwischen ergangen, während 

die Richtlinien für die Verwaltung der Läger noch aus­
stehen, In Anbetracht der Tatsache, dass in den Lägern 

ein Teil der mit Verwaltungsaufgaben betrauten Bedien­
steten aus verwaltungsfremden Berufen kommt, hält es 

der RH für besonders wünschenswert, derartige Richtli­
nien beschleunigt zu erlassen, 
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VIII. Haushalt der Schuldenverwaltung des Landes Hessen 
- Epl, XIII - AUSßl~hsforderungen 

Die den Geldinstituten, versicherungsunternehmen und Bau­
sparkassen auf Grund der Währungsgesetze zur Deckung des 
Unterschiedsbetrages zwischen ihren aus der Währungsum­
stellung hervorgegangenen Verbindlichkeiten und den ihnen 
verbliebenen Vermögenswerten zu gewährenden Ausgleichs­
forderm?.gen werden auf Grund einer von den· Instituten 
zum 21,Juni 1948 zu erstellenden und von der Aufsichts­
behörde zu bestätigenden Umstellungsrechnung ermittelt, 
Die Reichsmarkrechnung der Institute war durch eine zum 
2o,Juni 1948 zu er::;tellende RM-Schlußbilanz abzuschlies­
sen, Die Erstel1ung der RM-Schlußbilanz und der daraus 
abzuleitenden Umstellungsrechnung bereitet den Instituten 
außerordentliche Schwierigkeiten, Es sind hierbei nicht 
nur die Bestimmungen des Umstellungsgesetzes und der 
hierzu ergangenen 5o Durohführungsverordnungen, sondern 
auch die von der Bank deutscher Länder erlassenen Richt­
linien sowie die von ihr herausgegebenen Mitteilungen 
und schl-ießlich die Beschlüsse der Bankaufsichtsbehörden 
und der von ihnen eingesetzten Unterausschüsse zu beach­
ten. Nimmt man noch hinzu, dass der RM-Abschluß und die 
Umstellungsrechnung vor ihrer Einreichung an die Auf­
sichtsbehörde durch einen sachverständigen Prüfer zu 
prüfen sind, so ist verständlich, dass die Umstellungs­
rechnungen erst nach und nach den Aufsichtsbehörden zur 
Bestätigul1g vorgelegt werden, Die Aufsichtsbehörden 
konnten daher erst im Jahre 195o mit der Prüfung und 
Bestätigung der Umstellungsrechnungen beginnen, 

Für den RH ergab sich bei dieser Gelegenheit die Frage, 
wie er die Prüfung der vom Land den Instituten zu ge­
währenden 1\.usgleichsforderul:).gen vornehmen wollte, Nach 
den Bestimmungen der RHO ist die Prüfung des RH grund­
sätzlich eine nachträgliche, d,h, sie wird erst nach 
Abschluß der Verwaltungsakte durchge;führt, Hätte der 
RH dieses Verfahren auch bei den Ausgleichsforderungen 
angewendet, so wäre seine Prüfung erst nach dem endgül­
tigen Abschluß der Bestätigung der Umstellungsrechnun­
gen in )3etracht gekommel1. Der Zeitpunkt des endgültigen 
Abschlusses der Bestätigungen läßt sich aber noch gar-
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nicht absehen, sämtliche zunächst vorläufig abgeschlos­
senen und bestätigten Umstellungsrechnungen können noch 

berichtigt werden, Es ist zwar vorgesehen, eines Tages 
die Berichtigungsmöglichkeit aufzuheben und damit die 

Umstellungsrechnung endgültig festzustellen, doch sind 
z.z. die Voraussetzungen hierfür noch nicht gegeben, 

Hinzu kommt, dass eine Prüfung nach dem endgültigen 
Abschluß der Umstellungsrechnungen wenig wert hätte, da 

alsdann keine Möglichkeit mehr bestünde, etwaige bei der 
Prüfung festgestellte Fehler und Mängel zu berichtigen, 

Der RH hat sich daher im Einvernehmen mit den für die 

Bestätigung der Umstellungsrechnungen zuständigen Auf­
sichtsbehörden entschlossen, sich bereits in das Be­

stätigungsverfahren in der Weise einzuschalten, dass 
er die Umstellungsrechnungen im Anschluß an die Prüfung 

durch die Aufsichtsbehörde, jedoch vor der Bestätigung, 
überprüft, Diese enge zusamrnenarbeit zwischen den Auf­

sichtsbehörden der Institute und dem RH hat sich als 
außerordentlich zweckmäßig und erfolgreich erwiesen. 

Die Prüfung der Umstellungsrechnungen ist sowohl für 

die Aufsichtsbehörde als auch für den RH sehr zeitrau­
bend, da sie sich auf sämtliche unterlagen erstrecken 

muß. Beanstandungen ergaben sich insbesondere hinsicht­
lich der Berechnung des RM-Eigenkapitals, das infolge 

nicht berechtigter Zuführungen aus d~r Auflösung stiller 
Reserven vielfach zu hoch ausgewiesen wird, Da das RM­

Eigenkapital Bezugsgröße für die Berechnung des DM-Eigen­
kapitals ist, wirken sich Berichtigungen des RM-Eigen­

kapitals auch auf die Höhe der Ausgleichsforderungen 
aus. Ferner mußten vielfach Rückstellungen, insbesondere 

für Pensionen, Restitutionsverpflichtungen, Steuern so­
wie Bewertungen im Zusammenhang mit Kriegssachschäden, 

Fremdwährungsverbindlichkeiten u,a,m,, beanstandet wer­
den. 

Die auf Grund der Pw.fungsergebniose von der Aufsichts­
behörde im Einvernehmen mit dem RH den Instituten ge­

machten Berichtigungsauflagen werden zu erheblichen 
Minderungen der Ausgleichsforderungen führen. Diese las­

sen sich betragsmäßig nicht genau ermittcln, betragen 
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aber bei den bis jetzt geprüften Umstellungsrechnungen 
bereits mehrere Mio DM. 

Bis zum 31.okt, 1952 wurden Ausgleichsforderungen von 
insgesamt 543 969 ooo,- JM an 1 453 Institute zugeteilt. 

Noch nicht bestätigt waren zu diesem Zeitpunkt 1 o56 
vorläufige Uiustellungsrechnungen, die insgesamt Ansprü­

che auf Ausgleichsforderungen von 536 452 ooo,- DM aus­
weisen, 

Die Aufgliederung der zugeteilten bzw. geltend gemachten 
Ausgleichs:t"orderungen nach Geldinstituten, Versiche­
rungsunternehmen und Bausparkassen ergibt sich aus der 
folgenden üpersicht, in die auch die den Instituten zur 

Deckung ihrer umstellungskosten zu gewährenden Sonder­
ausgleichsforderungen (§ 2 der 45.DVO/UG) aufgenommen 

sind: 

I,Vorl.Umstellungs­
rechnungeri der 
Geldinstitute 

1, zugeteilte 
Ausgleichs­
forderungen 

2,noch nicht be­
stätigte (zu 
prüfende) Aus­
gleichsforde­
rungen 

Ausgleichs­
forderungen 

532 293 000 

331 758 000 

Sonderaus­
gleichsfor­
derungen 

in DM 

zusammen Anzahl % 

DM 

8 918 000 541 211 000 62 1 438 95 

4 353 000 336 111 000 38 68 5 
Summe 1 und 2 864 o51 ooo 13 271 ooo 877 322 ooo 1oo 1 5o6 1oo 

II, Vorl. Umstellungs­
rechnungen der 
Versicherungsun­
ternehmen 

1,zugeteilte Aus-
gleichsforde­
rungen 

2.noch nicht be­
stätigte (zu 
prüfende) Aus-

67 000 7o5 ooo 772 000 13 1 '3 

gleichsforde- · ) 
rungen ~12923~2~oL3~o~o~o~~4~3~2~7~o~o~o~1z9L7_5L3~o~o~o~o~~9~9~P~-L9~8=2_+_9~8~,7L-

Summe 1 und 2 193 27o ooo 5 o32 ooo 198 3o2 ooo 1oo 995 1oo 

+) hierunter rd. 9oo kleine Viehversicherungen und Sterbekassen 



III,Vorl,Umstellungs­
rechnungen der 
Bausparkassen 

1. zugeteilte 
Ausgleichs­
forderungen 

2,noch nicht be-
stätigte (zu 
prüfende) Aus­

gleichsforde­
rungen 

Summe 1 und 2 

IV,Zusammenstellung 

1,Summen I/1+II/1 

Ausgleichs~ 

forderungen 

in DM 

1 938 000 

2 769 000 

__4_7o7 ooo 

+III/1 
(zugeteilt) 534 298 ooo 

2,Summen I/2+II/2 

.Sonde raus~ 
gleichsfor­
derungen 

in DM 

48 000 

42 000 

9o ooo 

zusammen % Anzahl % 

1 986 000 41 2 25 

2 811 000 59 6 75 

4 797 ooo 1oo 8 1oo 

9 671 ooo 543 969 ooo 5o 1 453 58 

+III/2 
(zu prüfen) ~5~27~7~3~o~o~o~o ____ ~8~7~2~2_o~o~o~~5~3~6~4~52~o~o~o~~5~o~1~o~5~6~~4~2 

insgesamt: 1 o62 o28 ooo 18 393 ooo 1o8o 421 ooo 1oo 2 5o9 1oo 

IX. Personal- und Versorgungsausgaben aller Zweige der "._,. __ .., .... _.......,_., _,. .... ~ .. -... ~-~~ ·- ,_,.___,.__ -....~,___....__. ____ _ 
;J;.anl!esverwal tung 

1 • Allgemeines 

Um eine schnelle und reibungslose Prüfung der persön­
lichen verwaltungsausgaben zu gewährleisten, hat der 
RH vor Beginn des Rj. 195o die zuständigen Kassen da­
rauf hingewiesen, dass innerh~b eines Einzelplans 
die persönlichen verwaltungsausgaben, soweit sie bei 
den Titeln 1o1 bis 11o gebucht werden, gemäß § 1o 
Abs. 1 Satz 2 RRO in einem besonderen Teil des Titel­
buchs nachzuweisen sind. Trotzdem ist die vorgeschrie­
bene Trennung der Titelbücher nach sächlichen und 
persönlichen Ausgaben in zahlreichen Fällen auch im 
Rj. 195o noch nicht durchgeführt worden, Hierdurch 
wurde die Pr~fungstätigkeit erschwert, so dass die 
Prüfung der Einzelrechnungen für das Rj. 195o noch 
nicht in dem wünschenswerten Umfang durchgeführt 
werden konnte, Hinzu kommt, dass der RH durch nicht 
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zu seinen eigentlichen Aufgaben gehörende Arbeiten, 

insbesondere durch die vom RH auf Grund des Gesetzes 
zu Art, 131 GG vorzunehmenden Prüfungen, stark in 
Anspruch genommen war, 

Die Dienstbezüge der hessischen Beamten haben sich 

gemäß § 67 des Hassischen Beamtengesetzes (HBG) nach 
den besoldungsrechtlichen Vorschriften zu richten. 

Demzufolge ist das Reichsbesoldungsgesetz vom 16,Dez. 
1927 (BesG) mit den ergangenen Änderungen und Aus­
führungsbestimmungen (BV) maßgebend. Normalerweise 
hat das Besoldungsdienstalter (BDA) gemäß § 5 Abs,1 
BesG mit dem Tage der Anstellung zu beginnen; die 
5 Jahre übersteigende außerplanmäßige Dienstzeit ist 

gemäß § 5 Abs.2 BesG auf das BDA anzurechnen, Dar-· 
über hinaus kann zur Vermeidung von Härten gemäß 

§ 6 satz 1 und 2 BesG in Verbindung mit Nr. 28 Abs,1 
und 2 BV eine außerhalb des Beamtenverhältnisses im 
öffen·tlichen Dienst oder in einem freien Beruf zu­
rückgelegte Zeit oder die Zeit einer praktischen 

Beschäftigung ganz oder teilweise bis zu vier Jahren 
auf das BDA angerechnet werden. Nach BV Nr. 28 Abs.3 
ist in der Regel die Zeit abzuziehen, die Beamte 
mit regelmäßiger Dienstlaufbahn im Vorbereitungs­

dienst oder als außerplanmäßige Beamte zuzubringen 
haben. Das hat zur Folge, dass ein Beamter des mitt­

leren Dienstes (Bes.Gr. A 4c2), der normal eine vor­
bereitungszeitvon drei Jahren zurückzulegen hat, 

eine anrechnungsfähige Dienstzeit von (3 + 5 + 4)= 
12 Jahren nachzuweisen hätte, wenn ibm eine Besoldungs­

Vordienstzeit von vier Jahren auf das BDA gemäß den 
Härtebestimmungen angerechnet werden soll, Nach der 
Verwaltungsübung sind nur solche Zeiten anzurechnen, 
die der Beamtentätigkeit förderlich oder gleichwer-

tig sind. 

Besteht ein dringendes dienstliches Bedürfnis für 
die Gewinnung des Beamten, so können nach § 6 Satz 3 
BesG auch mehr als vier Jahre angerechnet werden. 
Die vorstehenden Grundsätze sind in der Regel auch 
hier anzuwenden, d.h., es können nur abgeleistete 
Dienstzeiten, die förderlich oder gleichwertig sind, 
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mit den bezeichneten Einschränkungen berücksichtigt 
werden. 

Bei der Rechnungsprüfung in den letzten Jahren fiel 
auf, dass die Regelungsdienststellen in der Mittel­
stufe (Oberlandesgerichtspräsident, Oberfinanzdirek­
tion, Regierungspräsidenten) im Gegensatz zu den 
obersten Landesbehörden in wesentlich weniger Fällen 
und in geringerem Maße die Härtebestimmungen ange­
wandt und das Vorliegen eines dringenden dienstlichen 
Bedürfnisses anerkannt haben. Da man unterstellen 
kann, dass bei den obersten Landesbehörden die Zahl 
der politisch nicht belasteten und besonders bewähr­
ten Bediensteten (§ 18 der Dienstlaufbahnvorschriften 
vom 23.März 1949 - GVBl. s. 33) größer war als bei den 
übrigen Behörden und daher dort mehr Veranlassung be­
stand, die Härtebestimmung in § 6 Satz 3 BesG anzu­
wenden, hat der RH für die Vergangenheit von weiteren 
Beanstandungen abgesehen. Er hat jedoch den obersten 
Landesbehörden von seiner Auffassung Kenntnis gege­
ben, dass jede von der Verwaltungsübung abweichende 
Behandlung geeignet sei, Unzufriedenheit zu erzeugen 
und den Arbeitsfrieden in der verwaltv.ng zu gefähr­
den, 

Die Rechnungsprüfung hat im einzelnen noch folgendes 
ergeben: Bei Festsetzung des BDA von Beamten, die 
nach vorübergehender Entlassung bei ihrer Wiederein­
stellung mangels freier Planstellen oder aus anderen 
Gründen nicht in eine Planstelle der Besoldungsgrup­
pe, der sie früher angehörten, sondern in eine sol­
che mit niedrigerem Endgrundgehalt eingewiesen wur­
den, ist unterschiedlich verfahren worden. Teils er­
hielten solche Beamte das BDA wieder, das sie früher 
einmal in der gleichen - geringeren - Besoldungsgrup­
pe besaßen, und teilweise wurde der Besitzstand ge­
wahrt, den der Beamte in der höheren Besoldungsgrup­
pe hatte, Auf Veranlassung des RH hat der Minister 
der Finanzen entschieden, dass in diesen Fällen das 
BDA einheHlich unter grundsätzlicher Wahrung des 
Besitzstandes festzusetzen sei. 



- 99 -

Neu eingestellten Beamten und Angestellten, die keine 
Trennungsentschädigung erhielten, wurde der Wohnungs­

geldzuschuß (WGZ) vielfach nicht nach dem dienstlichen 
Wohnsitz, sondern- auf Grund irrtümlicher Auslegung 
des Erlasses des Ministers der Finanzen vom 12,Febr, 
1947 - nach dem Familienwohnsitz gewährt. Auf Veran­
lassung des RH hat der Minister der Finanzen durch 
Erlaß vom 25.Febr, 1952 darauf hingewiesen, dass in 
diesen Fällen der WGZ nach der Ortsklasse des dienst­
lichen Wohnsitzes (Sitz der Behörde, der der Beamte 
angehört) zu gewähren sei, Die Vorschrift in § 1o 
Abs. 2 BesG, wonach ledigen Beamten usw,, die über­
wiegend für den vollen unterhalt von Verwandten auf­
kommen, der volle WGZ gewährt werden kann, ist viel­

fach zu günstig ausgelegt worden. Die Prüfung hatte 
deshalb die Rückerhebung zu unrecht ausgezahlter er­

heblicher Beträge zur Folge. Der Minister der Finan­
zen wurde gebeten, die Regelungsbehörden auf die ge­

naue Beachtung der Vorschriften hinzuweisen, 

Auch Überzahlungen von Kinderzuschlägen für Pflege­
und Enkelkinder, die in einigen Fällen beachtliche 
Beträge erreichten, wurden bei der Rechnungsprüfung 
festgestellt und mußten gemäß Nr. 116a BV zurückge­
fordert werden, Auf Anregung des RH hat der Minister 
der Finanzen durch einen Erlaß auf die genaue Beach­
tung von Nr, 72 BV hingewiesen, Er beabsichtigt, das 
Formblatt für die übliche, jährlich bis zum 15.März 
abzugebende "Erklärung K" bei einem Neudruck zu er­
gänzen, damit die unrechtmäßige Auszahlung von Kin­
derzuschlag künftig möglichst vermieden werden 
kann, 

Die Gewährung unverzinslicher Gehaltsvorschüsse im 
Rj. 195o an rund die Hälfte der 85o Beschäftigten 
eines Ministeriums ließ erkennen, dass bei der Ent­
scheidung über Vorschußanträge von dem heute noch 
maßgebenden Runderlaß des Ministers der Finanzen 
vom 13.Dez, 1948 abgewichen worden war. Es bestand 
daher für den RH Veranlassung, auf die Notwendigkeit 
der künftigen Beachtung der bestehenden Vorschrif­
ten hinzuweisen. 
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2. Festsetzung, Auszahlung und rechnungsmäßiger Nachweis 
von Dienst- und Versorgungsbezügen 

Für die Festsetzung, die Auszahlung und den rech­
nungsmäßigen Nachweis der Dienst- und Versorgungs­
bezüge bestanden bis zum Jahre 1951 für die hessischen 
Behörden keine einheitlichen Bestimmungen, In den 
früher preußischen Gebietsteilen des Landes galten 
preußische Bestimmungen, im Gebiet des früheren Landes 
Hessen hessische Bestimmungen weiter, während die 
früheren Reichsverwaltungen- wie Finanz- und Justiz­
verwaltung - nach Reichsbestimmungen verfuhren, 

Diese Vielgestaltigkeit wirkte sich nicht nur auf die 
Rechnungslegung und Rechnungsprüfung nachteilig aus, 

sondern erschwerte auch die Arbeit der Verwaltung. 

Der Minister der Finanzen hat daher im Einvernehmen 
mit den anderen Ressorts und dem RH am 6,Jan. 1951 
"Bestimmungen über die Festsetzung, die Auszahlung 
und den rechnungsmäßigen Nachweis von Dienst- und 
Versorgungsbezügen - Zahlungsbestimmungen für Besol­
dungen - (ZBB)" erlassen, die mit Wirkung vom J.April 

. j 

1951 an in Kraft getreten sind. 

Der Neuregelung wurden die Bestimmungen der früheren 

Reichsfinanz- und Reichsjustizverwaltung zu Grunde 
gelegt, nach denen die Festsetzung der Bezüge bei 

Zentral- und Mittelbehörden, die Auszahlung und der 
rechnungsmäßige Nachweis der Bezüge bei wenigen Be­
soldungskassen zusammengefaßt waren. Demgemäß ist 
die Justizverwaltung von der Neuregelung ausgenom­

men und ermächtigt worden, ihr früheres verfahren 
beizubehalten. 

Nach den neuen Bestimmungen werden die Behörden, die 
die Dienst- und Versorgungsbezüge festzusetzen und 
deren Auszahlung anzuordnen haben, durch die ober­
sten Landesbehörden für ihren Geschäftsbereich be­
stimmt, während die Auszahlung der Bezüge und ihr 
rechnungsmäßiger Nachweis Besoldungskassen obliegen, 
Besoldungskassen sind z.z. die Staatshauptkasse und 
die Staatsoberkassen Darmstadt, Kassel und Wiesbaden, 
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Die Festsetzungsbehörden teilen den Beso·ldungskassen 
in den Auszahlungsanordnungen im allgemeinen nur die 

Besoldungsmerkmale mit, nach denen die Besoldungskas­
sen die Monatsbezüge berechnen. Einer neuen Auszah­
lungsanordnung bedarf es in der Regel nur bei der 
Versetzung oder Beförderung eines Beamten. Die Neu­

regelung bietet vor allem den Vorteil, dass durch 
die zusanm1enfassung bei wenigen Behörden und Kassen 
und die dadurch ermöglichte weitgehende Verwendung 
von Vordrucken und Buchungsmaschinen die Bearbeitung 

der Dienst- und Versorgungsbezüge wesentlich verein­
facht und erleichtert wird, Die neuen Bestimmungen 

' haben sich in jeder Hinsicht bewährt. 

Auch für die einheitliche Regelung der Festsetzung, 
der Ausz&1lung und des rechnungsmäßigen Nachweises 
der Angestelltenbezüge und der Löhne der Verwal­
tungsarbeiter sind die Vorarbeiten aufgenolllillen worden, 
aber noch nicht abgeschlossen. 

Der RH hält es darüber hinaus für erforderlich, zu 
prüfen, ob durch Anwendung des Lochkartenverfahrens 
eine weitere Vereinfachung der Auszahlung von Bezü­
gen möglich, und ob die Anwendung dieses Verfahrens 
wirtschaftlich ist. 

3. Sonderprüfung gemäß Gesetz zu Art, 131 des Grund­
gesetzes 

Eine besondere und außerhalb der eigentlichen Rech­

nungsprüfung liegende Aufgabe ist dem RH auf Grund 
des Art, 131 GG zugefallen. Durch diese Bestimmung 

wurde dem Gesetzgeber u,a, der Auftrag erteilt, 

die Rechtsverhältnisse von Personen einschließ­
lich der Flüchtlinge und Vertriebenen, die am 
8.Mai 1945 im öffentlichen Dienst standen, aus 
anderen als beamten- und tarifrechtliehen Grün­
den ausgeschieden sind und bisher nicht oder 
nicht ihrer früheren Stellung entsprechend 
verwendet werden, 

zu regeln, 
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Diesem Auftrag ist der Bundesgesetzgeber in dem Gesetz 

zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Art.131 
des Grundgesetzes fallenden Personen vom 13.Mai 1951 

(BGBl. I 1951 s. 3r5f) nachgekommen. zur Unterbringung 
des unter Art, 131 GG fallenden Personenkreises sind 

sämtliche öffentlich~rechtlichen Dienstherren im Bun­
desgebiet -mit Ausnahme von Gemeinden mit weniger 

als 3 ooo Einwohnern ·• verpflichtet. Um sicherzustel­
len, dass die Dienstherren ihrer Unterbringungspflicht 

nachkommen, schreibt das Gesetz vor, dass jeder Dienst­
herr zwei verschiedene Pflichtanteile zu erfüllen 
habe. Einmal müssen die Aufwendungen für die Beschäf­
tigung der an der Unterbringung teilnehmenden Perso­

nen mindestens 2o v.H. des gesamten Aufwandes des 
Dienstherrn für die Besoldung von Beamten und Ange­

stellten erreichen. Sodann muß die Zahl der in Beam­
ten-Planstellen Untergebrachten mindestens 2o v.H. 
der Gesamtzahl der Planstellen des Dienstherrn er­
reichen, 

Die Erfüllung des Pflichtanteils des Besoldungsauf­
wandes soll dadurch gesichert werden, dass jeder 
Dienstherr, der nach Inkrafttreten des Gesetzes den 
Pflichtanteil nicht erfüllt, einen Ausgleichsbetrag 
von 25 v.H. des Unterschieds an den Bund zu zahlen 
hat. Zur Sicherung des Planstellen-Pflichtanteils 
besteht ein stellenvorbehalt mit der Maßgabe, dass 
bis zur Erfüllung des Solls freie und frei werdende 
Planstellen in der Regel nur mit an der Unterbrin­
gung teilnehmenden Personen besetzt werden dürfen. 
Bei Zuwiderhandlungen gegen diese Bestimmungen ist 
der Betr~g an den Bund zu zahlen, der für die frei 
gewordene Planstelle bisher aufgewandt wurde, oder, 
bei neu geschaffenen stellen, als durchschnittlicher 
Besoldungsaufwand vorgesehen ist. 

Den zuständigen Rechnungsprüftmgsbehörden hat das 
Gesetz die Aufgabe zugewiesen, die Erfüllung der den 
einzelnen Dienstherren obliegenden Unterbringungs­
verpflichtung zu überwachen und die Ergebnisse der 
Nachprüfung dem Bundesminister des rnnern und den 
Landesregierungen mitzuteilen. Die Überwachung be-
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zieht sich sowohl auf die Erfüllung des Pflichtanteils 
des Besoldungsaufwands und des Planstellen-Pflichtan­
teils als auch auf die ordnungsgemäße Handhabung des 
stellenvorbehalts, sowie auf die Zahlung der geschul­
deten Ausgleichsbeträge und Bußen, 

Die Durchführung des Gesetzes hat sich als ungewöhn­
lich schwierig erwiesen, Die zahlreichen Besprechungen 
der Unterbringungsstellen und der Rechnungsprüfungs­
behörden des Bundes und der Länder und die in deren 
Verfolg herausgegebenen Richtlinien und Empfehlungen 
seitens des Bundesministers des Innern vermochten die 
aufgetretenen zahlreichen tatsächlichen und rechtli­
chen Zweifelsfragen nur zu einem Teil zu klären. Eine 
grundlegende Erläuterung der die Unterbringungsver­
pflichtung regelnden Bestimmungen des Gesetzes sollen 
Verwaltungsvorschriften des Bundes bringen, die zwar 
den zuständigen stellen zur Beschlußfassung vorliegen 
sollen, aber bis heute noch nicht erschienen sind, 

Die dem RH obliegende Überwachungsaufgabe wurde in 
verständnisvoller Zusammenarbeit mit der Verwaltung 
erfüllt und dabei im Rahmen der Möglichkeiten des Ge­
setzes den Belangen des Bundes und des Landes Rechnung 
getragen. 

Der RH hat bei den Landesbehörden insbesondere fest­
gestellt, welche Anrechnungen gemäß § 13 a.a.o. irr­
tümlich vorgenommen oder unterlassen wurden, Nach die­
sen Feststellungen waren am 31,Jan, 1952 von insgesamt 
27 58o Planstellen 4 8o8 stellen, d,h. rd, 17,4 v.H. 
mit auraehenbaren Personen besetzt, Inzwischen hat 
sich dieses Verhältnis durch weitere Einstellungen 
wesentlich verbessert, Es betrug nach den unterlagen 
der Landesunterbringungsstelle am 3o.Sept. 1952 
2o,4 v.H., so dass vorbehaltlich der Nachprüfung durch 
den RH nunmehr der Planstellen-Pflichtanteil des Lan­
des erfüllt sein dürfte, 

Die entsprechende Prüfung wurde - zunächst für den 
Zeitraum vom 16.Aug, 1951 bis 31.März 1952- hinsicht­
lich des Pflichtanteils am Besoldungsaufwand durch­
geführt, Diese Prüfung mußte bei den Behörden aller 
stufen an Ort und stelle vor.~renommen werden. Thr ~r.~reb-
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nis steht noch nicht endgültig fest, da noch ver­
schiedene Zweifelsfragen und Beanstandungen zu klä­
ren sind, vtenn sich, was anzunehmen ist, ergibt, dass 
insoweit das Soll des Landes noch nicht erfüllt ist, 
wird ein entsprechender Ausgleichsbetrag an den Bund 
abzuführen sein, 

c. Besonderer Teil - außerordentlicher Haushalt 
Haushalt der Allgemeinen Finanzv~rwal tung - Epl. X aoH -

I. Liegenschaftsverkehr - Geldstöcke des Liegenschafts­

vermögens (Grundstöcke) 

Im früheren Land Hessen waren auf Grund des § 18 der 
Zweiten Durchführungsverordnung zum Gesetz über die 
Haushaltsführung, Rechnungslegung und Rechnungsprüfung 
der Länder (2. DVHL) vom 3o,Juni 1937 (RGBl. II s.195) 
Einnahmen aus der Veräußerung von Grundstücken und 
grundstücksgleichen Rechten sowie von nicht zum Verwal­
tungsvermögen gehörigen Gegenständen des beweglichen 
Vermögens des Landes einem Sondervermögen im Sinne des 
§ 9a Abs,1 Nr. 1 RHO (Grundstock) zuzuführen, das von 
der obersten Finanzbehörde des Landes verwaltet wurde, 
Die Mittel dieses Sondervermögens durften nur zum Er­
werb von Vermögensgegenständen der genannten Art ver­
wendet werden, Sinn und Zweck dieser Regelung war in 
erster Linie die Erhaltung des Landesvermögens. 

Im früheren Lande Preußen galten diese Bestimmungen 
nicht, Infolgedessen wurde nach dem Zusammenbruch in 

den ehemals hessischen und den ehemals preußischen 
Gebietsteilen des Landes verschieden verfahren. In 
den ehemals hessischen Gebietsteilen galten die Be­
stimmungen des § 18 der 2, DVHL weiter. Die Erlöse aus 

Grundstücksveräußerungen wurden demgemäß dem Grundstock 
zugeführt. In den ehemals preußischen Gebietsteilen 
dagegen wurden sie als Haushaltseinnahmen behandelt. 

Der RH hat mit Schreiben vom 17.Dez. 195o bei dem 
Minister der Finanzen angeregt, die frühere hessische 

Regelung beizubehalten und sie auch auf die ehemals 
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preußischen Gebietsteile des Landes auszudehnen, Der 
Minister der Finanzen ist jedoch dieser Anregung nicht 
gefolgt, sondern hat die Auflösung des Grundstocks mit 
Ablauf des Rj. 195o angeordnet. Er hat diese Maßnahme 
damit begründet, dass die Erhaltung des Liegenschafts­
vermögens auch ohne Einrichtung eines Grundstocks ge­
währleistet werden könne, wenn durch entsprechende ver­
merke im staatshaushaltsplan sichergestellt würde, dass 
die durch den Verkauf von Grundstücken erzielten Einnah­
men im gleichen Rj. oder in späteren Rj. für den Ankauf 
von Grundstücken verwendet werden müssen. 

Diese Absicht des Ministers der Finanzen ist jedoch, 
soweit der RH an Hand der Haushaltspläne und Staatshaus­
haltsrechnungen feststellen konnte, bisher nicht ver­
wirklicht worden. Vielmehr werden die Erlöse aus dem 
Verkauf von Grundstücken an zahlreichen stellen des 
Haushaltsplans als ordentliche oder außerordentliche 
Haushaltseinnahmen nachgewiesen und damit als allge­
meine Deckungsmittel für die Haushaltsausgaben verwen­
det. Der Grundsatz der Erhaltung des Vermögens ist also 
bis jetzt nicht verwirklicht. Hinzu kommt, dass die 
Ausbringung der Einnahme- und Ausgabeansätze für den 
Liegenschaftsverkehr derart zersplittert ist, dass sich 
ein zuverlässiger überblick darüber, inwieweit das ver­
mögen aufgezeprt oder erhalten wurde, nur schwer gewin~ 
nen läßt. 

Es sollte daher nach Ansicht des RH nochmals geprüft 
werden, ob nicht die Wiedereinrichtung eines Grundstocks 
gegenüber dem derzeitigen zustand den Vorzug verdient. 
Bedenken hiergegen dürften umsoweniger bestehen, als 
dem Lande hierdurch Kassenmittel nicht entzogen werden, 
Der Grundstock ist eine reine Geldrechnung und hat eine 
gesonderte Anlage der Mittel nicht zur Voraussetzung. 
Die Grundstocksmittel gehören vielmehr ebenso zum Kas­
senbestand wie die bei den Verwahrungen gebuchten Beträ­
ge. 

Neben der Sicherung der Erhaltung des unbeweglichen Ver­
mögens hätte der Grundstock auch noch den Vorteil, dass 
hierdurch die Rechnungslegung und Rechnungsprüfung we­
sentlich erleichtert würde, Auch der Vorschrift des § 79 
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Abs, 1 Ziffer 2 RHO, wonach die Erlöse aus Grundstücks­
veräußerungen, soweit sie im einzelnen den Betrag von 
1o ooo,- DM übersteigen, einzeln zu erläutern sind, könn­

te dann am besten genügt werden, da der Liegenschafts­
verkehr geschlossen über die Grundstocksrechnung abge­

wickelt würde, Außerdem könnte die Buchführung über den 
Grundstock so ausgestaltet werden, dass sie die Erfas­
sung und Verfolgung der Restkaufgeldforderungen gestat­
ten und damit ein besonderer Nachweis dieser Forderungen 

(§ 27 RRO) entbehrlich würde, Durch die zentrale Verwal­
tung des Grundstocks würde jederzeit ein überblick über 

den Liegenschaftsverkehr gegeben sein, 

Dehnt man entsprechend dem § 18 der 2, DVHL die Stock­
rechnung auch auf das nicht zum Verwaltungsvermögen ge­
hörige bewegliche Landesvermögen aus, so könnte eine 
derartige Rechnung weitgehend die Aufgaben einer Vermö­
gensrechnung übernehmen; da sie über Abgänge, Zugänge 
und Vermögensumschichtungen Aufschluß gibt. Anderer­
seits vermöchte aber auch eine derartige Rechnung die 
spätere Erstellung einer Vermögensrechnung zu erleich­
tern und zu vereinfachen, 

II. sozialer Wohnungsbau aus Landes- und Treuhandmitteln 
(Kap. 4) 

Von den bei Epl. X des außerordentlichen Haushalts für 
Zwecke des sozialen Vlohnungsbaues im Rj. 195o verein­

nahmten rd. 92 Mio DM stammen 88,7 Mio DM aus Darlehen 
und Treuhandmitteln des Hauptamts für Soforthilfe und 

des Bundes. Obwohl im Haushaltsplan Rj. 195o für Woh­
nungsbauzwecke eine Zuweisung aus dem ordentlichen Haus­

halt von 25 Mio DM vorgesehen war, wurden aus allgemei­
nen Deckungsmitteln nur rd. 3,3 Mio DM zur Verfügung ge­

stellt. 

von den verfügbaren Beträgen konnten im Rj. 195o nur 
insgesamt 65,2 Mio DM verausgabt werden, da der Bauten­
stand höhere Auszahlungen nicht zuließ, Um die bestim­
mungsgemäße Verwendung der Mehreinnahmen sicherzustel­
len, wurden die im Rj. 195o verbliebenen Haushaltsreste 
von rd, 35,7 Mio DM in das folgende Rj. übertragen. 
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Durch die im Rj. 195o geleisteten Zahlungen sind die 
seit der Währungsreform gewährten Landesbandarlehen auf 

rd. 114 Mio DM angewachsen, Die Hess, Landesbank 
- Girozentrale ~,Zweigstelle Frankfurt/Main, verwaltat 

hiervon rd. 62,7 Mio DM. Weitere rd, 27,4 Mio DM ent­
fallen auf die Deutsche Bau- und Bodenbank AG., Zweig­

stelle Frankfurt/Main, der Restbetrag von rd, 2o,5 Mio 
DM auf sonstige Realkreditinstitute, Die für Kasernen­

umbauten aufgewendeten Mittel von 3,6 Mio DM wurden 
unmittelbar von staatlichen Kassen ausgezahlt, denen 

auch die Verwaltung obliegt. 

Auch im Rj. 195o fehlte es an einem bestandsmäßigen 
Nachweis der Forderungen und Verbindlichkeiten, die bei 
Durchführung des sozialen Wohnungsbaues entstanden sind 

(vgl. Denkschrift zur stHR 1949 s. 112). Diesem Mangel 
ist erst im Rj, 1952 durch Bildung des Landesstocks für 
Wohnungs- und Siedlungsbau abgeholfen worden, Mit den 
Prüfungen bei den verwaltenden stellen hat der RH erst 
im Rj. 1951 begonnen, Die Prüfungen wurden im Rj, 1952 
fortgesetzt. Uber die Ergebnisse wird in einer späte­

ren Denkschrift berichtet werden, 

III. Staatliches Hochbauprogramm 195o 

Der RH hat wie in früheren Jahren, so auch in diesem 
Rj., bei der Prüfung von Baurechnungen feststellen müs­

sen, dass bereitgestellte Betriebsmittel, um sie nicht 
am Ende des zuteilungszei traunies verfallen zu lassen, 

bei Banken, Sparkassen oder sonstigen Geldanstalten 
hinterlegt wurden, bis die Gegenleistung erfüllt war, 

Dieses Verfahren, das öfters angewandt wurde, stellt 
einen verstoß gegen die haushaltsrechtlichen Bestimmun­

gen dar, Nach§ 26 Abs.1 und 2 RHO dürfen die Mittel 
nur so weit und nicht eher in Anspruch genommen werden, 

als es zur wirtschaftlichen und sparsamen Führung der 
Verwaltung erforderlich ist, Die Anlegung von Mitteln 

bei Banken usw, ist nicht zulässig, 

Auf zwei Fälle wird besonders hingewiesen: 

1. Der frühere Verwaltungsdirektor der Justus~Liebig­

Hochschule in Gießen stellte 2o ooo,~ DM aus Mitteln 
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für den Neubau der 11 Geburtshilflichen Veterinär-Klinik 

in Gießen" im Rj. 195o zum Erwerb von Grundstücken 
auf ein Ander-Konto bei der Handels- und Gewerbebank 
in Gießen, Bei der örtlichen Prüfung des RH im Rj.1952 
wurde festgestellt, dass der Betrag von 2o ooo,- DM 
noch bei der Bank hinterlegt war, Die Bank zahlte 
nur 1% Zinsen, Der RH veranlaßte, da der Abschluß 
der Kaufverträge noch nicht vorauszusehen war und 
um weitere Zinsverluste zu vermeiden, die Aufhebung 
des Bankkontos, 

2, Das Staatsbauamt Offenbach/Main hat bei der Durch­
führung der Baumaßnahme "Wiederherstellung des Isen­
burger Schlosses in Offenbach/Main" den Bauunter­
nehmern Abschläge für noch nicht ausgeführte Baulei­
stungen gewährt und Beträge von rd. 1oo ooo,- DM 
auf deren Bankkonten überweisen lassen, Gleichzeitig 
hat das Staatsbauamt die Banken veranlaßt, die Zah­
lungen zu sperren und sie nur auf Abruf freizugeben, 
Auch hier sind dem Land erhebliche Zinsverluste ent­
standen. Die Aufhebung der Sperrkonten wurde veran­
laßt, 

IV. Straßen- und Brückenbau (Kap. 5l 
a) verfahren bei der Zuweisung von Betriebsmitteln 

Die Zuweisung eines bestimmten Betrags als Betriebs­
mittel für einen Monat bedeutet, dass während dieses 

Monats im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haus­
haltsmittel Auszahlungen bis zum Gesamtbetrag der 

Betriebsmittel angeordnet werden dürfen. Die in dem 
Monat nicht verbrauchten Betriebsmittel verfallen 

am Ende dieses Monats. Diese Handhabung der Betriebs­
mittelzuweisung kann Fortgang und Wirtschaftlichkeit 

größerer Baumaßnahmen nachteilig beeinflussen. Be­
hörden der Straßenbauverwaltung haben sich deshalb 

in früheren Rj. dadurch zu helfen versucht, dass 
sie den Betrag unverwendet gebliebener Betriebsmittel 

auf ein für ihre Rechnung bei einem Geldinstitut ge­
führtes Konto einzahlten, oder dass sie den Betrag 

bei einer Staatskasse als Verwahrung behandeln ließen. 
Dieses verfahren barg die Gefahr unwirtschaftlicher 
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- bei Geldinstituten auch unsicherer - Geldverwal­
tung, insbesondere die Verzettelung von Landesgeldern, 
in sich. Es bedeutete zugleich einen verstoß gegen 
das in § 26 Abs.2 RHO enthaltene verbot, sogenannte 
"schwarze Fonds" anzulegen. Auf Anregung des RH wurde 
durch den Erlaß des Ministers für Arbeit, Landwirt­
schaft und Wirtschaft vom 8. Febr. 195o Z 3 d -
H 1130a an den Regierungspräsidenten Darmstadt der 
Straßenbauverwaltung die Einrichtung und die Unter­
haltung von Guthaben bei Geldinstituten nachdrücklich 
verboten, 

Wie der RH bei der Rechnungsprüfung für das Rj. 195o 
festgestellt hat, haben die betr. Landesbehörden 

der Anordnung zwar entsprochen, den Verfall von Be­
triebsmitteln jedoch dadurch zu vermeiden gesucht, 

dass sie mitunter erhebliche Geldbeträge auf noch 
nicht ausgeführte Bauleistungen im voraus auszahlen 
ließen. Solche Vorauszahlungen beruhten meist nicht 
auf vertraglichen Abmachungen mit den Unternehmern, 
konnten auch nicht als verkehrsüblich gelten und 
waren nicht durch besondere baufachliche Umstände 

gerechtfertigt. Die Straßenbaubehörden haben insoweit 
die Vorschrift in § 28 Abs. 1 RHO, nach der Leistungen 
des Landes vor Empfang der Gegenleistung grundsätzlich 
unzulässig sind, nicht beachtet. Abgesehen davon sind 
solche Vorauszahlungen für das Land in finanzieller 
Hinsicht nicht unbedenklich, weil sie nicht gegen 
Verlust gesichert waren. Der RH verkennt nicht, dass 
das bis dahin geübte verfahren bei der Zuweisung von 

Betriebsmitteln für die wirtschaftliche und sparsame 
Durchführung größerer Baumaßnahmen nachteilig sein 

kann. Er konnte es aber nicht unbeanstandet lassen, 
dass große Beträge vor Fälligkeit aus Landesmitteln 

ausgezahlt wurden, und dass dadurch die Gefahr von 
Verlusten für das Land heraufbeschworen wurde. Der 
Minister der Finanzen hat auf Vorschlag des RH zuge­
lassen, dass Betriebsmittel für Maßnahmen des Straßen­

und Brückenbaues einen Monat über den Zuteilungsmonat 
hinaus verfügbar bleiben. Es ist zu erwarten, dass 
diese Maßnahme ausreicht und sich bewähren wird. 
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b) Haushaltsmittel für einmalige Baumaßnahmen, die sich 
auf mehrere RecnnungsJahre erstrecken 

Der RH ist bei Prüfung von Rechnungen über Ausgaben für 
einmalige Maßnahmen des Straßen- und Brückenbaues, für die 
nur ein Teilbetrag der Gesamtkosten im Haushaltsplan für 
das Rj. 195o ausgebracht ist, auf Leistungsverträge gestos­
sen, die die Straßenbauämter während des Rj, 195o einge­
gangen sind und die erhebliche erst das Rj. 1951 belastende 
Ausgaben zur Folge hatten, Es ist zwar eine Überschreitung 
der Ausgabemittel des Teilbetrags für das Rj. 195o vermie­
den, aber es sind Verpflichtungen, die erst das Rj. 1951 
belasten, schon zu einer Zeit eingegangen worden, zu der 
der er:t'orderliche Teilbetrag an Haushaltsmitteln für das 
Rj. 1951 noch nicht bewilligt war, Die Straßenbauämter ha­
ben dabei wohl nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten und 
baufachliehen Erfordernissen gehandelt,, jedoch das Land 
vertraglich zu über das Rj. 195o hinaus zu leistenden Aus­
gaben verpflichtet. Der RH hat dieses Verfahren unter Hin­
weis auf § 45b RHO beanstandet, Auf seine Anregung hin hat 
der Minister für Arbeit, Landwirtschaft und Wirtschaft 
durch Erlaß vom 27,Juli 1952 Z 3a- H 11oo die ihm nachge­
ordneten Behörden darauf hingewiesen, dass in solchen Fäl­
len nach § 45b RHO zu verfahren sei. Das bedeutet in der 
Regel, dass Verträge der genannten Art endgültig erst ab­
geschlossen werden dürfen, nachdem erstmals duroh den 
Haushaltsplan die Ausgabemittel zur Deckung des dem Land 
aus ihnen erwachsenden Ausgaben bewilligt worden sind, 
oder die Genehmigung zum vertragsabschluß durch den Haus­
haltsplan erteilt ist und vor vertragsabschluß die Zu­
stimmung des Finanzministers eingeholt ist, soweit dieser 
nicht ausdrücklich darauf verzichtet, Der RH hält diese 
Maßnahme des Ministers für Arbeit, Landwirtschaft und 
Wirtschaft zunächst für ausreichend, 

Darmstadt,den 4.März 1953 

Der Rechnungshof des Landes Hessen 

gez. Dr. Bell gez. Hainebach gez, Dr. Bausch 

gez. Bornscheuer gez, Wietzig 



Aktiva 

I. Anlagevermögen 

1. Bebaute Grundetücke 
2. Maschinen u, maschinelle 

Anlagen 
;. Betriebs-- u,Geschäfts­

auest~J.ttung 

4• Unfertige Neuanlagen 

II. Umlaufvermögen 

1. Waren: 
Tankst e 11 en 
Raststätten- u, Erfri­
schungsbetriebe · 

2, Forderungen auat 
Kundenverkehr 
Lieferantenverkehr 
Sonstigem Verkehr 

3. Bankguthaben 

4. Postscheckguthaben 

5. Kassen- u. Gutscheinbestand 

6. Rechnungsabgrenzung 

Summe der Aktiva 

227 5o5,39 

19 422,20 

81 657,o6 

328 6!14,65 

79 959,67 

17 917.49 

19 o54,o1 -.-
3 o12,1o 

14., 724,67 

19 6oo,--

3'577,37 

2 :!1~.2~ 

266 ~:!8.~!1 
615 oo3,19 

••:a~:a••·=·--

~ge 1 zur Denkschrift zur StUR 195o 
Blatt I 

B i 1 a n z 

der Tankstellenverwaltungen des Landes Hessen 

zum 31. l~ärz 1951 

1 

( Gesamtverm1jgensrect.\_nttl!ß) 

mit Vergleichszahlen am 31. 3.195o 

241 ~49,12 

3~ 383,89 

92 77~.64 
228 714.§5 

592 524,50 

19o 724,49 

43 27o,91 

31 747,89 
385,70 

3 933.98 

214 339.n 

139 774.98 
1 399,71 
1 ~24a72 

626 2o2 1 11 

226 426,61 

Passiva 

I. Eigene Mittel 

1. Kapital 
Stand am 1.4.1949/5o 

+ Invente.r-.tlbernahmen 
+ Bundesz~schüsse 
+ Gewinn Gj. 1949/5o 

.;. Gewinnabführungen 
1949 Land 
1951> Bund 

Stand am 31.3.i95o/51 

II, Fremde Mittel 

1. Verbindlichkeiten aus: 
Lieferantenverkehr 
Kundenverkehr 
Sonstigem Verkehr 

2. Rechnungsabgrenzung 

Summe der Passiva 
··=-==··==-••~:s•• 

31.3.1950 
iill 

264 ~13,o5 -.--,-
2!11 !1~2a61 

~26 o82 1 12 

-,-
138 281,71 

_ 387 795,o1 

1o4 o71,66 -.-
115 663,71 

1 212 181 

22 2o8 18 
1 

615 oo;,19 

387 795,o1 
11 o:n ,66 
87 o57,72 

~28 1 ~~ a11 
1 o84 o2~ 1 ~2 

-.-
2!16 13o,25 

831 622,57 

~6o 12o,59 
-,-

2o 5~o,o2 

1 88~142 
268 :22!1ao4 

1 226 426,61 
=·===-=llll•====== 

\ 



Aufwendungen 

Betriebsaufwand 

1. Wareneinsatz bei: 
Tankstellen 
Raststätten und Erfri­
schungsbetrieben 

2, Betriebskosten 

Löhne und Gehälter 
Gesetzliche Sozialabgaben 
Trennungsentschädigung u. 
Beschäftigungsvergütungen 
BeihUfen u, Unterstützungen 
Reisekosten 
Allgemeine Betriebs- u.Verwal­
tungskosten 
Steuern 
Abschreibungen 

Außerordentlicher u. betriebs­
fremder Aufwand 

Kundenboni 
Verschiedene außererdentliuhe 
Aufwendungen 

~~~uß (Gewinn) 

SUJDIIIe der Aufwend11npn 
:==-••a===~=as~8wwaa 

2 

2 

Gewinn- und Verlustrechnung 

der Tankstellenverw.al tunsen des Landes Hessen für die 

Zeit vom 1.April 19!jo bis zum 31.März 1951 
(Gesamterfolgsrechnung) 

741 253,69 

18o 6~8,!)2 

221 822 128 

166 151,26 
16 5o2,o7 

1 34o,75 
-,-

1 827,o5 

41 623,40 
23 556,25 
12 2!6121 

21o 9Hao2 

-,-
1 285,1o 

1 285,7o. 

mit Vergleichszahlen für das Geschäftsjahr 1949 

6 o27 293,66 

821 o24 1 12 
6 854 381o18 

316 253,24 
29 789,o5 

1 629,---
784,--

5 o94,Bo 

113 247,22 
n 522,36 
~2 16o 111 

216 °12z8~ 

391,n 

1 126,o2 
1 28"(,75 

Erträge 

Betriebsertrag 

1. Erlöse eigenbewirtschafteter 
Tankstellen 
Raststätten u. Erfrischungsbetriebe 

2. Erlöse von Pachtbetrieben 

~ordentlicher u, betriebsfremder Ji:rtrag 

Habenzinsen 
Lieferantenboni 
Lieferantanskonti 
Verschiedene !j.Ußsrordentliche Erträge 

241 469,61 
~ 435 594.n 

528 123.11 
8 o;o f89 1 o8 

==-= ---= ...... =-· 

3 o77 
~00 

3 318 

!2 

Blatt II 

356,o6 
821102 
247,o8 

281.8:;! 

-,-
155,67 
254,47 
9!)5.69 

6 697 5o6,49 
1 222 668122 
.L25.7 175 z48 

42 Ho 1 1,2 

2 366,44 
5 733.75 

1o 847,87 
4 32:5.39 

23 273.45 

======-===== ===========s-== 

\ 
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G e s a m t - B i 1 a n z 

Anla.s;e .2 zur Denkschrift zur StHR 195o 
Blatt I 

der Reseisehen Staatsbäder zum 31. 9ezember 195o 

Aktiva 

Anlagevermögen 

1 • Sachanlagen 
(Restbuchwerte nach dem 
Anlagenaohweis) 

2. Finanzanlagen 

Hypotheken, Grund- u, 
Fantenschulden 
Wertpapiere 
Reichstitel 
Sonstige Forderungen 
an das Reich 
Bete:Uig1mgen 
Rechtswerte 

Umlaufv,!!rl!lögen 

1. Vorrli te 
Roh- u. Zusatzstoffe für 
Kur-, Bade- u. Versandbetrieb 
Waren für Gaststättenbetrieb 
Brennstoffe 
Hilfe- u. Betriebsstoffe 
Handelswaren 
Halbfe2·tig- -q. Fertigerzeugnisse 
Werbematerial 

2. Forderungen aus 

Kundenverkehr 
Lieferantenverkehr 
Sonstigem Verkehr 
Verk$hr mit Beteiligungs­
unternehmen 

3. Flüssige Mittel 

Bankguthaben 
Kassenbestand u. Postscheck­
guthaben 

Rechnungsabgrenzung 

Verlust a~!l den.Vorjo.hren 
!U..:..J..2.22.. 

Summe der Aktiva 

27 244.--
1o9 921,--

3,--

1 '--
72 :546,--

1 --

1 B69,o2 
17 9)6,54 
19 3o4,72 

24o 353,46 
1 762,o9 

94 947.32 
1 789,25 . 

7o3 4o2,4o 
7 368,o1 

8o6 2o2,o7 

5 758,94 

185 n1.n 
21 ~81112 

32o 451,14 
142 265,40 

13 o87 62o,26 

2o9 51_§_,=._ 

13 227 136.26 

1 522 ß1,42 

2o7 118,92 

1 8o3,43 

2 1o2 616,17 

462 716,54 

15 869 468,·97 

Eigene Mittel 

Stammkapital 
Rücklagen 

Rückstellungen u. Wertberichtigungen 

Wertberichtig-ungen 
zu Forderungen 
Rückstellungen 

Fremde Mittel 

1. Langfristige Verbind.lichk:ei ten aus 

bac·~ Uberbrückungskrediten 
Stützungsgeldern 
Vorschüssen für die Umwandlung 
von Fremdgeldern 

d) Krediten zur Beseitigung von 
Besa·tzungsschäden 

f
e) Wiederaufbaukred~ten 

) Darlehen auf Grund des Gesetzes 
vo~ 19.7.1950 (GVBl.S.135) 

2. Kurzfristige Verbindlich~eiten aus 
Kundenverkehr 
Lieferantenverkehr 
Sonstigem Verkehr 

Summe der Passiva 

Passiva 

8 526 o11,--
3 187 534.96 

1 

1 

5 495,28 
37 215,74 

287 5oo,--
149 5oo,--

2o ooo,--

25 ooo,--
91o o5o,a-

16o ooo,--, 

243 869,1o 
111 75o,99 
1~2 2!1220 

11 71;> 545,96 

42 D.lli..2i 
11 756 256.~ 

3 552 o5o,--

261 16'1,2i._ 

113 211,99 

15 869 468 .9'7 
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Blatt II 

Gesamt - ßrfolgarechnung 

der Resaisehen Staatsbäder für die Zeit vom 1.Jan. bis 31.Dez.195o 

Aufwendungen 
--·-·-·----·--·--------------------·----------------------

~~.!!!.bsaufvoand 

1, Materialkosten 
Roh- u, Zusatzstoffe für Kur-, 
Bade- u, Versandbetrieb 
Waren für den Gaststättenbetrieb 
Brennstoffe 

27 484,--
157 843.42 
45o 916,33 
51!! 182,4L Bilfs- u •. Betriebsstoffe 

2. Personalkosten 
Löhne der Arbeiter 
Beaoldungen u, Vergütungen 
Aufwandsentschädigungen 
1Ter·sorgungsbezüge 
G<.H<ei;zliche Sozialabgaben 
Freiw, soziale Aufwendungen 

3, Frem?mnergi«m 

4, Fremdleistungen 
Reparaturen an Gebäuden 
Desgl, an Betriebseinrichtungen 
Sonstige Fremdleistungen 

5. Kurmusik 

6, Veranstaltungen 

1 o27 4o4,13 
492 575.32 

5 16o,--
-,-

117 217,o8 
9 694,14 

79 719,47 
35 oo3,92 
56 72o,94 

1. Gebühren, Umlagen, Abgaben, Spenden, 
Beiträge u. Versicherungsprämien 

Gebühren 2o 921,27 
3 267,55 

12 521,26 
22 769,8o 

Spwuden 
Be:!. träge 
Versicherungsprämien 

8, Werbekosten 

9. Verschiedene Kosten 

~a:trl'~~ 

1. Abschreibungen auf Anlagen 
Abschreibungen auf Fordez~ngen 

2, Stev.ern 
Umsa:tzsteuer 
Gewerbe- u. Lohnsummensteuer 
Grundsteuer 
Kraftfahrzeugsteuer 
Vergnügungasteuer 
Sonstige Steuern 

3. Zins." Skonti-u. Diskontaufwan­
dungen 

Außerordentlicher u.betriebsfremder 
.~.u:t:_w~ --·-'"----·----Summe der AufwandUngen 
u~w: ~ ""'·~""".-;;;mm:m~::o::z:::.=3:======= , 

395 24o, 18 
6 96},79_ 

85 942,85 
19 341 ,4o 
53 296,51 
.5 8o9,87 

287,9o 
___ _::;6gj~ 

1 15o 426,22 

1 712 o5o,67 

361 945,61 

171 444.33 

229 133,5o 

85 686,o2 

59 479,88 

138 937,19 

122 81!b 22 ... 

4 1o1 917,67 

165 3o2,3:;1 

12 7~4.42_ 
58o 2 o,I2 

14 529,--_ 

4 696 7o7,39 
-====-==·=·=-===·= 

. 

~hb!Hirtraß 

1. Kurbetri.eb 
Kurabgabe 
Veranstaltungsbetrieb 
Sonstige Erlöse des Kurbetriebs 
Thermalschwimmbäder 

2. Badebetrieb 

3· 

4· 
5· 

Heilwasser~ u. Süßw~sserbäder 
Moorbäder und Packungen 
Irthah•torien 
Zusätzliche Behandlungen 

Versandbetrieb 
Tafelwasserv-ersand 
Heilwasserversand 
Sonstige Quellprodukte 
Erlöse aus Flaschen u. Flaschenpfand 

Beherbergungs- u. Gaststättenbetrieb 

Enii;rgiearzeugung u. Werkstätt~n 
Strom 
Wasser 
Dampf 
Dampfwäscherei 
Werkstätten u. sonst~ge HilfsbetriaQe 

6. Urerzeugung 
Moorversand 

1· Dienstleistungs- u. Forschungsl:letriebe 

8. Handelewaren 

9. Grundstücksverwaltung 
Pachten (Betriebe) 
Pachten (Grundstücke) 
Mieten 
J,and- u. forstwirtaohaftliche Erlöse 
Gärtnerei 
Fischerei 

1o. Sonstige Erlöse 

11. Kalkulatorischer~ Ertrag 

Zinsertrag 

Zins-. Skonti- u. Diskonterträge 
~d~tlioh~r u. betriebsfremder Ertrag 

Ver]:us·t 

ßumme der Erträge 
===~===~~=~====== 

5oo o:!)5,55 
85 8o6,25 
18 46o,95 
§6 882,40 

892 772,59 
99 2o6,25 
21 228,49 

___§2 621,52 

162 971,o8 
497 555,94 
111 158,21 

58 2Jto,83 

491 466,34 
164 967,59 
440 )o2,92 

)6 738,63 
13 3,QJ,12 

136 639,32 
30 943.79 
8o 4oo,65 
16 394,9o 
1o 782,31 

34,5o 

1 o75 828,85 

829 926,o6 

39o 179,44 

1 146 776,61 

5oo,6o 

32 692,45 
'l 53o,)ü 

275 195.47 

31 335,82 

__ 25 3582.D~-· 

~.L 

.. 8 ]5o 1 §~L 
_.]9 181,74_ 

-- 1 t. 2 .-.:;:.2 6"-5'"'''-'-'L! ü . ~__.,-!.!--~ .. -

\ 



- ------------------

.§.!J.chanl~.s:en. 

Grundstücke u. Gebäude 
Unbebaute Grundstücke 
Bebaute Grundstücke 
Wohngebäude 
Landwirtschaftsgebäude 
Geschäftsgebäude 
Betl'iebsgebäude 
Andere Baulichk~iten 
Ei.senbahnanlagen 

Hai lquellen, J,agerstä tten usf, 
QuellEmvorkom.men 
Fassungsanlag<'n 
Moorgruben 
Moorwiesen 

Maschinen, Apparate, Förder-
n. Verteilungsanlagen, Fahrzeuge 

Maschinen u. Apparate 
Förderanlagen 
Vertel 1 ungsa.nlagen 
Straßenfa.hrzeuge u, Zug~~·ieh 
Schienenfahrzeuge 

Werkzeuge, Botriebs- u,Geschäf'ts­
a:r<~HJ ts:t·tune; 

Betriebs·· u. Geschäf·tsau.sstattung 
Werkzeuge u. kurzlebige Betriebe­
n. Geschäf'tea·•leetattung 

Unfertige Neuru1la.gen 

A n 1 a g e n s t a n d 

der Hassischen Staatsbäder zum 31.Dez. 195o 

Stand 
am 1.1.12~0 Zugang Abganß 

llll ! m 

2 219 94o,81 26 3o9,29 
2 145 8o2,--

2~7 36o,-- 6 363,20 
57 437.71 

226 165,-- 46 749.46 
5 o3o oo8,51 722 oo7,14 

145 59o,66 11 73o,49 
!1: 126z--

1o o61 1oo,21 160 481,09 32 672,49 

242 ?o2,-- 1,-
65 33o,--

7 5oo,--

- !I:~Oz--

315 962,-.- 1 -

545 127,15 24 426,19 
855.-- 4 116,--

926 123,25 2o 519,75 
32 277,15 55 857,25 7oo,-

"(8~~~2 

1 5o5 16:w1.2, 104 919 119 zoo,-

4o8 634,55 175 481,43 

3 62.h.1.2. 

412 1.2.§..al2 175 481,43 --
221 o24..E, 3o4 !J.2!J. 1o6 

12 621 511,78 1 365 381,77 33 373.49 
:ll:.'~lll::&;::;i:'!S:iE;::.<;r,:=:;~:;:c::=~ -~;l!ll=;;!l!=··==•a: lii.\CJ#=-;•1111=&.:• 

Blatt III 

Wertbericbti~nßen sc~ 
1.1.-~1.12.12~0 vom 21.6.12Mi am ~1.12.12:20 

bis zum 
~1.12.12~2 

! l1B i.l!! --

2 193 6)1,52 
2 145 8o2,--

3 971.-- 6 162,8o 22o 857,--
1 173,-- 1 677.-- 54 587,71 
8 o82,93 6 276,45 258 555,oB 

96 874,61 123 696,71 5 531 444,13 
4 695, Hl 6 2o5, 15 146 421,o4 

2~2 1 6o ~22a1o ~ 126 1 jo 
115 042,12 144 371,81 10 555 494.98 

242 7o1,--
4 872,84 7 3o9,26 53 147,9o 

75.-- 112, 5o 7 312,5o 
42°z--

4 9!1:1.84 z 421 ,z6_ 3o3 591,4o 

79 o23,19 103 92o,61 3a6 6o9,54 
69(;,54 427,41 3 847,o5 

101 798,67 149 389,o2 695 455,31 
17 165.91 8 o55,14 62 213,35 

181~~ 111a!i1 !,\81a~o 

m. 762,65 261 9o9,69 1 1!).8 112,15 

75 581,30 55 591,86 452 942,82 

2o~a6Z 1 ~~8 1 ~o 1 ,?~2.52 

z6 486,n 56 95o,36 -·154 3o2,3~ 

6~ ~.P8.18 

395 24o,18 470 659,62 1) o87 62o,26 
aoaaa.,.••=• Ma:••=c=-•==• =rsm;::•snwa=:::::z 
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